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„Krieg gegen den Terror“?  

Der globale „Krieg gegen den Terror“ 
markiert einen Zivilisat ionsbruch: 

Der Imperialismus schüttelte die Fessel 
ab, die ihm die Existenz der Sowjetunion 
und der sozialistischen Länder Europas 
in den internationalen Beziehungen auf-
erlegt hatte, und setzte an die Stelle des 
Völkerrechts wieder 
das Faustrecht. Das 
Völkerrecht, das im 
Kern die Gleichheit 
s o u v e r ä n e r  S t a a -
ten anerkennt, galt 
allerdings schon bei 
s ei nem E nt s t ehen 
nicht f ür Kolonien, 
so wie die Erklärung 
der Menschenrechte 
nicht für Sklaven oder 
Ureinwohner galt.
D a s  ä n d e r t e  s i c h 
nach der Oktoberre-
volution. Im Verlauf 
von etwa 60 Jahren 
erh iel t en d ie  mei-
sten Kolonien und 
Halbkolonien formal 
ihre Unabhängigkeit, 
den letzten großen 
Schub bewirkte die 
portugiesische Nelkenrevolution im April 
vor 45 Jahren. Die nationale Befreiung in 
Asien, Afrika und Lateinamerika ist das 
historisch bisher folgenreichste und nach-
haltigste Ergebnis des durch Konterrevolu-
tionen niedergerungenen Sozialismus.
Aber es existieren auch heute nicht unbe-
trächtliche neokoloniale bzw. militärisch 
wichtige Kolonialbestände, etwa Guam im 
Pazifik (USA) oder Diego Garcia (Großbri-
tannien, von den USA bis 2036 gepachtet). 
Vor allem aber: Die rechtliche Abhängig-
keit der Kolonien wurde ersetzt durch die 
ökonomische. Das sorgte dafür, daß sich an 
Armut und Elend in den meisten der neuen 
Staaten nichts änderte, daß sich eine mit 
den früheren Kolonialmächten eng ver-
f lochtene, korrupte einheimische Bour-
geoisie bildete. Wer als Politiker nationale 
Selbständigkeit und vor allem finanzielle 
und wirtschaftliche Unabhängigkeit für 
sein Land beansprucht, wird mit Hilfe von 
CIA, britischen, französischen und längst 
auch deutschen Geheimdiensten gestürzt 
oder ermordet – von Mohammad Mossa-
degh 1953 im Iran über Patrice Lumumba 

1961 in der heutigen Demokratischen Repu-
blik Kongo und Thomas Sankara 1987 in 
Burkina Faso bis zu Muammar al-Ghaddafi 
2011 in Libyen. 
Der „Krieg gegen den Terror“ gehört inso-
fern zum Wesen des heutigen Imperialis-
mus, seine offizielle Verkündung durch 

den dama ligen US-
Präsidenten George 
W. Bush 2001 bedeu-
tete dennoch etwas 
Neues: Es gelang mit 
dieser For mel ,  die 
Kriegsteilnahme der  
US-Verbündeten zu 
rechtfertigen, ohne 
daß sich die Abnei-
g ung der Bevölker- 
ungen gegen militä-
rische Abenteuer in 
großen Bewegungen 
äußerte. Der „Krieg 
gegen den Ter r or “ 
schwächte die Frie-
densbewegung und 
bereit et e z ug leich 
einer rassist ischen 
Ideologie des Einver-
ständnisses mit ihm 
den Weg. Stat t den 

permanenten Krieg, der selbst eine Form 
von Staatsterrorismus ist, zu bekämpfen, 
gehen viele Menschen in den imperialisti-
schen Ländern der nationalistischen und 
rassistischen Propaganda, die ihn gene-
ralstabsmäßig begleitet , auf den Leim. 
Zugleich dient er der Verschärfung aller 
juristischen Unterdrückungsinstrumente 
gegen Protest oder gar Widerstand. Der im 
vergangenen Jahr verstorbene Historiker 
Kurt Gossweiler nannte ihn deswegen eine 
„geniale Erfindung“.
Ein Beispiel ist der allgemeine Umgang mit 
dem Krieg in den Sahelstaaten Westafri-
kas, an dem die Bundeswehr mit etwa 
1000 Soldaten teilnimmt. Selbst die Bun-
desregierung vergleicht ihn mit Afgha-
nistan und bezeichnet ihn als besonders 
gefährlich. Die Funktion dieses Krieges ist 
vor allem, den Kollaps aller Staaten dieser 
Region nach der Zerstörung staatlicher 
Kontrolle in Libyen 2011 zu verhindern. 
Zugleich soll die ökonomische Abhängig-
keit, die Hauptursache für Armut, Elend 
und die Zerbrechlichkeit dieser Staaten, 
insbesondere von Frankreich gesichert 

und schließlich Migration Richtung Eu-
ropa verhindert werden. Es handelt sich 
um einen Versuch, das Feuer, das USA und 
EU-Staaten dort entfacht haben, mit Ben-
zin zu löschen. Nichts anderes geschieht 
im Nahen und Mittleren Osten, in Afgha-
nistan und Pakistan.
Da s bedeutet f ür Kommunisten und 
Sozialisten in Deutschland auch: Wer 
von Migration redet, darf z. B. von einem 
solchen Krieg wie in Westafrika und den 
anderen neokolonialen Feldzügen des 
Imperialismus nicht schweigen. Wer sie 
ignoriert, bedient die Absicht, vom Kampf 
um den Frieden abzulenken. Das ist eine 
Funktion der rechten Parteien, die mit 
nationalistischen und rassistischen Paro-
len in den imperialist ischen Ländern 
Wahlerfolge feiern. Der globale „Krieg 
gegen den Terror“ ist aber der wahre 
Terrorismus, nämlich Staatsterrorismus, 
unserer Zeit. Möglicherweise die genial-
ste und zugleich verheerendste Erfindung 
imperialistischer Ideologen seit den Zei-
ten des Faschismus …

Arnold Schölzel

Nichts geschieht von alleine – weder 
Krieg noch Frieden. Laßt uns für den  
Frieden arbeiten!

Graphik: Thomas Kruse
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Bundesausschuß Friedensratschlag

Keine neuen US-Raketen in Europa!
Wenn es bei der Kündigung des INF-Ver-

trags durch die US-Regierung – gegen den 
ausdrücklichen Willen Rußlands – bleibt und sie 
nach Ablauf der sechsmonatigen Kündigungs-
frist wirksam wird, droht eine Eskalation bis 
zum 3. Weltkrieg. Als Folge des INF-Vertrages 
von 1987, dem ersten nuklearen Abrüstungs-
vertrag überhaupt, vernichteten die USA und 
die Sowjetunion eine ganze Waffenkategorie: 
landgestützte Mittelstreckenwaffen (Reichwei-
ten von 500 bis 5500 km). Seitdem ist es beiden 
Staaten – USA und Rußland als Nachfolgestaat 
der UdSSR – verboten, diese Raketen und 
Marschflugkörper bodengestützt aufzustellen,  
ganz gleich, ob sie nuklear oder konventionell 
bestückt sind. Flugzeuge und Schiffe als Trä-
germittel sind dagegen erlaubt. Der INF-Vertrag 
hat sich als wesentliche Sicherheitssäule erwie-
sen. Über erprobte Verifikationsverfahren war 
er Vorbild für weitere Abrüstungsverträge, die 
das Ende des kalten Krieges markierten.
Die US-Regierung begründet die Vertragskün-
digung mit einer angeblichen dauerhaften Ver-
tragsverletzung Russlands, die bereits 2008 
begonnen habe. Ein Marschflugkörper des Typs 
SSC-8 (russisch: 9M729) mit einer Reichweite 
von 2600 km sei erst getestet, dann in mehre-
ren Bataillonen mit je 24 Flugkörpern statio-
niert worden. Öffentlich zugängliche Belege 
gibt es dafür nicht. Ein Satellitenfilm aus US-
Geheimdienstkreisen soll einen verbotenen Flug 
dokumentieren, der die NATO-Partner über-
zeugt habe. Die russische Seite bestreitet nicht 
die Existenz der 9M729. Sie gibt seine maxi-
male Reichweite jedoch mit lediglich 480 km 
an, was vertraglich zulässig ist. Einladungen 
an die NATO-Seite, den Flugkörper in Augen-
schein zu nehmen, wurde nicht nachgekommen. 
Statt dessen wird Rußland aufgefordert, diese 
Flugkörper zu vernichten, obwohl Verifikations-
experten von UNO und Bundeswehr eine Vor-
Ort-Inspektion für ausreichend halten, um die 
NATO-Vorwürfe zu klären.
Bisher deutet nichts darauf hin, daß die NATO 
bereit ist, auf russische Klärungsversuche ein-
zugehen. Das legt die Vermutung nahe, daß 
zumindest die USA den Vertrag zerreißen wol-
len, um freie Hand für die Stationierung von 
neuen Mittelstreckenwaffen zu haben. Die 
von ihnen behauptete russische Vertragsver-
letzung bildet so nur den Vorwand für neue 

Aufrüstungsschritte der NATO. Für diesen Fall  
hat Rußland militärische Gegenmaßnahmen 
angedroht.
Nach der Kündigung des INF-Vertrages eröff-
nen sich für die USA weltweit Möglichkeiten, 
nukleare und konventionelle Mittelstrecken-
waffen landgestützt aufzustellen. Zu denken ist 
an die Nähe zur VR China, den Iran, Venezuela, 
Kuba, Nordkorea usw. Ebenso steht das NATO-
Gebiet in Europa, mit Ausnahme des Gebiets 
der ehemaligen DDR (durch Zwei-plus-vier-
Vertrag ausgeschlossen) dafür offen. Beson-
ders in Frage kämen jene Regionen, die nahe an 
der russischen Grenze liegen (Baltikum, Polen, 
Bulgarien, Rumänien), aber auch der Westen 
Deutschlands sowie andere ehemalige Mit-
gliedstaaten des Warschauer Vertrages und 
NATO-Mitglieder auf dem Balkan. Je näher die 
Stationierungsorte an der russischen Grenze 
liegen, desto kürzer werden die Vorwarnzei-
ten, und desto höher wird die Atomkriegs-
gefahr. Die Friedensgefährdung übersteigt 
dann jene, die durch die Stationierung von Per- 
shing II und Cruise Missiles Anfang der 80er 
Jahre in Westeuropa virulent war.
Die US-Regierungen lassen ihre Atomwaffen 
samt Trägermittel modernisieren, was eine Bil-
lion Dollar verschlingen wird. Dramatisch wird 
dieses Vorhaben im Kontext der jüngsten US-
amerikanischen Atomwaffenplanung, wie sie 
in der „Nuclear Posture Review“ von 2018 fest-
gelegt wurde: Die US-Atomsprengköpfe werden 
zum Teil auf „kleine“ Sprengköpfe vom Hiro-
shima-Format umgerüstet – geradezu ideal für 
das Schlachtfeld Europa. Auch die 20 US-Atom-
bomben in Büchel werden technisch so verän-
dert, daß sie wesentlich präziser treffen und in 
ihrer Wirkung dosierbar werden.
USA und NATO bauen Raketenabwehrstellun-
gen in Rumänien und Polen auf, die perspek-
tivisch russische Gegenangriffe unmöglich 
machen sollen. Die Ankündigung von US-Prä-
sident Trump, eine alle Orte der Erde einschlie-
ßende Raketenabwehrfähigkeit gewährleisten 
zu wollen, die auch den Weltraum als Opera-
tionsgebiet umfaßt („Star Wars“), schließt 
eine Ausweitung dieser Stellungen in Europa 
ein. Angesichts dieser US-Erpressungspoten-
tiale wachsen die Zweifel, ob der Atomwaffen-
sperrvertrag im nächsten Jahr und der „New 
Start“-Vertrag Anfang 2021, der Obergrenzen 

der strategischen Nuklearwaffen von USA und 
Rußland überwacht, verlängert werden.
Deutschland und die anderen europäischen 
NATO-Staaten haben eine Phase konventionel-
ler Hochrüstung begonnen, die sich gegen das 
ohnehin konventionell hoffnungslos unterle-
gene Rußland richtet. Möglichst zwei Prozent 
ihrer Wirtschaftsleistung sollen ins Militär flie-
ßen. Deutsche Ambitionen drohen den Bundes-
wehrhaushalt auf das Doppelte hochzutreiben. 
In die Defensive gedrückt verstärkt Rußland 
sein Nuklearpotential.
Deutschland und Europa drohen – wie zuletzt 
in den 80er Jahren – zum atomaren Schlacht-
feld zu werden. („Euroshima“)
Ein dringendes Umsteuern ist nötig. Die Bun-
desregierung muß den Amtseid der Kanzlerin 
ernst nehmen, „Schaden vom deutschen Volk 
abzuwenden“. Der INF-Vertrag muß erhalten 
bleiben!
Wir fordern die Bundesregierung auf,
• den Einladungen Rußlands zu folgen und Vor-

Ort-Inspektionen in Rußland vorzunehmen,
• umgehend zu erklären, daß sie eine Statio-

nierung von US-Mittelstreckenwaffen in 
Deutschland nicht zuläßt

• unverzüglich ihr Veto innerhalb der NATO 
gegen eine Stationierung von US-Mittelstrek-
kenwaffen in NATO-Mitgliedsländern einzu-
legen,

• Initiativen für umfassende Abrüstungsver-
handlungen zwischen Rußland und der NATO 
zu ergreifen, die unter anderem die konven-
tionelle Überlegenheit der NATO, die takti-
schen und strategischen Atomwaffen, die 
Raketenabwehrsysteme und Weltraumwaf-
fen insgesamt einbeziehen. Das schließt den 
Verzicht auf das Zwei-Prozent-Ziel der NATO, 
die Bereitschaft zur einseitigen Abrüstung 
der Bundeswehr ebenso ein wie den Abzug 
von US-Atomwaffen von deutschem Boden.

Die Stationierung der nuklearen US-Mittel-
streckenwaffen Pershing II und Cruise Missiles 
Anfang der 80er Jahre mobilisierte Millionen 
Menschen. Erneut sind massenhafte Proteste 
notwendig.
 
Für den Bundesausschuß Friedensratschlag

Lühr Henken, Berlin
Prof. Dr. Werner Ruf, Edermünde

Wir setzen mit dieser Birke ein Zeichen 
gegen den geplanten Wiederaufbau der 

ehemaligen Garnisonkirche.
Wir setzen ein Zeichen für das Leben. Wir 
brauchen neu die Erinnerung deutscher 
Geschichte in Potsdam.
Die Birke kommt von einem Ort, der daran 
gemahnt, wohin Militarismus und Nationa-
lismus führen können.
Diese Birke vom Ettersberg ist eine Aufforde-
rung an Potsdam, sich mit der eigenen Pots-
damer Geschichte auseinanderzusetzen, sich 
aktiv für das Leben, für die Demokratie und 

für die Vielfalt in unserer Gesellschaft einzu-
setzen. In ihrer lichten und zarten Gestalt tri-
umphiert diese Birke über den versteinerten 
Größenwahn einer Militärkirche.

Martin-Niemöller-Stiftung / Komitee für 
preußische Leichtigkeit / Profilgemeinde „die 
Nächsten“ / Bürgerinitiative Potsdam ohne 
Garnisonkirche / Christen brauchen keine 
Garnisonkirche / Antimilitaristischer Ver-
ein Potsdam / VVN – Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes / Bündnis „Potsdam 
– Stadt für alle“ 

Dieser Text steht seit dem 9. Februar auf einer 
Tafel neben einer vom Ettersberg (KZ Buchen-
wald) bei Weimar nach Potsdam gebrachten 
und vor dem Rechenzentrum (Kunst- und Krea-
tivhaus) am Ort der ehemaligen Garnisonkirche 
gepflanzten Birke. 
Die Martin-Niemöller-Stiftung hatte gemein-
sam mit dem Nationaltheater Weimar zur 
„Intervention gegen den Wiederaufbau der 
Garnisonkirche“ eingeladen und diese „Inter-
vention“ mit zahlreichen Mitstreitern reali-
siert. 
 RF

Vom Ettersberg nach Potsdam 
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Frieden kommt nicht von alleine

Obwohl Europa eigentlich nur die westli-
che Halbinsel des asiatischen Kontinents 

ist, wird es aufgrund seiner kulturellen und 
historischen Bedeutung als selbständiger 
Erdteil betrachtet. Der Versuch Deutschlands, 
sich zum Alleinherrscher auf dieser Halbin-
sel aufzuschwingen und auch die anderen vier 
Erdteile zu vereinnahmen, endete in einer 
Katastrophe. Im Ergebnis dieses Jahrhun-
dertverbrechens bildeten 
sich zwei Machtblöcke 
heraus, zwischen denen 
das ruhmreiche Europa 
Gefahr lief, zermahlen zu 
werden. 
Nun heißt es ja bekannt-
l ich ,  d a ß je der ei ne 
zweite Chance verdient 
hat, wobei es – denken 
wir an den Ersten Welt-
krieg – schon die dritte 
wäre (über die Ja hr-
hunderte davor schwei-
gen wir schamhaft). Ob 
sie genutzt wird, steht 
noch immer infrage. Als 
nämlich die USA sich 
anschickten, das Vorha-
ben des Hitler-Regimes 
fortzusetzen, und ver-
sucht en ,  d ie Sow jet-
union zur Strecke zu 
bringen, unterwarfen 
sich die westeuropä-
ischen Staaten bedenkenlos der amerikani-
schen Militärstrategie, die einkalkulierte, 
Europa in ein nukleares Schlachtfeld zu ver-
wandeln. Als wegen des sich abzeichnenden 
nuklearen Patts der Einsatz des ganz „gro-
ßen Knüppels“ zu riskant wurde, beschrit-
ten die nuklearen Strategen im Pentagon neue 
Wege, um ihr Ziel zu erreichen. Die Entschei-
dung fiel für Waffensysteme (Pershing II und 
Cruise Missiles), die im grenznahen Bereich 
zur Sowjetunion stationiert werden soll-
ten – in der Absicht, sie für einen atomaren 

„Enthauptungsschlag“ einsetzen zu können. 
Selbstverständlich durfte dies nicht laut aus-
gesprochen werden, da Europa zwangsläufig 
zur Zielscheibe einer sowjetischen Reaktion 
werden würde. Deshalb mußte die Moderni-
sierung des sowjetischen nuklearen Arse-
nals (SS-20) als Rechtfertigung herhalten, ein 
Argument, das sich rächen sollte. Der dafür 
verwendete Begriff „Nachrüstung“ wurde für 
die Medien salonfähig aufbereitet. 
Der Kampf gegen die „Nachrüstung“ war die 
Geburt der größten Friedensbewegung in der 
BRD. Sie begleitete die auf diplomatischer 
Ebene geführten sowjetischen Bemühungen, 
die Stationierung US-amerikanischer Atom-
raketen auf europäischem Festland zu verhin-
dern. Im Bonner Kanzleramt stand man indes, 
im transatlantischen Gehorsam befangen, 
stramm an der Seite Washingtons. Helmut 
Schmidt riskierte sein Amt als Bundeskanz-
ler, ignorierte die 300 000 Demonstranten, 
die sich im Oktober 1981 im Bonner Hof-
garten versammelt hatten und unterstützte, 
wie auch sein Nachfolger Helmut Kohl, die 

angeblich unumgänglichen atomaren Gegen-
maßnahmen zum sowjetischen Ungeheuer 
namens SS-20. Beide, Schmidt wie Kohl, stan-
den einige Jahre später blamiert da, als sie 
nach Unterzeichnung des INF-Vertrags zur 
Kenntnis nehmen mußten, daß sie den Sinn 
des Vorhabens der USA, Europa zur Abschuß-
rampe atomar bestückter gegen die Sowjet-
union gerichteter Raketen zu benutzen, nicht 

verstanden haben. Falls doch, haben sie ihre 
Bevölkerung nach Strich und Faden belogen.
Wir wissen nicht, ob es der US-Präsident 
Ronald Reagan war, der auf die europä-
ischen Proteste hin den Begriff „Null-Lösung“ 
erfand. Jedenfalls gebrauchte er diese Wort-
schöpfung, als er am 18. November 1981 vor 
dem National Press Club die Entscheidung 
seiner Regierung bekanntgab, der Sowjet-
union eine Null-Lösung vorzuschlagen. Er 
begann seine Rede um 10 Uhr vormittags 
Ortszeit. So konnte er sicher sein, daß die 
via Satellit nach Europa transportierte Bot-
schaft dort einen großen Zuhörerkreis finden 
würde. Der Kern seiner Botschaft bestand 
aus einem Satz: „Die Vereinigten Staaten sind 
bereit, auf die Aufstellung der Pershing 2 und 
der am Boden stationierten Marschflugkör-
per zu verzichten, wenn die Sowjets bereit 
sind, ihre SS-20-, SS-4- und SS-5-Raketen zu 
verschrotten.“ In den Monaten und Jahren 
danach wurden für die „Zero-Option“ zahl-
lose Propagandafeldzüge gestartet. Einer 
davon fand in Westberlin statt. Am 31. Januar 
1983 zog US-Vizepräsident George Bush wäh-
rend einer Rede einen „Offenen Brief“ von 
Ronald Reagan an die Völker Europas aus 
der Tasche. In diesem Brief schlug der US-
Präsident dem sowjetischen Generalsekretär 
Juri Andropow vor, „er und ich sollten wo und 
wann immer er es wünscht, zusammentref-
fen, um ein Abkommen zu unterzeichnen, das 
die amerikanischen und sowjetischen land-
gestützten Mittelstreckenwaffen auf dieser 
Erde verbietet“. Diese Nachricht wurde mit 
lautem Beifall quittiert, an dem sich auch 

Helmut Kohl in seiner Eigenschaft als Bun-
deskanzler beteiligte. 

Geburt der Null-Lösung – INF

Beifall aus dem Osten blieb aus. Im Gegen-
teil: Die Sowjetunion vertrat den Standpunkt, 
der übrigens von zahlreichen Friedensfor-
schern und Rüstungsanalytikern geteilt 
wurde, daß die SS-20 nicht mehr als eine seit 

Jahren über f ä l l ige 
Modernisierung der 
veralteten SS-4- und 
SS-5-Rakete war. An der  
2 0  J a h r e  d a u e r n -
den E x i s t en z d ie -
ser Systeme hat te 
die NATO nie Anstoß 
genommen. Sie wur-
den Anfang der 60er 
Jahre a ls Gegenge-
wicht zu den ameri-
kanischen Forward 
Based Systems (FBS) 
stationiert, also jenen 
mit atomaren Spreng-
k ö p f e n  b e s t ü c k -
ten Flugzeugen, die 
bereits seit Ende der 
40er Jahre von vor-
geschobenen Positio-
nen eine beständige 
Bedrohung auf die 
Sowjetunion ausüb-
ten und in der Folge-

zeit auch mit größter Selbstverständlichkeit 
modernisiert wurden. Außerdem stand der 
NATO auch das britische und französische 
Atomwaffen-Potential mit rund 340 Atom-
sprengköpfen zur Verfügung. Dennoch zeigte 
sich die Sowjetunion kompromißbereit. Im 
Rahmen seiner Abrüstungsoffensive 2000 
schlug Michail Gorbatschow vor, nur die 
amerikanischen und sowjetischen Mittel-
streckenraketen zu vernichten. „Sollen doch 
die Franzosen und Briten mit ihren Rake-
ten machen, was sie wollen, wir lassen deren 
Nukleararsenale völlig beiseite“, erklärte er 
in der Hoffnung, nun alle Hindernisse für ein 
Abkommen aus dem Weg geräumt zu haben. 
Irrtum! Erst müsse die Sowjetunion ihr Junk-
tim – die USA solle auf ihr SDI-Programm 
verzichten – aufheben. Ja, und genau das tat 
dann schließlich die Sowjetunion an jenem 
denkwürdigen 27. Februar 1987 in Reykja-
vik. Das war die Geburt der Null-Lösung, dem 
ein Abkommen folgte, welches das Kürzel INF 
trägt und das Trump nun einäschern will.

Die Geister, die man rief …

Das Abkommen schlug den Hardlinern in 
Washington gewaltig auf den Magen. Zwei 
ehemals aktive Staatsmänner, Ex-Präsi-
dent Richard Nixon und Ex-Außenminister 
Henry Kissinger, hatten sich sogleich an die 
Spitze der sich in den USA formierenden Null-
Lösungs-Gegner gestellt. Mehrere große US-
Tageszeitungen druckten eine von beiden 
formulierte und über eine halbe Seite umfas-
sende Kritik ab. Wurden zuvor die sowjeti-
schen SS-20 zum Streitpunkt erklärt, hieß 

Beim Ostermarsch 2018 in Oldenburg. Gemeinsam gegen Rassismus, Nationalismus 
und Faschismus! Fotos: Jochen Vogler/r-mediabase.eu 
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es nun, daß es gänzlich unabhängig von 
ihnen für die USA notwendig gewesen wäre, 
Mittelstrecken zu stationieren, damit die 
Sowjetunion, die ein Gleichgewicht bei den 
strategischen Waffen erzielt habe, von einem 
anderen Standort direkt bedroht werden 
könne. Daß die Autoren für dieses strategi-
sche Ziel den Begriff „Abschreckung“ verwen-
den, ist fast schon drollig. William Hyland, der 
als Mitarbeiter früherer US-amerikanischer 
Regierungen auf dem Gebiet der Rüstungs-
kontrolle reiche Erfahrungen gesammelt 
hatte, wurde schon 1981, als die Null-Option 
im Wortschatz Reagans auftauchte, von 
dunklen Vorahnungen gepeinigt. Reagans 
Vorschlag sei ein guter Schachzug, befand er, 
aber, fuhr er warnend fort, „mit ihm begeben 
sich die Vereinigten Staaten auf eine Verhand-
lungsrutschbahn, auf der sie in die Katastro-
phe abgleiten werden“. Für den damaligen 
NATO-Oberbefehlshaber Rogers stellte sich 
das Dilemma so dar: „Wir haben uns und 
unsere Völker für diese Idee verkauft, wonach 
die isolierte Null-Lösung der richtige Weg sei. 
Jetzt erkennen wir die Narretei, die wir in der 
Vergangenheit angestellt haben. Jetzt ist es zu 
spät.“ Was tun? Wie sollte man mit der Null-
Lösung umgehen, die, wie ein Berater des 
damaligen Bundesverteidigungsministers 
Manfred Wörner offenherzig ausplauderte, 

„vom Westen konstruiert war, damit sie nicht 
angenommen wird“? Man mußte wohl oder 
übel in den sauren Apfel beißen. Ein Satz aus 
dem berühmten Dokument NSC-68, der Bibel 
der US-amerikanischen „Eindämmungspoli-
tik“ brachte es auf den Punkt: „Die Führer der 
USA sollten unentwegt vernünftig klingende 
Abrüstungsvorschläge unterbreiten, von 
denen aber anzunehmen ist, daß die Sowjets 
sie nicht akzeptieren.“ Diesmal hatte die Tak-
tik nicht funktioniert. Niemand in den NATO-
Kommandostäben hatte damit gerechnet, daß 
die Sowjetunion an die Angel gehen würde. 
Doch sie hat es getan und dabei die auf Eu-
ropa zielenden Atomkriegspläne in die Tiefe 
gezogen. 
Viktor Karpow, sowjetischer Abrüstungsex-
perte, hatte in einem „Spiegel“-Gespräch an 
der Aufrichtigkeit der von den USA 1981 ins 
Spiel gebrachten Null-Lösung schon frühzei-
tig seine Zweifel geäußert und diese mit Blick 
Richtung Weißes Haus mit einem Zitat des iri-
schen Schriftstellers Oscar Wilde gewürzt: 

„Wenn uns die Götter strafen wollen, dann 
erhören sie unsere Gebete.“ Sie taten es – 
auch zum Kummer bundesdeutscher Leit-
medien. Schon wenige Tage nach dem Gipfel 
in Reykjavik war in der „Welt“ zu lesen: „Per-
shing 2 und Cruise Missiles haben die Auf-
gaben, Moskaus Führung mit dem Einsatz 
amerikanischer Nuklearmittel von Europa 
aus mit kriegsentscheidenden Potentialen zu 
konfrontieren.“ So sah es auch die „Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung“ (FAZ). Gänzlich unge-
niert gab sie zu, daß „die SS-20-Rüstung der 
Sowjets nicht die Ursache der Pläne war, die 
taktischen Atomwaffen der NATO in Europa 
zu verstärken, sondern allenfalls ein Umstand, 
der dieser Absicht förderlich war. Ein ursäch-
licher Zusammenhang bestand dagegen nie.“ 
Der NATO-Stationierungsbeschluß hatte also 
mit der aufgeladenen SS-20-Debatte nicht 
das geringste zu tun. Noch mal die FAZ: „Um 

primär politisch wirken zu können, benötigt 
das Bündnis Systeme …, deren Reichweite 
groß genug ist, um die Sowjetunion im Ernst-
fall treffen zu können.“ Es ging also immer nur 
darum, eine atomare Erstschlagskapazität 
aufzubauen. Davon haben die USA nie aufge-
hört zu träumen. Für Trump, so scheint es, ist 
das der Grund, diesen nie wirklich gewollten 
Vertrag in die Tonne zu treten. Mehr noch: für 
die gegenwärtig im Weißen Haus herrschende 
Junta scheinen alle Rüstungskontrollabkom-
men nur dazu dazusein, gebrochen zu werden.

Disziplin im NATO-Block

Wie aber reagierten die europäischen NATO-
Mitgliedstaaten, die doch am Erhalt des INF-
Vertrags ein besonders vitales Interesse 
haben müßten? Der antirussischen Hysterie 
verfallen, verhielten sie sich so, wie es sich 
für Vasallen gehört. Urplötzlich beeilten sie 
sich, „schwerwiegende Zweifel“ an der rus-
sischen Vertragstreue anmelden zu müssen. 
Weil aus Moskau keine überzeugenden Ant-
worten gekommen seien, müsse man plausib-
lerweise von einem Bruch des Abkommens 
ausgehen. Schon die NATO-Gipfelerklärung 
im Sommer 2018 gab dieser skurrilen „Logik“ 
die Vorlage. Die Erklärung dokumentiert die 
Funktionsweise der von den USA eingefor-
derten Blockdisziplin. Alle europäischen 
Mitgliedstaaten händigten ihrem „Spielfüh-
rer“ einen Blankoscheck für Vertragstreue 
aus, während Rußland vertragsbrüchig sei. 
Diese Behauptungen wurden mit dem Etikett 

„Beweise“ versehen und der „Qualitätspresse“ 
zum weiteren Ausbau des russischen Feind-
bilds auf den Schreibtisch gelegt. 
Der russische Außenminister Sergej Lawrow 
erklärte, bei einem Treffen mit US-Diploma-
ten in Genf hätten Vertreter der russischen 
Regierung angeboten, daß Spezialisten der 
Gegenseite sich mit dem Charakter der gerüg-
ten Rakete vom Typ 9M729 vertraut machen 
können. Von diesem Angebot wurde kein 
Gebrauch gemacht. Statt dessen behauptete 
Regierungssprecher Steffen Seibert unbeein-
druckt von den Fakten, Rußland habe „ganz 
klar“ den INF-Vertrag verletzt. 
Sergej Lawrow: „Die USA wollen offenbar das 
gesamte System der Rüstungskontrollverein-
barungen verschrotten.“
So ist es. In dieses Bild paßt das für Ost- 
europa geplante US-Raketen-„Abwehrsystem“. 
Es kann sehr schnell mit nuklear bestückten 
Marschflugkörpern bestückt und somit umge-
rüstet werden. Deklariert als Defensivwaffe 
würde es sich im Handumdrehen in eine Erst-
schlagswaffe verwandeln – ein klarer Bruch 
des INF-Vertrags. 
Um es auf den Punkt einer Postkartenweis-
heit der USA/NATO zu bringen: „Unsere Mei-
nung steht fest. Hüten Sie sich davor, uns mit 
Tatsachen überzeugen zu wollen!“ 
Merken denn die Politikgestalter aus der 
westlichen Wertegemeinschaft mit ihren 
medialen Handlangern nicht, welches Spiel 
hier gespielt wird? Mit Vertragstreue oder 

-untreue hat das alles absolut nichts zu tun. 
Unter Vertragspartnern sollte es doch zum 
guten Ton gehören, daß Zweifel des einen 
oder des anderen Partners am runden Tisch 
erörtert und vor Ort verifiziert werden. Wenn 
aber alle Angebote ignoriert, statt dessen aus 

schieren Behauptungen Beweise gezimmert 
werden, einzig und allein in der Absicht, das 
antirussische Feindbild in noch grellere Far-
ben zu tauchen und die Menschen in kriegs-
taugliche Stimmung zu versetzen, müßte 
doch der Groschen bei den NATO-Europäern, 
selbst bei Heiko Maas, längst gefallen sein. 
Die Aggressivität der USA richtet sich aus-
nahmslos gegen jedes Land, das eine eigene 
unabhängige Außen- und Wirtschaftspolitik 
anstrebt. Und dieser Regime-change-Terror 
verträgt sich nun mal mit keinem Rüstungs-
kontrollabkommen. In Washington interes-
siert man sich für die 9M729 ebensowenig 
wie vor 30 Jahren für die SS-20. Das ist der 
Punkt. Daß sich der in Europa ansässige Teil 
der NATO an diesem Spiel beteiligt, zeigt nur 
allzu deutlich, daß er seine eigene militärisch 
fundierte Agenda verfolgt – wohlwissend, daß 
es im Fall einer Stationierung neuer atomar 
bestückter US-Mittelstreckenraketen sein 
eigenes Territorium ist, das zum Objekt einer 
nuklearen Zerstörung werden kann. 
Wie verbohrt müssen europäische Politiker 
sein, daß sie es riskieren, die Lebensinteres-
sen der Menschen auf diesem Kontinent aufs 
Spiel zu setzen? Es wird höchste Zeit, sich von 
der Legende einer USA als einer Schutzmacht, 
eines Partners oder gar eines Freundes zu ver-
abschieden. Das „America first“-Logo gibt es 
seit dem Eintritt der USA als Weltmacht. Alle 
anderen waren und sind deren Stiefelknechte.
Die Entscheidung des US-Präsidenten, den für 
Europa so bedeutenden INF-Vertrag zu kün-
digen, bestätigt noch einmal, daß der „kalte 
Krieg“ nie wirklich beendet wurde. Ein Eu-
ropa jedoch, das ja so stolz auf den der EU 
ausgehändigten Friedensnobelpreis war, 
wird seiner historisch und kulturellen Rolle 
und seiner Ehrung erst dann gerecht (wenn 
überhaupt), wenn es endlich friedenspolitisch 
Partei ergreift und das jahrhundertealte Frie-
densgebot seiner Vorfahren mit Leben erfüllt. 
Der amerikanische Autor Strobe Talbott hat 
in seinem Buch „Raketenschach“ die Ent-
stehungsgeschichte der Null-Lösung auf-
gezeichnet. Darin weist er nach, daß der 
Begriff „Null-Lösung“ deshalb in die Debatte 
eingeführt wurde, um die Unterstützung 
der Öffentlichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland für den NATO-Doppelbeschluß 
zu gewinnen. Aber die Zeiten haben sich geän-
dert: Die NATO ist bis an die russische West-
grenze vorgedrungen, und das Wort vom 
atomaren Präventivschlag wurde wieder in 
den NATO-Grundwortschatz aufgenommen. 
Die Kröte, die die USA mit dem INF-Vertrag 
haben schlucken müssen, will Donald Trump 
wieder ausspucken. 
In den 80er Jahren ist es dank diplomati-
schen Geschicks der Sowjetunion und unter 
dem Druck einer starken Friedensbewegung 
gelungen, die Stationierung von nuklear 
bestückten US-amerikanischen Mittelstrek-
ken in Europa zu verhindern. Angesichts der 
von Trump getroffenen Entscheidung ist es 
unerläßlich, daß sich bald ein noch machtvol-
lerer Widerstand formiert. In ganz Europa!

Hans Schoenefeldt  
Berlin

Dieser Beitrag erscheint außerdem in der näch-
sten Ausgabe der „Marxistischen Blätter“.
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NO TO NATO!

Wa shington, 4. April 1949, 15 Uhr. Rund-
funk- und Fernseh stationen in den USA 

unterbre chen ihr Programm und schalten ins 
State Department. Dort betre ten elf Außen-
minister aus Europa und Kanada zusammen 
mit US-Staatssekretär Dean Acheson ei nen 
kleinen Saal und nehmen Platz. Vor ihnen ein 
Dokument: der Nordatlantikpakt.
Die Repräsentanten der zwölf Signatarmächte 
hatten sich in den vorbereitenden Verhandlun-
gen über Funktion und Zielstellung des neuen 
Paktes verständigt. Über die antisowjetische 
Stoßrichtung der künftigen Allianz bestand 
Ei nigkeit. Auch die Führungsrolle der USA war 
unbestritten. Die „Berlinkrise“ 1948/49 bewog 
Wa shingtons Verhandlungspartner, zweit-
rangige Formfragen diesem Grundkonsens 
unterzuordnen. Die Konsequenz eines solchen 
Paktes war bereits zu erkennen: Er konnte nur 
zur Spaltung Europas führen.

Trotz dieser Gemeinsamkeiten mußten in den 
USA wie auch in den westeuropäischen Ländern 
viele Vorbehalte überwunden wer den. Ache-
son selbst leistete Vor arbeit. Den Textentwurf 
konnte er diesmal nicht den Experten seines 
Ministeriums überlassen. Es gab ja keinen Prä-
zedenzfall, auf den sie hätten zurückgreifen 
können. Seit 1778 hatten sich die USA in Frie-
denszeiten auf kein Militärbündnis außerhalb 
der westlichen He misphäre eingelassen. 
Se nator Vandenberg, dessen Repu blikaner 
bis Anfang 1949 den Kongreß beherrschten, 
brachte eine Resolution in den Senat ein, die 
Bedenken vor allem unter sei nen Parteifreun-
den Rechnung trug. Erstmals wurde darin der 
Re gierung erlaubt, überall in der Welt und zu 
jeder Zeit Militär pakte zu schließen. Bedin-
gung war aber: keine „einseitige“ Bin dung 
der USA und Wahrung des parlamentarischen 
Entscheidungs rechts über Krieg und Frieden. 

Diese Senatsentscheidung bot den US-Diplo-
maten das geeignete Druckmittel, um sowohl 
Londons Sonderwünsche als auch westeu-
ropäische Forderungen nach auto matischer 
Beistandspflicht beiseite zu schieben.
Präsident Truman, der um 16.30 Uhr den Saal 
betritt, kann mit dem Verhandlungsresultat 
zufrieden sein. Sein Land ist nicht zu militäri-
schen Aktionen verpflichtet, kann aber überall 
eingreifen, wo es die „politische Unabhängig-
keit“ und „Sicherheit“ eines Mitgliedstaates 
gefährdet sieht. Mit ihren Unter schriften bin-
den die Außenmini ster Belgiens, Dänemarks, 
Groß britanniens, Frankreichs, Islands, Itali-
ens, Kanadas, Luxemburgs, der Niederlande, 
Norwegens und Portugals die Sicherheitspoli-
tik ih rer Länder an in Washington ent wickelte 
Strategien des kalten und heißen Krieges.

RF-Archiv

Ein Geburtstag ohne und gegen Frieden
Für die internationalen Friedensbewegun-

gen und die NATO-kritischen po litischen 
Kräfte und Parteien stellt dieser Geburtstags-
gipfel eine zentrale Herausfor derung in der 
weiteren Delegitimierung der NATO dar. In 
der Öffentlichkeit ist weiter aufzu klären und 
zu verdeutlichen: 
• Die NATO ist das größte und aggres sivste 

Militärbündnis unserer Zeit, ja möglicher-
weise der Geschichte. Es ist weit mehr als 
ein transatlantisches Bündnis, es ist ein 
weltweit agierendes Militär-Netzwerk. 

• Sie führt täglich Kriege gegen Menschen und 
Natur und bereitet weitere vor. Sie betreibt 
eine aktive Politik des „Regime Change“. 

• Sie dient mitnichten der „Verteidigung“, son-
dern der weltweiten Ressourcen- und Han-
delswegsicherung im Interesse des Profits 
der transnationalen (Rüstungs-)Konzerne. 

• Sie ist eine hemmungslose Aufrüstungs-
maschine und stielt das Geld, das wir für 
Soziales, ökologische Perspektiven und 
internationale Entwicklung so dringend 
brauchen. 

• Die NATO bedeutet Besitz und Moder-
nisierung von Atomwaffen sowie die Gefahr 
ihres Ersteinsatzes. 

• Die NATO, besonders die USA, verfü gen über 
ca. eintausend Militärbasen überall in der 
Welt. 

• Sie ist demokratiefeindlich und bedeu tet 
Abbau demokratischer Rechte und Frei-
heiten. Kriegslogik fördert Nationa lismus 
und Chauvinismus und treibt die Militari-
sierung der Gesellschaften voran. 

• Sie reproduziert patriarchale Macht- und 
Herrschaftsstrukturen, die nicht nur frau-
enfeindlich sind, sondern Sexis mus, Ras-
sismus, Ausbeutung und Ge waltstrukturen 
befördern. Die kontroversen Diskus-
sionen um die „Zukunft der NATO“, um 
hegemoniale Einflüsse in ihr und die Neu-
gestaltung der Kräftekonstellationen 
sind Anknüp fungspunkt für die Aufklä-
rung über den wahren Charakter dieses 

Kriegsbündnis ses. Die EU hat sich im Ver-
trag von Lissa bon als militärischer Akteur 
mit Aufrüs tungsverpflichtung definiert. 
Sie ist ein Militärbündnis, und fast alle 
EU-Staaten haben das 2-Prozent-Ziel der 
NATO übernom men. Die Ständige Struktu-
rierte Zusam menarbeit (PESCO) der mili-
tärisch stärks ten Mitglieder der EU treibt 
systematisch die Militarisierung voran. 
Die Verwirk lichung des 2-Prozent-Ziels 
macht die stärkste Wirtschaftsmacht der 
EU, Deutschland, auch zu ihrer führenden 
Militärmacht.

Aufrüstung und militärische Drohpo litik kann 
nicht dem Frieden dienen. Wenn es eine deut-
sche Verantwortung vor unse rer leidvollen 
Geschichte gibt, dann ist dies die Verantwor-
tung für den Frieden.
Deshalb werden wir zivile Alter nativen zur 
NATO, die Notwendigkeit der Entspannungs-
politik, der Freundschaft mit Rußland und des 
gemeinsamen Hau ses Europas herausarbeiten 
und vor allem auch dafür eintreten, daß mehr 
Frau en/Feministinnen in die zivilen Entschei-
dungsstrukturen eingebunden werden.
Die NATO muß abgeschafft werden. Ein Aus-
tritt aus ihr, beschlossen von ei nem Parla-
ment, ist eine wichtige und wün schenswerte 
Option, besonders für so ein zentrales Land 
wie Deutschland.

Aktionen der Friedensbewegung

Die Friedensbewegung will sich mit viel fältigen 
Aktivitäten und Veranstaltungen den Heraus-
forderungen des 70. Jahresta ges stellen. Die 
US- Friedensbewegung, die – wie unsere auch 

– zur Zeit nicht besonders mo bilisierungsfähig 
ist, hat begonnen, sich zu vernetzen und Pro-
testaktionen in Wa shington vorzubereiten. Sie 
kann anknüp fen an die große Demonstration 
mit mehr als 30 000 Menschen beim NATO-Gip-
fel in Chicago 2012.
Das Datum 4. April hat für die USA und beson-
ders für die Friedensbewegung eine heraus-
ragende Bedeutung. Es ist der Todestag von 

Martin Luther King (1968). Ein Jahr vorher, am 
4. April 1967, hielt er seine große Rede gegen 
den Vietnamkrieg, in der er sich scharf gegen 
die drei Grund übel Armut, Militarismus und 
Rassismus, nicht nur in den USA, wandte.
Eine zentrale Rolle in der Informati on über 
den kriegerischen Charakter der NATO und 
der Vorbereitung der Akti onen wird das inter-
nationale Netzwerk „No to War – No to NATO“ 
spielen. Die Aktionen sollen weit über den Rah-
men der normalen Anti-NATO-Gipfel Aktionen 
hinausgehen.
Deshalb hat das internationale Netz werk einen 

„Call for Actions“ veröffent licht (no-to-nato.org) 
und bereitet folgen des vor:
• Aktionsberatungen in möglichst vielen 

NATO-Ländern: Wie kann der Protest orga-
nisiert und zusammengeführt wer den? 

• Ein internationalistisch ausgerichtetes 
Friedenscamp am Veranstaltungsort, als 
Ausgangspunkt vielfältiger Akti vitäten. In 
Washington wurde dafür schon eine Wiese 
reserviert. Das Camp in Ramstein könnte 
als Vorbild dienen. 

• Eine große internationale Demonstrati on, 
die Orte des Protestes, der Geschich te, des 
Widerstandes in Washington vernetzt. 

• Vielfältige Aktionen zivilen Ungehor sams. 
• Eine dezentrale Aktionswoche mit Pro-

testaktionen und Veranstaltungen in mög-
lichst vielen NATO-Staaten und die NATO 
un terstützenden Ländern, um überall den 
Protest deutlich zu zeigen. 

• Es gilt, am 4. April in möglichst vielen 
NATO-Hauptstädten zu einem gemein-
samen Zeitpunkt ein vernetztes interna-
tionales Zeichen des Protestes zu setzen. 
Auch die Ostermärsche (19. bis 21. April) 
sollten mit im Zeichen der Anti-NATO-
Proteste stehen.

Kristine Karch und Reiner Braun

Mitglieder des internationalen Netzwerks 
„No to war – No to NATO“

(www.no-to-nato.org)
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Militärmacht Europa

In den letzten Jahren hat sich die Europä-
ische Union mit beispielloser Geschwin-

digkeit weiter zu einer militärischen Union 
entwickelt. Mehr und mehr wird ausschließ-
lich auf militärische Mittel gesetzt, um die 
neoliberalen wirtschaftlichen und geopoliti-
schen Interessen aggressiv und rigoros durch-
zusetzen. Mit einer solchen Politik verschärft 
die EU aber nur die ohnehin schon bestehen-
den Konflikte und schafft neue. Auf dem Weg 
zur Militärunion entfernt sich die EU immer 
weiter von ihrer angeblichen Gründungsidee: 
Frieden.
Mit dem neuen mehrjährigen Finanzrah-
men nach dem Jahr 2020 wird sogar erstma-
lig eine eigene Haushaltsrubrik „Sicherheit 
und Verteidigung“ eingeführt. So werden 
unter anderem mit dem Europäischen Ver-
teidigungsfonds sowie dem Infrastruk-
turprojekt Militärische Mobilität und dem 
Instrument der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit (engl. PESCO) Milliarden 
Euro in europäische Rüstungsunternehmen 
und die Militarisierung gesteckt. Damit wird 
die Europäische Union in den nächsten Jah-
ren weiterhin Konflikte anheizen und wen-
det sich endgültig vom Prinzip der friedlichen 
und diplomatischen Konfliktlösung ab.
All das geschieht, obwohl die EU-Verträge 
ganz eindeutig eine Verwendung von EU-
Geldern für Militärisches verbieten. Denn 
in Artikel 41 Absatz 2 des Vertrages über 
die Europäische Union (VEU) steht, daß 

„Maßnahmen mit militärischen und vertei-
digungspolitischen Bezügen“ nicht aus dem 
EU-Haushalt finanziert werden dürfen. Um 
die offensichtliche Kollision dieses Vorha-
bens mit Artikel 41(2) zu umgehen, bedient 
sich die Kommission eines Tricks: Kurzer-
hand wurden die Gelder für den Verteidi-
gungsfonds auf eine andere Rechtsgrundlage 
gestellt. Dabei wurde das Vorhaben einfach 
zur Wettbewerbsförderung umdeklariert, 
die im Gegensatz zu militärischen Vorhaben 
der „Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik“ aus dem EU-Haushalt bezahlt wer-
den können.
Es ist wirklich bemerkenswert und entlar-
vend, wie im laufenden politischen Betrieb 
dieser Artikel 41 (2) willkürlich angewendet 
wird. Wenn ich auf das Finanzierungsver-
bot hinweise, dann wird gesagt, ich würde 
es falsch auslegen. Doch wenn es um die soge-
nannte Friedensfazilität für Afrika (African 
Peace Facility) geht – die nicht etwa Frie-
densprojekte, sondern die Militärausbil-
dung in afrikanischen Ländern finanziert –, 
dann wurde diese mit Bezug auf das Finanzie-
rungsverbot von Artikel 41(2) außerhalb des 
EU-Haushalts angelegt. Das gilt auch für die 
neu vorgeschlagene EU-Friedensfazilität (EU 
Peace Facility), deren Name ebenfalls irre-
führend ist – denn auch hier sollen künftig 
alle EU-Militäreinsätze und die Ausbildung 
und Aufrüstung von „Partnerarmeen“ (inklu-
sive Waffenlieferungen) finanziert werden. 

Auch hier wird argumentiert, daß dies auf-
grund von Artikel 41 (2) nicht vom EU-Bud-
get bezahlt werden darf. Bei der Einrichtung 
des Verteidigungsfonds und sogar bei der 
Einrichtung der komplett neuen Haushalts-
rubrik „Sicherheit und Verteidigung“ nach 
2020 spielt Artikel 41 (2) jedoch keine Rolle.
Unserer Rechtsauffassung nach verstößt die 
Einführung eines Europäischen Verteidi-
gungsfonds gegen den EU-Vertrag. Deshalb 
haben wir Ablehnungsanträge zu dem Geset-
zesvorschlag im Europäischen Parlament ein-
gebracht. Um unsere Position zu belegen und 
vielleicht sogar dem militärischen EU-Wahn-
sinn ein Ende zu bereiten, haben wir zusam-
men mit der linken Bundestagsfraktion ein 
Rechtsgutachten zum Europäischen Verteidi-
gungsfonds in Auftrag gegeben, welches die 
Illegalität des Verteidigungsfonds bestätigt 
und sogar eine Klagemöglichkeit beim Bun-
desverfassungsgericht aufzeigt. 
Beschämend ist, daß zusammen mit Frank-
reich vor allem Deutschland, das zwei Welt-
kriege zu verantworten hat, treibende Kraft 
für eine Militärunion ist. Deutschland geht 
es um geopolitische und ökonomische Vor-
machtstellung, um jeden Preis und mit allen 
Mitteln – auch und in letzter Zeit vor allem mit 
militärischen Mitteln. Dagegen stellen wir uns 
vereint und mit aller Kraft – nie wieder Krieg, 
nie wieder Faschismus!  Sabine Lösing 

(MdEP Die Linke. Friedenspolitische  
Sprecherin der Delegation)

Krieg ist die äußerste Unvernunft

In einem Essay mit der Überschrift „Alter-
native zum Weltuntergang“ hat Peter Gau-

weiler die Interventionskriege des Westens 
verurteilt (FAZ vom 25. August): „Die Erfah-
rung dreier Jahrhunderte hatte die westli-
chen Ritter nichts gelehrt, die Erfahrungen 
der letzten drei Jahrzehnte aber auch nicht: 
Vom Irak über Libyen haben alle Interventio-
nen ,für unsere Werte‘ das Elend in den betref-
fenden Ländern erhöht, die Entstehung des IS 
und das Anwachsen seines Einflusses ermög-
licht, den islamischen Terrorismus beflügelt und 
eine Flüchtlingsbewegung säkularen Ausma-
ßes provoziert.“
Die Bundeswehr ist durch einen Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 4. Dezember 2015 
auch am völkerrechtswidrigen Krieg in Syrien 
beteiligt. Daher können die Interventions-
kriegs- und Aufrüstungsbefürworter unserer 
Tage diesen Vorwurf nicht auf sich sitzenlas-
sen. Stellvertretend für sie antworten Sigmar 
Gabriel, Wolfgang Ischinger und Christoph von 
Marschall unter der Überschrift „Die Alterna-
tive zum Weltuntergang heißt Verantwortung, 
nicht Raushalten“ auf Gauweilers Aufsatz (FAZ 
vom 8. September): „Sich heraushalten kann 
doch nicht die Antwort bei Völkermord sein, 
zum Beispiel in Ruanda. Und ein noch längeres 
passives Zuschauen wäre auch nicht der bessere 

Umgang mit dem jahrelangen Morden auf dem 
Balkan gewesen.“
Was auf den ersten Blick plausibel erscheint, 
wird bei einigem Nachdenken zu einer kaum 
haltbaren Rechtfertigung militärischer Inter-
ventionen: Die Autoren wollen einen Völkermord 
verhindern und versuchen so die Interventions-
kriege der vergangenen Jahrzehnte zu recht-
fertigen. Allerdings ging es bei den von den 
Vereinigten Staaten angeführten Interven-
tionskriegen nicht um die Verhinderung von 
Völkermord oder – siehe Saudi-Arabien – um 
Demokratie und Frauenrechte, sondern in der 
Regel um die Öl- und Gasinteressen der einzig 
verbliebenen militärischen Supermacht. Zwar 
wird dies in vielen Beiträgen geleugnet, auf der 
anderen Seite aber auch immer wieder von füh-
renden amerikanischen Politikern bestätigt. 
So sagte der demokratische Präsidentschafts-
kandidat John F. Kerry am 27. Februar 2004: 
„Wenn ich Präsident bin, werde ich alles daran-
setzen, alternative Treibstoffe und die entspre-
chenden Fahrzeuge der Zukunft zu entwickeln, 
damit dieses Land innerhalb von zehn Jahren 
vom Öl des Nahen Ostens unabhängig wird und 
unsere Söhne und Töchter nicht mehr für dieses 
Öl kämpfen und sterben müssen.“ Bezeichnend 
für die Moral des Westens, vergaß Kerry hinzu-
zufügen, daß in diesen Ölkriegen nicht nur die 

Söhne und Töchter Amerikas ihr Leben lassen, 
sondern in weitaus größerem Umfang die Men-
schen im Vorderen Orient, den Amerika seit vie-
len Jahren mit Krieg überzieht.
Das Plädoyer für Interventionskriege zur Ret-
tung von Menschenleben wird vollends unglaub-
würdig, wenn man sich vergegenwärtigt, daß 
Jahr für Jahr Millionen Menschen an Hunger 
sterben oder an unterlassener Hilfeleistung des 
Westens. Mit einem Bruchteil der Milliarden, die 
für die „humanitären“ Kriege ausgegeben wer-
den, könnte man, ohne eine einzige Bombe zu 
werfen, wesentlich mehr Menschenleben retten. 
Warum stehen für mörderische Kriege Unsum-
men bereit, während es nicht gelingt, die Mit-
tel zur Bekämpfung von Hunger und Krankheit 
zu erhöhen?
Weil auf diese Frage nie eine halbwegs vernünf-
tige Antwort gegeben werden konnte, hat Peter 
Gauweiler recht, wenn er auf Parallelen der 
damaligen Welt mit der heutigen hinweist. Kei-
ner unter den heutigen Aposteln der Interven-
tionskriege wird zugeben, daß ihr „wirkliches 
Verbrechen mutwillige und engstirnige Unwis-
senheit und verantwortungsloser Mangel an 
Verstand“ ist. Gabriel, Ischinger und von Mar-
schall fordern denn auch nicht mehr Geld für 
Krisenprävention oder Entwicklungszusam-
menarbeit, sondern für weitere Aufrüstung: 
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„1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für 
die Bundeswehr plus 0,5 Prozent des BIP für die 
gemeinsame europäische Verteidigungsfähig-
keit“. Und wenn man die jüngste Diskussion um 
die Ausweitung des Bundeswehreinsatzes in 
Syrien nach einem eventuellen Chemiewaffen-
angriff der syrischen Truppen, der genausogut 
von den syrischen „Rebellen“ fingiert sein kann, 
verfolgt, dann sieht man wieder, daß in den ver-
gangenen Jahren unter „Verantwortung“ mehr 
und mehr, wenn nicht gar ausschließlich Aufrü-
stung und weitere Militäreinsätze verstanden 
werden. Auch Gauweilers Hinweis, Sebastian 
Haffner zitierend, Europa könne zur „Schweiz 
der Welt“ werden und als solche einen Aus-
gleich von „Technik und Humanität“ herbeifüh-
ren, verstehen die Befürworter militärischer 
Interventionen nicht. Die Schweiz hält sich ja 
nicht aus der Welt heraus, aber sie beteiligt 
sich eben nicht an Interventionskriegen und 
ist damit bisher gut gefahren.
Die Außenpolitik der Schweiz zum Vorbild zu 
nehmen, hätte allerdings zur Voraussetzung, 
die vorherrschende, einseitig parteiische Sicht 
auf die Konflikte der Welt aufzugeben. Gabriel, 
Ischinger und von Marschall schreiben: „Die 
EU hat auch kein Rezept, wie sie die internatio-
nalen Gewalttäter und Regelbrecher zwingen 
kann, das internationale Recht zu respektieren. 
Denn Druck oder gar der Einsatz von Militär ist 
verpönt, siehe Gauweilers Neutralitätsphanta-
sien auf der Rechten und die Pazifismus-Uto-
pien auf der Linken.“ Diese Argumentation wird 
schlicht lächerlich, wenn man versucht, sich 
vorzustellen, wie die Europäer den internatio-
nalen Gewalttäter und Regelbrecher Nummer 
eins, Amerika, dazu zwingen wollen, das inter-
nationale Recht zu respektieren. Der Großmei-
ster der amerikanischen Diplomatie George F. 
Kennan nannte die Ausdehnung der NATO nach 
Osten den größten Fehler der amerikanischen 

Außenpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg, weil 
sie einen neuen kalten Krieg zur Folge habe. 
Nun stehen wieder amerikanische Raketen-
basen in Polen und in Rumänien. Vergessen 
ist, daß einst die Stationierung von solchen 
Raketen in der Türkei und in Italien zur Kuba-
Krise führte, die die Welt an den Abgrund eines 
Atomkriegs brachte.
Um militärische Interventionen und Aufrü-
stung zu begründen, schreiben die Autoren 
weiter: „In Rußland baut Wladimir Putin den 
autoritären Staat aus. Andersdenkende werden 
ermordet und Nachbarn, die sich nicht unter-
ordnen, mit Krieg überzogen.“ Sie beklagen, 
daß „russische Truppen oder Söldner in Trans-
nistrien, Abchasien, Ossetien, auf der Krim, im 
Osten der Ukraine und in Syrien“ stehen. Man 
möchte sie fragen, ob etwa russische Truppen 
oder Raketen an der kanadischen oder mexi-
kanischen Grenze zu den Vereinigten Staaten 
stehen? Und ob sie je davon gehört hätten, daß 
es nach dem amerikanischen Sicherheitsbera-
ter und Gründer der privaten Denkfabrik Strat-
for, George Friedman, „eine banale Erkenntnis 
ist, daß die Vereinigten Staaten ein Problem 
hätten, wenn deutsche Technologie und rus-
sische Rohstoffe zueinander fänden“, und daß 
es ein amerikanisches „Hauptziel seit einem 
Jahrhundert ist, ein deutsch-russisches Bünd-
nis zu verhindern“.
Peter Gauweiler hat recht, wenn er feststellt, 
daß die Interventionskriege Amerikas, ob mit 
oder ohne deutsche Beteiligung, die Welt unsi-
cherer machen, den islamischen Terrorismus 
beflügeln und eine Flüchtlingsbewegung säku-
laren Ausmaßes provozieren. Es wäre im urei-
genen Interesse Deutschlands und Europas, 
militärischer Aufrüstung und Interventions-
kriegen eine Absage zu erteilen und zu einer 
friedlichen Außenpolitik zurückzukehren. 
Es mag im (falsch verstandenen) imperialen 

amerikanischen Interesse sein, einen Keil zwi-
schen Deutschland und Rußland zu treiben und 
die Europäer an den amerikanischen Interven-
tionskriegen zu beteiligen. Aber Verantwor-
tung setzt Eigenständigkeit und Souveränität 
voraus, also die Möglichkeit, über Krieg und 
Frieden selbst zu entscheiden. So stolz wir dar-
auf sind, daß sich Deutschland nicht an dem 
völkerrechtswidrigen Irak-Krieg beteiligt hat, 
so klar müssen wir aber auch sehen, daß wir 
letztlich in jedes Kriegsabenteuer Amerikas 
involviert werden, weil auf deutschem Boden 
die militärische Infrastruktur steht, von der 
aus die Vereinigten Staaten ihre Kriege führen.
„Wenn Europa kein Vasall der Vereinigten 
Staaten bleiben will, dann müssen wir uns mit 
gelassenem Mut, ohne emotionalen Antiame-
rikanismus, aber mit entschlossenem Handeln 
von der Vorherrschaft der Vereinigten Staaten 
befreien“, schrieb Klaus von Dohnanyi, Mitglied 
der Atlantikbrücke und einst Staatsminister 
im Auswärtigen Amt, in der FAZ vom 23. Juni. 
„Verantwortung“ in der heutigen Zeit heißt 
daher nicht „weitere Aufrüstung“, sondern 
sie verpflichtet uns, die zusätzlichen Milliar-
den zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Menschen einzusetzen. Verantwortung in 
der heutigen Zeit heißt, die militärische Infra-
struktur abzubauen, von der aus Amerika seine 
Interventionskriege führt und so die Deutschen 
und die Europäer in seine Kriege um Rohstoffe 
und Absatzmärkte hineinzieht. Verantwortung 
in der heutigen Zeit heißt selbstbewußte Part-
nerschaft mit den Vereinigten Staaten und Frie-
den und Ausgleich mit Rußland. Denn Krieg ist 
auch in unserer Zeit nicht die Ultima ratio, son-
dern die Ultima irratio.

Oskar Lafontaine 
Vorsitzender der Fraktion Die Linke 

im Landtag des Saarlandes
(Aus: FAZ, 1. Oktober 2018)

Die Erfahrungen der 80er Jahre nutzen

Geschichte machen!

We make history – Wir machen Ge-
schichte –, das war die Aufschrift Tau-

sender handgemalter Plakate auf dem großen 
Friedensmarsch am 12. Juni 1982 in New York. 
Und sie machten tatsächlich Geschichte, jene 
weit über eine Million USA-Bürger, die da aus 
Vermont und Washington, aus New Jersey und 
Pennsylvania, von der West- und der Ostküste, 
aus Chicago und Houston, aus Philadelphia und 
San Francisco mit Wagen und Bus, zu Fuß und 
per Flugzeug, durch die Tunnel des East River 
und über die Brücken des Hudson-Flusses in die 
Schluchten von Manhattan gekommen waren, 
um für den Frieden und gegen einen nuklearen 
Holocaust zu demonstrieren.
Die City von New York, Manhattan von der  
42. Straße bis zum Central Park, war beherrscht 
von den Losungen und Sprechchören gegen den 
Wahnsinn nuklearer Hochrüstung und Kriegs-
planung durch das Pentagon, für das Einfrieren 
der nuklearen Waffenarsenale. Die Demon-
stranten machten Geschichte, weil sie sich zur 
größten Kundgebung in der Geschichte der USA 

vereinten, sie machten Geschichte, weil sie eine 
Koalition für den Frieden zustande brachten, 
die weit über die Breite, den Umfang und die 
Wirkung jener großen Anti-Vietnam-Krieg-
Demonstrationen zu Beginn der siebziger Jahre 
hinausging.
Dem Augenzeugen bot sich das Bild einer 
Koalition aus fast allen Religionsgruppen, die 
in den USA vertreten sind, aus Kommunisten 
und Gewerkschaftern, aus Frauenverbänden 
und Jugendorganisationen, aus traditionellen 
und neuen Friedensorganisationen, aus Wis-
senschaftlern aller Disziplinen, aus Künstlern, 
Schriftstellern, Lehrern und Studenten.
Die Liste der Sponsoren der Rally, wie man 
in den USA sagt, umfaßte über 200 nationale 
Organisationen – darunter erstmalig die KP 
der USA, die gleichberechtigt mitwirkt in der 
sich ausbreitenden Friedensbewegung des 
Landes. Mit deutlich wahrnehmbarer Stimme 
reihten sich die Bürger der USA ein in die welt-
weite Bewegung, die aufgestanden ist für den 
Frieden und gegen den Atomtod. Sie setzten 

ihrem Präsidenten, der auf seiner Europa-Tour-
nee vom Frieden redete, während gleichzeitig 
die Vereinigten Stabschefs mit dem Segen des 
„Verteidigungsministers“ ein Programm zur 
Führung eines lang andauernden Kernwaf-
fenkrieges durch die USA vorlegten, ein Warn-
zeichen. „Reagan Is a Bomb – Both Should Be 
Banned“ – las ich auf mehreren Plakaten. Woher 
kommt diese breite USA-Friedensbewegung, 
was treibt die Menschen an, was hat in den letz-
ten Wochen und Monaten einen solchen Auf-
schwung bewirkt?
Einer der Organisatoren des Friedensmarsches 
vom 12. Juni erzählte uns von dem Versuch, 
die Friedensaktivitäten der letzten Wochen 
im Lande statistisch zu erfassen. Für jede Ver-
anstaltung wurde eine Zeile mit Angaben in 
den Computer gegeben, beispielsweise: May, 
26., New York, Lawyer-Treffen für Abrüstung, 
Lexington-Hotel, oder June, 2., New York, Dis-
kussionsabend, Mobilization for Survival, UN 
Church Center. Der Abruf des Speichers ergab 
für den Monat Mai einen Computerbogen von 
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vierzehn Meter Länge; allein 500 Veranstaltun-
gen in New York!
Wir waren am 6. Juni 1982 Gast einer solchen 
Basisaktivität in Staten Island, einem der fünf 
Verwaltungsbezirke New Yorks. Im Saal der 
Unitarian Church hatte die Koalition für den 
Frieden zu einem abendlichen Meeting ein-
geladen. In dieser Koalition wirken seit zehn 
Jahren verschiedene soziale, politische und reli-
giöse Kräfte zusammen, aber erst in Vorberei-
tung der Rally vom 12. Juni hatte sie Verbindung 
zum Friedensrat der USA gesucht.
Nach einem Film über die Folgen der Atom-
bombenabwürfe in Hiroshima und Nagasaki 
diskutierten wir – zwei Hibakusha der zwei-
ten Generation, also Kinder von Atombomben-
opfern, ein Vertreter der Aktion Sühnezeichen 
der BRD und die Abgesandten des Friedensra-
tes der DDR – mit zweihundert Einwohnern. Das 
waren junge und alte Gewerkschafter sowie 
auffallend viele Vertreter jener sozialen Schicht, 
die man in den USA als Mittelklasse bezeichnet, 
höhere Angestellte, sogenannte freie Berufe, 
Intellektuelle. Mir wurde klar: Das Hauptmo-
tiv für das Friedensengagement der meisten 
USA-Bürger ist der Wunsch zu überleben, ist 
die Erkenntnis, daß ein Kernwaffenkrieg keinen 
Bogen um die USA machen würde. Das Gerede 
von der Möglichkeit, einen „begrenzten“ Atom-
krieg irgendwo in Südostasien oder in Europa 
führen und gewinnen zu können, wird zuneh-
mend als Wahnsinn empfunden.
Ein von Arbeitslosen und Gewerkschaftern 
gebildeter Block auf der New Yorker Massen-
demonstration machte mit Losungen wie „Jobs 
Not Bombs“, „Bread Instead of Bombs“, „Build 
Houses Not Bombs“, „Cut Defense Budget“ ein 
weiteres wichtiges Motiv klar: Über zehn Millio-
nen Arbeitslose, fehlende soziale Unterstützung, 
gestrichene Hilfsprogramme für Kinderreiche, 
Alte, Bedürftige, Mißstände im Gesundheits-
wesen und die ständig akuter werdende Ver-
elendung der Städte führen zu Unzufriedenheit 
nicht nur mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
sondern auch zum Protest gegen die Außen- und 
Militärpolitik der Regierung. Der Zusammen-
hang von Rüstungspolitik und sozialem Abbau 
ist inzwischen einem wesentlich größeren Kreis 
von Menschen klargeworden, als dies zum Bei-
spiel im Herbst vergangenen Jahres abzusehen 
war, als die Reagan-Administration die Schere 
am Sozialetat ansetzte.

In Washington traf ich den Admiral a. D.  La-
Rocque, seit zehn Jahren Leiter des Zentrums 
für Verteidigungsinformationen. Er kam gerade 
von einer Anhörung im Kongreß und wollte 
am nächsten Tag nach Kalifornien, wo er sich 
sehr stark bei der Vorbereitung der Volksab-
stimmung über ein Einfrieren der nuklearen 
Rüstungen einsetzt. Es soll zusammen mit den 
Zwischenwahlen zum Kongreß am 2. Novem-
ber stattfinden. LaRocque erzählte mir, daß 
er die Abgeordneten des Ausschusses für Aus-
wärtige Angelegenheiten des Repräsentanten-
hauses auf den großen Widerspruch zwischen 
den Abrüstungsbekundungen des Präsiden-
ten einschließlich seiner Verhandlungsankün-
digungen und der Tatsache hingewiesen habe, 
daß der Rüstungsexzeß faktisch weitergehe. 
17 000 neue nukleare Waffen werden für MX-
Raketen, Trident-Raketen, Cruise Missiles, 
nukleare Artilleriemunition, Neutronenbom-
ben u. a. gebaut. Das Rüstungsbudget verrät 
die Absicht forcierter Hochrüstung anstatt der 
Rüstungskontrolle und -reduzierung. Wie sollen 
die Sowjets, so LaRocques Worte, da an unse-
ren Verhandlungswillen glauben? Der Admiral 
ist „für eine starke Verteidigung der USA“, doch 
er lehnt die Irrsinnspläne der Vorbereitung auf 
einen längeren Atomkrieg und die immer stär-
ker zunehmende Produktion und Stationierung 
provokativer Erstschlagswaffen ab. So macht er 
mir im Gespräch ein drittes Motiv der wachsen-
den US-Friedensbewegung klar: das Unbehagen 
und die Furcht vor der exzessiven Rüstungspo-
litik der eigenen Regierung und die Einsicht in 
das hohe Risiko dieser Politik.
Mir wird – im Zusammenhang mit dem Erlebnis 
einer großen Friedens- und Abrüstungsmani-
festation von Künstlern und Schriftstellern im 
traditionsreichen Beacon Theatre am Broadway 
– aber noch ein Weiteres klar: Eine bedeutende 
Rolle dabei, daß auch die USA-Friedensbewe-
gung eine neue Qualität gewonnen hat, spielt 
das Engagement und das Auftreten von bekann-
ten Persönlichkeiten der Kunst, der Wissen-
schaft, der Kirche, des öffentlichen Lebens, der 
Politik. Arthur Miller, Dustin Hoffmann, Meryl 
Streep, Itzhak Perlmann, James Earl Jones sind 
es an jenem Abend; Orson Welles, Joan Baez, 
Pete Seeger, Coretta King, Randall Forsberg, Ben 
Chavis, Helen Caldicott, katholische Bischöfe 
und bekannte evangelische Geistliche wie Wil-
liam Coffin von der Riverside Church in New 

York und viele andere gehören zu den Rednern 
und politischen Bekennern der Großkundge-
bung am 12. Juni.
Ehemalige Außen- und Verteidigungsminister, 
Botschafter der USA in Moskau, Abrüstungs-
beauftragte und Präsidentenberater treten 
mit der Forderung nach echten Abrüstungs-
verhandlungen, nach Änderung der US-Mili-
tärstrategie, nach Verzicht auf den Ersteinsatz 
von Kernwaffen hervor. Sie gelten in den USA 
als amerikanische Patrioten, und ihr Wort hat 
deshalb Gewicht.
Das alles hat seine Wirkung auf die Abgeord-
neten des Repräsentantenhauses und die 
Senatoren nicht verfehlt. Die Forderung nach 
dem Einfrieren der nuklearen Rüstungen und 
einem dementsprechenden Vertrag mit der 
UdSSR – neben der Forderung nach Kürzung 
der Rüstungsausgaben die übergreifende zen-
trale Losung und Forderung der USA-Friedens-
bewegung – ist nach der Demonstration vom  
12. Juni inzwischen auch als Resolution des 
Außenpolitischen Ausschusses des Repräsentan-
tenhauses mit Mehrheit angenommen worden.
Viele der Organisationen, die die geschichte-
machende Demonstration von New York zum 
Tragen brachten, orientieren jetzt darauf, die 
Forderung nach dem Einfrieren der nuklearen 
Rüstung und nach Rüstungskürzungen in der 
Praxis durchzusetzen. Sie wollen dazu aufrufen, 
nur solche Vertreter in den Kongreß zu wählen, 
die sich diesem Anliegen verpflichtet fühlen. 
Gewiß – so sagen sie – setzt jetzt mancher der 
Kandidaten auch aus wahlpolitischen Gründen 
auf die Friedensbewegung; aber damit ergeben 
sich zugleich neue Möglichkeiten für die Durch-
setzung der Ziele der Bewegung.
So kann man erwarten, daß der Herbst 1982 
manche neue Aktivität der Friedenskräfte der 
USA auf örtlicher, regionaler Ebene oder bun-
desweit bringen wird, ebenso wie weltweit die 
Anstrengungen gegen Konfrontationspolitik, 
Boykott und Scharfmacherei zunehmen werden.
Der bekannte Bürgerrechtskämpfer Ben Chavis 
sagte im Anschluß an die große Demonstration:
„Der 12. Juni war erst der Anfang. Während des 
heutigen Marsches sind mehr als eine Million 
Menschen buchstäblich mit ihren Füßen für die 
Abrüstung eingetreten. Wir müssen dies jetzt 
zu einer politischen Macht werden lassen.“     
 Max Schmidt

(Aus „Weltbühne“, H. 27/1982)

zum 93. Geburtstag 
Leo Kuntz (Königs Wusterhausen) am 16. April

zum 92. Geburtstag
Heinz Blauert (Berlin) am 13. April
Ewald Moldt (Berlin) am 22. April

zum 91. Geburtstag
Kurt Jendrek (Leipzig) am 2. April
Brigitte Marx (Zörbig) am 4. April
Walter Andersson (Schwedt) am 22. April

zum 90. Geburtstag
Ursula Münch (Strausberg) am 11. April
Dr. Bernhard Igel (Eisenach) am 22. April
Dr. Werner Kulitzscher (Berlin) am 23. April

zum 85. Geburtstag
Erika Sauermann (Halle) am 1. April
Dr. Udo Schulz (Greifswald) am 6. April
Dietrich Henning (Reimersgrün) am 20. April

zum 80. Geburtstag
Günter Teuscher (Dresden) am 10. April
Wilfried Berthold (Neubrandenburg) am 14. April
Edith Schütze (Wismar) am 14. April
Manfred Weber (Oederan) am 19. April
Horst Hahn (Holldorf, OT Rowa) am 23. April

zum 75. Geburtstag
Helga Oertel (Berlin) am 2. April
Jürg Hebestreit (Olbersdorf) am 8. April
Bernd Bunzel (Dresden) am 10. April
Bernd Kändler (Neuenhagen) am 19. April

Petra Petzold (Crimmitschau) am 25. April
Gerda Richter (Falkensee) am 27. April
Heinz Schmidt (Petershagen/Eggersdorf)  

am 30. April

zum 70. Geburtstag
Rainer G. Papendieck (Dresden) am 1. April
Gabriele Nehrkorn (Wernigerode) am 2. April

zum 65. Geburtstag
Matthias Kaden (Radeburg) am 7. April
Wolfgang Calvelage (Delitzsch) am 11. April
Cornelia Noack (Eisenhüttenstadt) am 14. April

zum 60. Geburtstag
Mathias Meyers (Mainz) am 6. April
Michael Hunger (Zwickau) am 27. April

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats April! 
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Für den Frieden aktiv – „Warum machen die das?“

Etwa dreißigtausend Leute hatten sich 
auf einer Wiese getrof fen und hörten den 

verschiedenen Rednern aufmerksam zu. Da 
waren alte Männer in gestreiften Anzügen, 
die – auf diese merkwürdigen Kleidungs-
stücke angesprochen – Buchen wald sagten 
oder Auschwitz, Dachau oder einen der vie-
len anderen Namen nannten von den so vie-
len Lagern, in denen Menschen ihre besten 
Jahre hatten verbringen müssen, ihrer 
politischen Ansichten wegen, 
gezw ungen, der planvollen 
Vernichtung ihrer Kameraden 
zuzusehen, ohne die Hände rüh-
ren zu können.
Da waren Frauen, die diese Zeit 
auch durchgestanden hatten, 
die Zeit der nächtlichen Woh-
nungsdurchsuchungen, die 
Zeit, da sie die Männer zerr-
ten zu Schützengraben oder 
Stacheldrahtverhau, die Zeit 
der ängstlichen Worte und des 
angst  vollen Schweigens, die 
Zeit der Verdunkelung, da die Flug zeuge 
ihre tödliche Last abluden auf die Häuser 
der Men schen, die Zeit des Terrors, da sich 
aufschwang der Ab schaum zum Herrscher 
der Welt und die Völker Europas Unsagba-
res litten …
Da waren Männer, denen die Menschen-
verächter ihre Kind heit geraubt und ihnen 
schlaf lose Nächte in dunklen Bunkern 
zugemutet hatten, Männer, die in ihren jun-
gen Jahren, da sie glaubten, sie hätten die 
Zeit der Verfolgung endlich hinter sich, in 
dunkle Gefängniszellen geworfen wurden, 
im Namen der Freiheit, allein ihrer politi-
schen Ansichten wegen, weil in den Flug-
blättern, die sie verteilt hatten, von Frieden 
die Rede gewesen war und von der Verstän-
digung unter den Völkern der Erde.
Da waren Frauen, die ihre besten Jahre schon 
hinter sich hat ten, die sich ein angenehmes 
Leben hätten vorstellen können, die aber 
in den Fabriken geschuftet und ihre Kinder 
großge zogen hatten, Frauen, die in ihren 
Mädchenjahren, in den Hungerjahren, die 
Trümmer geräumt hatten, die die Tyran nen 
dem Volk hinterließen. 
Da waren junge Männer, die sich eine Zukunft 
wünschten für sich und ihre Freunde, auch 
für ihr Land, eine Zukunft, in der nicht zählen 
würde Rasse noch Abstammung, ob einer als 
Ar beiterkind oder als Kind eines Arztes zur 
Welt kommt, eine Zukunft, in der der Preis 
einer Wohnung nicht den halben Lohn auffrißt, 
eine Zukunft, in der es eine Freude sein würde, 
mit den Kindern zu spielen, eine Zukunft, in der 
ein Platz sein sollte für die Liebe …
Da waren junge Frauen, die sich nicht darum 
kümmerten, daß ihre Schuhe schmutzig wur-
den von dem Schlamm, den der Regen aus 
der Wiese gemacht hatte, die froren wegen 
der Kälte, die vom Boden aufstieg, und die 
sich an die jungen Männer enger schmieg-
ten, junge Frauen, die – von Repor tern nach 
dem Grund gefragt – die Auskunft gegeben 
hat ten, daß ein Ende sein müsse mit der Ver-
folgung der Gesin nung, daß es nicht besser 

wird, wenn man sich nicht wehrt, daß es sich 
lohnt, für seine Freiheit selbst etwas zu tun. 
Da waren kleine Kinder, die ihre Eltern frag-
ten über die vielen Polizisten und was die 
denn wollten und warum denn am Himmel 
die Hubschrauber kreisten und warum die 
vielen Leute denn hier stünden und was die 
denn wollten und was der denn da auf dem 
Schild stehen hätte und was das für Fah-
nen wären und warum die da vorn Lieder 

sängen und ob es schlimm wäre, wenn die 
Schuhe dreckig würden, und auf die Fragen 
erhielten die Kinder Antworten, und der 
Vater schimpfte ein bißchen wegen dem Ge- 
patsche im Schlamm. 
Da waren Arbeiter aus den Betrieben, die 
ihre Sorgen hatten wegen der Miete und 
wegen der blöden Andeutung, die der Mei-
ster gemacht hatte bezüglich der Million 
Arbeitsloser, wegen der verstärkten Arbeits-
hetze und wegen dem, was der Arzt gesagt 
hatte beim letzten Mal, wegen der Kinder, 
die Schwierigkeiten in der Schule hatten und 
wegen der Rationa lisierungsmaßnahmen in 
der Fertigungsabteilung. 
Da waren Studenten, die nicht wußten, wie 
sie von dem biß chen Bafög leben sollten, 
die Angst hatten vor der Prüfung und vor 
dem, was nachher kommen würde und ob sie 
Arbeit bekommen würden, die sich ärgerten, 
daß Professoren den Hitlerfaschismus als 
Betriebsunfall bezeichnen durften, die sich 
sorgten über das Schweigen der Kommilito-
nen in den Seminaren, über das Duckmäuser-
tum, das überall Einzug hielt.
Da waren Soldaten und Lehrer, Ingenieure 
und Bauern, Krankenpf leger und Ärzte. 
Leute aus allen Berufen und auch Leute 
ohne Arbeit, denn von denen gab es viele. 
Da waren Kommunisten, die nicht mit Marx-
zitaten um sich warfen, weil sie das nicht 
brauchten, sondern von ihren Sor gen spra-
chen und von ihrer Hoffnung, daß man es 
gemein sam schaffen würde, Frauen und 
Männer, Alte und Junge, die den Reportern 
berichteten von dem Kampf ihrer Eltern 
und Großeltern für die Rechte derer, die die 
Reichtümer schaffen, die auch von ihrem 
eigenen Kampf erzählten, die tägliche Klein-
arbeit schilderten, die tägliche Verbreitung 
der anderen – nicht gern gesehenen, totge-
schwiegenen, verleumdeten – Meinungen, 
deretwegen feine Leute, die gebildet spre-
chen konnten und sich Hüter der Verfas-
sung nennen lie ßen, sie ungestraft Feinde 
der Gesellschaft nennen durften. Da waren 

Sozialdemokraten, denen die Parteileitung 
geraten hatte, diese Kundgebung nicht zu 
besuchen, weil da auch Kommunisten sein 
würden, und die trotzdem hierher gefah ren 
waren, weil sie eine bessere Welt wünsch-
ten, zumindest eine bessere Bundesrepublik, 
und weil sie wußten, daß es doch gar nicht 
auf das Parteibuch ankommt, sondern auf 
die Ge sinnung – ob einer dafür ist oder dage-
gen, daß Menschen verfolgt werden aufgrund 

von pol it i schen A n sich-
ten, Sozial demokraten, die 
sich nicht vorschreiben las-
sen wollten, mit wem sie 
reden sollten und mit wem 
nicht, Sozialdemokraten, die 
sich der Erzählungen ihrer 
Eltern erinnerten von dem 
ge meinsamen Widerstand 
gegen den faschistischen Ter-
ror, von dem gemeinsamen 
Leid in den stacheldraht-
umzäunten La gern, von den 
gemeinsamen Ängsten in den 

Zeiten der Verfol gung.
Da waren Gewerkschafter, die noch die Auf-
kleber der Ge werkschaft auf ihren Helmen 
kleben hatten, die Aufkleber vom letzten 
Streik, den sie für ihre Rechte hatten führen 
müs sen, Gewerkschafter, die den Reportern 
erklärten, daß sie zur Kundgebung gekom-
men wären, weil es doch nicht nur um die 
Berufsverbote geht, sondern um die Rechte 
im Betrieb, um das Ende der Gesinnungs-
schnüffelei auch hinter den Werkto ren.
Da waren auch Pfarrer, die Bibelsprüche 
bereithielten auf die provozierenden Fra-
gen der Reporter, ob denn das christli ches 
Handeln wäre, wenn man sich einsetzt für 
einen Kom munisten, Pfarrer, die von den bit-
teren Lehren zu berichten wußten, von den 
Lehren der Geschichte, in der so oft die Kir-
che auf der Seite der Unterdrücker gestanden 
hatte, statt auf der der Unterdrückten, in der 
die Kirche Hexen hatte verbren nen und Waf-
fen segnen lassen, Pfarrer, die nicht den Glau-
ben teilten, daß es Aufgabe der Kirche sei, 
auf ein Leben nach dem Tod zu vertrösten.
Da waren auch Freunde aus den Ländern 
ringsum, die sich die Redebeiträge in ihre 
Sprache übersetzen ließen und sich be sorgt 
äußerten über die Gesinnungsverfolgung, 
Ausländer, die auf die Frage, was sie das 
denn anginge, antworteten, daß Europa kein 
neues Dreiunddreißig erleben dürfe. 
Es geschah während der Kundgebung. Die 
Geschichte läßt sich mit wenigen Worten 
erzählen. Ein Polizist, der eine lange Zeit 
dem Treiben auf dem Platz wortlos zuge-
sehen hatte, wandte sich plötzlich an sei-
nen Kol legen. „Sag mal, warum machen die 
das eigentlich?“ „Was?“ fragte der Kollege 
zurück. „Na, die frieren sich hier blau und 
stehen sich die Beine in den Bauch, und das 
macht denen gar nichts aus. Warum machen 
die das bloß?“ Der andere zuckte mit den 
Achseln.

Hans van Ooyen  
Leicht gekürzt aus: Die Schrift an der Wand, 

Asso-Verlag, Oberhausen 1981
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Von der Utopie zur Apokalypse

Die Menschheit hat sich zu allen Zei-
ten mit Fragen ihres Woher und ihres 

Wohin beschäftigt. Ganz besonders drin-
gend stellten sich die Fragen nach der 
Zukunft jedoch in Zeiten großer gesell-
schaf t licher Umwälzungen. Es ist kein 
Zufall, daß am Beginn des bürgerlich-kapi-
talistischen Zeitalters Denker wie Morus 
oder Campanella Gesellschaftsmodelle 
entwickelten, die das Idealbild eines sinn-
vollen, vernünftig geregelten, friedlichen 
Zusammenlebens in einer menschlichen 
Gemeinschaft entwarfen. Und so, wie sich 
das Bürgertum in dieser Periode selbst in 
einer Aufstiegsphase befand, waren auch 
die Utopien ihrer ideologischen Repräsen-
tanten von optimistischem Glauben an eine 
glückliche Zukunft der Menschheit erfüllt. 
Doch dieses Bild hat sich seit geraumer Zeit 

– seit dem Eintritt der Bourgeoisie in das 
Stadium des Imperialismus – grundsätzlich 
gewandelt. Entgegen einer noch lange Zeit 
wissenschafts- und damit auch irgendwie 
zukunftsgläubigen Science-fiction-Litera-
tur verdüstert sich das von den Philosophen 
entworfene Menschenbild, werden Kassan-
drarufe laut, die den „Untergang“ – nicht 
nur – „des Abendlandes“ verkünden. Diese 
negativen Prognosen haben sich in den letz-
ten zehn Jahren, vor allem seit dem „Club-
of-Rome-Bericht“ (1972), verstärkt.
Die Menschheit steht tatsächlich an einem 
Wendepunkt. Friedliche Koexistenz oder 
militärische Konfrontation, Sicherung der 
elementaren Lebensinteressen aller Men-
schen oder atomares Inferno – Krieg oder 
Frieden –, das ist die Entscheidungsfrage.
Im Frieden können auch die tatsächlich 
vorhandenen „Weltprobleme“ wie Roh-
stoffressourcen, Ernährungssicherung, 
Umweltverschmutzung, Bevölkerungsfra-
gen gelöst werden. Die bürgerliche Futu-
rologie aber kanalisiert die Beantwortung 
dieser Weltprobleme in Antikommunismus, 
Scheinlösungen und illusionäre Lebensmo-
delle (zurück zur Natur, hinaus aufs Land!), 
in partikuläre Widerstandsbewegungen, in 
abstrakte moralische Appelle an die Einsicht 

– ja, wessen? –, vor allem aber, immer und 
immer wieder, auch in wissenschaftsfeind-
liche Haltungen.
Es kann nicht ausbleiben, daß die Literatur 
und Kunst, die in ihren besten Hervorbrin-
gungen stets ein hochempfindlicher Seismo-
graph für die die Menschheit bewegenden 
Fragen war, sich ihnen zuwendet, ebenso 
wie Esoterik-Literatur und Trivialkunst mit 
ihren Fabrikaten die im Interesse der herr-
schenden Monopolbourgeoisie liegende Mei-
nungsmanipulation der Leser und Zuschauer 
in diesen Fragen wirkungsvoll betreiben.
Wenn in Filmen wie „Rollerball“ oder „New 
York im Jahre 2025“ mit allen Mitteln moder-
ner Filmtechnik ein düsteres, ja grauenvol-
les Zukunftsbild entworfen wird, dann kann 
die Schlußfolgerung nur sein, daß eine sol-
che Zukunft nicht lebenswert ist.
Man mag einwenden, daß die Zuschauer 
diese Zukunftsbilder nicht ernst nehmen. 
Da sie sich aber nahtlos einfügen in die mit 

allem Anspruch auf Wissenschaftlichkeit 
vorgetragenen Zukunftsprognosen, da sie 
nur ausschmücken, was zum Beispiel der 

„Club-of-Rome-Bericht“ über „Die Grenzen 
des Wachstums“ mit Zahlen und Diagram-
men belegt, kommen sie in den Kontext 
eines im Alltagsbewußtsein verankerten 
Unterbewußtseins drohender oder mög-
licher Gefahren, was in der Verbindung 
mit der gezielten Lüge von der kommuni-
stischen Bedrohung sehr wohl als psycho-
logische Kriegsvorbereitung, zumindest 
aber als Lähmungsversuch des weltwei-
ten Ringens um die Sicherung des Frie-
dens und soziale Veränderungen sowie als 
Ohnmachtserklärung der Menschen ange-
sehen werden muß.
Diese modernen Produkte von imperiali-
stisch orientierten Massenmedien verwei-
sen auf die Pervertierung einer Tradition, 
die in der Literatur schon 1932 mit dem 
bekannten satirischen Roman von Aldous 
Huxley „Schöne neue Welt“ begründet 
wurde. Auch Huxley hat Tendenzen spät-
kapitalistischer Entwicklung zu einer all-
gemeinen Zukunftsvision hochstilisiert und 
die künftige Organisation des Weltstaates 
analog zur Fließbandorganisation des Ford-
Konzerns konzipiert. In seiner total mani-
pulierten Gesellschaft, in der einige wenige 
Intelligente die durch genetische Korrektu-
ren ihrer Erbanlagen in Zufriedenheit und 
Stumpfsinn gehaltene Masse widerspruchs-
los steuern, sind die – vierzig Jahre später – 
vom „Club of Rome“ angebotenen Lösungen 
bereits praktiziert: die Zahl der Weltbevöl-
kerung ist durch Geburtenbeschränkung 
streng limitiert, so daß sie – wie Huxley in 
seinem späteren Essayband „Dreißig Jahre 
danach“ schreibt – sich in einem optima-
len Verhältnis zu den verfügbaren Natur-
schätzen befindet; die Produktion ist auf 
Nullwachstum festgelegt, da für eine Erwei-
terung seitens einer auf ein Bedürfnis- 
minimum gezüchteten Bevölkerung keine 
Notwendigkeit besteht.
Folglich hat auch die Wissenschaft keine 
Funktion mehr, aber sie kann auch durch 
unvorhersehbare Entdeckungen keinen 
Schaden mehr anrichten. Beschränkung – 
als Staatsdoktrin – zugunsten einiger weni-
ger Privilegierter. Sicher wollte Huxley auf 
die Bedrohung der Freiheit und Lebensweise 
des (bürgerlichen) Individuums seiner Zeit 
hinweisen. Doch seine satirische Zukunfts-
vision – die durch eine biologistische Men-
schen- und Gesellschaftsauffassung geprägt 
ist – und alle ähnliche Zusammenhänge sug-
gerierenden Interpretationsmodelle von 
Wirklichkeit suggerieren eine allgemeine, 
geschichts-pessimistische Sicht, die in der 
Gegenwart der kapitalistischen Hauptlän-
der nicht zufällig zu einer Nietzsche-Renais-
sance geführt hat, mit der ein Comeback von 
Spenglers und Toynbees Theorien einher-
geht. Die ideologische Verwertbarkeit all 
dieser Theorien und Werke ist letztlich die 
gleiche.
Die gleiche ideologische Manipulierungs-
funktion erfüllt auch die Woge parawis- 

senschaftlicher Literatur, in der Irrationalis-
mus, Okkultismus und Astrologie fröhliche 
Urständ halten, so daß im Spätherbst 1980 
in Paris sogar ein Weltkongreß der „Magier“ 
stattfinden konnte.
Aber selbst literarische Richtungen der 
Gegenwart , denen man auf den ersten 
Blick keineswegs den Zusammenhang mit 
den als alternative Lebensweise angebote-
nen Lösungen (zurück zur Natur) ansieht, 
muß in diesem Zusammenhang kritisch auf 
ihre jeweiligen ideologischen Implikationen 
befragt werden.
Ganz anderer Art ist eine so ernst zu neh-
mende Warnung, wie sie Dürrenmatt in sei-
nen „Physikern“ schon 1962 aussprach. Ihm 
ging es um die Verantwortung des Natur-
wissenschaftlers in unseren Tagen. Sein 
Physiker Möbius sieht eigentlich keinen 
anderen Ausweg als den, sich verrückt zu 
stellen und in einem Irrenhaus Zuflucht zu 
suchen, um dem möglichen Mißbrauch sei-
ner Erfindung vorzubeugen. Aber dieser 
Plan scheitert, denn die Leiterin der Anstalt 
selbst hat sich seine Forschungsergebnisse 
angeeignet und ist dabei, sie in einem Super-
konzern zu ihrem Profit und unbeschränk-
tem Machtgewinn auszubeuten. Das Stück 
schließt mit einer apokalyptischen Vision 
von Möbius, in der er die Erde als blauschim-
mernde Atomwüste um einen kleinen, toten, 
gelben Stern sinnlos durch das Weltall krei-
sen sieht.
Dürrenmatt hat seinem Stück eine Art State-
ment über die Aufgaben des Dramatikers 
in 21 Punkten hinzugefügt. Dort heißt es: 

„Der Inhalt der Physik geht die Physiker an, 
die Auswirkung alle Menschen. – Was alle 
angeht, können nur alle lösen. – Jeder Ver-
such eines einzelnen, für sich zu lösen, was 
alle angeht, muß scheitern.“
Doch dieser Appell an das Gewissen, an das 
solidarische Handeln der Menschen bleibt 
im Stück selbst unartikuliert. Sein offener 
Schluß kann ebensogut in Aktivismus wie in 
Pessimismus umschlagen. Der Dramatiker 
legt damit die Entscheidung über die Frage, 
die er in seinem Stück aufgeworfen hat, in 
die Hände der Zuschauer, der Menschen 
selbst, ohne ihnen einen Weg zur Bewälti-
gung dieses Problems explizit zu zeigen.
Wenn der Vorhang nach der letzten Szene 
fällt , könnte auf ihm die Frage stehen, 
Zukunft der Menschheit – Paradies oder 
Apokalypse? Zwanzig Jahre danach ist sie 
weniger denn je eine nur akademische Frage.
Der Hochrüstungskurs der NATO, der Wech-
sel im strategischen Konzept der führenden 
Militärs der USA – die immer nachdrückli-
cher nach militärischer Überlegenheit und 
einer Erstschlagskapazität streben und 
dabei einen sogenannten begrenzten Atom-
krieg in Europa, das heißt auf gut deutsch: 
die atomare Zerstörung dieses traditionsrei-
chen Kontinents, seiner jahrtausendealten 
Kulturen und die Vernichtung von Hunder-
ten Millionen Menschen skrupellos einpla-
nen und im selben Atemzug behaupten, die 
Freiheit und Menschenrechte dieser ein-
kalkulierten Atomleichen zu verteidigen –  
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macht diese von Dürrenmatt beschworene 
Gefahr einer drohenden Apokalypse zu einer 
wirklich beängstigenden Vision.
Den Interessen der Völker dient diese von 
den Rüstungskonzernen forcierte Hochrü-
stungspolitik der Reagan-Administration 
bestimmt nicht – auch nicht dem eigenen 
Land und ebensowenig den europäischen 
Verbündeten. Der steigende Abbau der Sozi-
alleistungen und die wachsenden Arbeits-
losenziffern in diesen Ländern sprechen 
dafür eine beredte Sprache. Andererseits 

ist es sicher kein Zufall, daß die verschie-
denen Club-of-Rome-Berichte diese irrsin-
nige Vergeudung geistiger und materieller 
Ressourcen für Rüstungszwecke mit kei-
nem Wort erwähnen. Ihr sinnvoller Ein-
satz für die Lösung solcher Weltprobleme 
wie Ernährung oder Umweltschutz würde 
jedoch der Menschheit entgegen den Pro-
gnosen dieser Berichte durchaus eine posi-
tive Zukunftsperspektive eröffnen können.
Der Weg zu einer solchen lebenswerten 
Zukunft kann nur über Entspannungspolitik, 

Verständigung und Abrüstung führen. Im 
Atomzeitalter kann Krieg schon überhaupt 
nicht mehr eine Fortführung der Politik mit 
anderen Mitteln sein. Der alte Satz von Clau-
sewitz bezeichnet heute kein politisches 
Konzept, sondern schlicht und einfach ein 
Verbrechen. Denn: Es gibt nichts Wichti-
geres als den Frieden. Er allein ist der Weg 
zur möglichen Lösung aller die Menschheit 
bewegenden Fragen.

Rita Schober 
(Gekürzt aus „Weltbühne“, 13/1982)

Wie Imperialisten den Orient ins Chaos stürzten

Wer die derzeitige chaotische und kata-
strophale Situation im Nahen Osten 

verstehen möchte, darf die Vergangenheit der 
Orientpolitik der westlichen Kolonialmächte 
nicht außer acht lassen. Denn hier wurde der 
Grundstein für die Konflikte gelegt, auf den 
der Westen heute noch seine Expansionspo-
litik und Strategie stützt. Die alten Kolonial-
mächte Großbritannien und Frankreich haben 
nach dem Ersten Weltkrieg in den arabischen 
Ländern willkürlich mit dem Lineal Grenzen 
gezogen, wodurch Ethnien, Volksgruppen und 
Stämme getrennt wurden. Das war der Zun-
der, der ein explosives, zerstörerisches Feuer 
entfacht hat.
Nach dem Zweiten Weltkrieg leiteten die alten 
Kolonialmächte ökonomisch eine neokoloni-
ale Politik ein, um die jungen Nationalstaaten 
an sich zu binden. Darüber hinaus hat man 
bilaterale und multilaterale Militärverträge 
geschlossen und durch die Gründung von Mili-
tärpakten wie den Bagdad-Pakt, CENTO und 
CEATO die Ost-West-Blockkonfrontation auch 
im Nahen Osten bis nach Südasien getragen. 
So wurden diese Länder Bestandteil der west-
lichen Globalstrategie unter Führung der USA. 
Wer es wagte, einen unabhängigen Weg zu 
gehen, lief Gefahr, daß sein Land destabili-
siert oder seine Regierung gestürzt wurde. 
Der Putsch gegen den liberalen Ministerprä-
sidenten Irans, Dr. Mohammad Mossadegh, 
im August 1953 ist im kollektiven Gedächt-
nis des iranischen und sogar der Völker der 
Region bis heute lebendig.
Nach dem Ende des kalten Krieges haben 
sich die USA zur „einzigen Macht“ (Brzezin-
ski) ernannt. Das schloß die Kontrolle über 
die gesamte Region des Nahen und Mittle-
ren Ostens ein. Madeleine Albright brachte 
es auf den Punkt, indem sie ganz Nahost 
zur Interessensphäre der Vereinigten Staa-
ten erklärte. „Eine zweite Macht dulden wir 
nicht“, betonte sie. Um diesem Anspruch Gel-
tung zu verschaffen, beschloß die US-Admi-
nistration unter Präsident Bill Clinton, schon 
18 Monate vor dem 11. September 2001, einen 
Krieg zunächst gegen Afghanistan zu begin-
nen. Da Rußland dies ablehnte und Usbeki-
stan seine militärische Infrastruktur nicht, 
wie von den US-Militärs gewünscht, zur Ver-
fügung stellte, mußte der Plan vorläufig ver-
schoben werden.
Mit der Übernahme der Regierungsverant-
wortung der „Neocons“ um George W. Bush 

und Dick Cheney wurde erneut versucht, die 
Strategie der „einzigen Weltmacht“, nun unter 
der erweiterten Strategie („Greater Middle 
East Initiative“ [GME] ), umzusetzen. Sie zielte 
darauf, das gesamte Gebiet vom Kaukasus 
bis Nordafrika und von dort bis Bangladesch 
unter die Kontrolle der USA zu bringen. Der 
11. September 2001 war ein willkommener 
Anlaß dafür. Hätte es ihn nicht gegeben, hätte 
man ihn erfinden müssen!
Die USA haben am 7. Oktober 2001 mit der 
Bombardierung Afghanistans begonnen. Das 
Taliban-Regime war innerhalb von wenigen 
Wochen hinweggefegt worden. Dieser Erfolg 
verstärkte die Motivation der US-Administra-
tion, auch noch Irak zu überfallen. Das Regime 
von Saddam Hussein wurde beseitigt, aber 
sowohl in Irak als auch in Afghanistan entwik-
kelte sich ein breiter nationaler Widerstand. 
Infolgedessen zerschellte die GME-Strategie 
an den Bergen des Hindukusch bzw. versank 
in der irakischen Wüste. Um den Karren aus 
dem Dreck zu ziehen, wurde in den Vereinig-
ten Staaten Barack Obama aus dem Hut gezau-
bert. Seine Strategie orientierte zunächst 
auf eine gewisse militärische Zurückhaltung 
seitens der USA. Dafür tat man alles, um die 
unbotmäßigen Regierungen von innen her-
aus zur Explosion zu bringen. Dann folgte 
die Intervention in Libyen, die ein Chaos hin-
terließ. Nach demselben Muster sollte auch 
die syrische Regierung gestürzt und ein US-
treues Regime installiert werden. Syrien 
wurde fast völlig zerstört. Die Folge dieser 

Katastrophe war, daß die Opposition in ande-
ren Ländern der Region sich scheute, gegen 
die eigenen Machthaber zu opponieren. Sie 
befürchteten ähnliche Verhältnisse wie in 
Afghanistan, Irak, Libyen und Syrien. Damit 
haben die USA der Opposition wahrlich einen 
Bärendienst erwiesen.
Wer diese Gemengelage, die Triebkräfte und 
Hintergründe des Krieges und der Konflikte 
verstehen möchte, dem seien die folgenden 
Bücher wärmstens empfohlen:

Michael Lüders: Armageddon im Orient. 
Wie die Saudi-Connection den Iran ins 
Visier nimmt. C. H. Beck, München 2018,  
14,95 €
Michael Lüders: Die den Sturm ernten. 
Wie der Westen Syrien ins Chaos stürzte.  
C. H. Beck, 4. Aufl., München 2017, 14,95 €
Michael Lüders: Wer den Wind sät. Was 
westliche Politik im Orient anrichtet.  
C. H. Beck, 11. Aufl., München 2015, 14, 95 €
Marc Lynch: Die neuen Kriege in der 
arabischen Welt. Wie aus Aufständen 
Anarchie wurde. Edition Körber-Stiftung, 
Hamburg 2016, 22 €
Carlo Masala: Weltunordnung: die 
globalen Krisen und das Versagen des 
Westens. C. H. Beck, München 2016, 14,95 €

Dr. Matin Baraki
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Die Blutspur des US-Imperialismus

Nun treten sie wieder an, um die Welt zu 
verbessern und dem „Recht“ zum Sieg 

zu verhelfen. Trump, Pence und die anderen 
„Weltpolizisten“ haben beschlossen, in Vene-
zuela „demokratische Verhältnisse“ herbei-
zuführen.
Mit zusammenklappbarem Heiligenschein auf 
den gestylten Haaren stellt sich Trump an die 
Spitze der Kämpfer „für Demokratie und freie 
Wahlen“. Freie Wahlen unter Aufsicht der USA? 
Demokratie aus den Händen der USA? Da sei 
uns ein Rückblick in die Geschichte erlaubt, 
damit man erkennen kann, was die US-Admi-
nistration meint, wenn sie von Gerechtigkeit, 
Freiheit und Frieden redet.
Da sei an solche „Kleinigkeiten“ wie den jahr-
zehntelangen Vernichtungskrieg gegen die 
indigenen Völker in Nordamerika zum Zwecke 
des Landraubs erinnert. Es gelang ihnen, durch 
den Abschuß von bis zu 60 Millionen Büffeln 
und dem Töten der zur Jagd notwendigen 
Ponys aus stolzen Jägern ein von den Lebens-
mittel-Zuteilungen der korrupten Indianer-
Polizei abhängige Bettler zu machen. Von 10 
Millionen Ureinwohnern blieben ganze 700 
000 in Reservate gesperrte, von Sozialhilfe 
Abhängige übrig. Und die hat man mit Alko-
hol immer unter Kontrolle. Auch wollen wir 
die Annektion der Inselgruppe Hawaii 1898 
nur kurz erwähnen, wenn sie mal wieder den 
Russen die Krim vorhalten, die sie so gerne 

„befreien“ möchten.
Schauen wir auf Mittel- und Südamerika. Seit 
fast 100 Jahren das Treppenhaus und der Hin-
terhof der USA. In Mittelamerika bestimmte 
der US-Agrargigant United Fruit Company mit 
Hilfe des US-Geheimdienstes CIA, wer Präsi-
dent werden sollte. Und damit die Geschäfte 
reibungslos liefen, hieß das Geschäftsmodell 
Korruption im Gleichschritt mit Terror und 
Gewalt zur Unterdrückung der dortigen Bevöl-
kerung. Daraus entstand der Begriff „Bana-
nenrepublik“. Die Aufführung der Namen von 
damaligen Despoten lassen noch heute die 
Menschen angstvoll verstummen: Rafael Tru-
jillo hauste bis zu seiner Ermordung 30 Jahre 
in der Dominikanischen Republik. Die Söhne 
flohen danach mit den angehäuften Goldreser-
ven in die USA. Im Nachbarstaat Haiti massa-
krierte der „Präsident auf Lebenszeit“, der Arzt 
François Duvalier, mit einer Privatarmee und 
der Geheimpolizei „Tontons Macoute“, die als 
grausamste der damaligen Zeit galt, sein eige-
nes Volk. Nach seinem Tod 1971 übernahm der 
Sohn Jean-Claude auf Befehl von US-Präsident 
Nixon die Terrorherrschaft und zugleich ein 
Milliarden-Vermögen. Bei der Flucht nach sei-
nem Sturz 1986 konnte das Flugzeug wegen 
des Gewichts gestohlener Goldbarren der 
Nationalbank kaum abheben.
Kommen wir zu Anastasio Somaza in Nikara-
gua, Oberhaupt eines Familien-Clans, der sich 
das ganze Land zur Beute gemacht hatte und 
nach seinem Sturz 1979 mit seinem zusam-
mengeraubten Vermögen ebenfalls in den USA 

„Asyl“ bekam. Die siegreiche Frente Sandinista 
unter Daniel Ortega war erklärter Todfeind 
der USA unter Ronald Reagan und wurde von 
gekauften und von den USA ausgerüsteten 
Söldnern jahrelang bekämpft. Nachdem der 

US-Kongreß die finanzielle und technische 
Unterstützung der sogenannten konterrevo-
lutionären Streitkräfte verboten hatte, stellte 
sich Reagan über das Gesetz und machte ille-
gale Waffengeschäfte mit der ebenfalls zum 
Todfeind erklärten Regierung der Islamischen 
Republik Iran unter Ajatollah Khomeini. Um 
den illegalen Waffenhandel zu finanzieren, 
wurde die aus dem Vietnamkrieg zum Zwecke 
des Drogenhandels der US-Armee stammende 
Fluglinie „Air America“ reaktiviert, und die 
Drogenlieferungen wurden wieder aufgenom-
men. Als alles aufgeflogen war, erklärte Prä-
sident Reagan in TV, daß er von allem nichts 
gewußt habe und auch nichts habe wissen 
können, da er ja auf seiten des Gesetzes ste-
hen würde. Obwohl Tausende in alle illegalen 
Geschäfte verwickelt waren und Reagan als 
Initiator und höchste Autorität identifiziert 
worden war, erwischte es nur Oberst Oliver 
North. Er nahm alles auf seine Kappe, erhielt 
eine Bewährungsstrafe und wurde „unehren-
haft“ aus der Armee entlassen. Alle anderen, 
allen voran Reagan, haben sich vor Lachen 
gebogen, daß sie unbehelligt blieben. Aber so 
sieht eben die Auslegung von Recht und Gesetz 
in den USA aus.
Auf die Befreiung Kubas vom Regime des von 
den USA und der Mafia eingesetzten Diktators 
Batista durch Fidel Castro und seine Kämpfer 
und den anschließenden Angriff durch die von 
der US-Regierung finanzierten und mit Waf-
fen ausgerüsteten Exilkubaner in der Schwei-
nebucht brauche ich nicht näher einzugehen. 
Auch den von den USA gestützten Gewaltherr-
scher Hugo Stroessner in Paraguay will ich nur 
am Rande erwähnen, um auf das CIA-Projekt 

„Frubelt“ in Chile sprechen zu kommen. Dabei 
handelte es sich um den Sturz des frei und 
demokratisch gewählten Sozialisten Salva-
dor Allende. Als Kandidat der Volksfront und 
Mitbegründer der Unidad Popular im Okto-
ber 1970 zum Präsidenten gewählt, begann 
er eine Politik, die sich an den Bedürfnissen 
der Bevölkerung orientierte. Freie Heilfür-
sorge, kostenloser Schulunterricht, freie Mei-
nungsäußerung, freie Presse und gerechte 
Löhne. Unter der Leitung der CIA im Auftrag 
von Präsident Richard Nixon wurden in Chile 
die Instrumente eingesetzt, die auch heute 
gegen den gewählten Präsidenten Maduro 
angewandt werden, um Venezuela in einen 
Bürgerkrieg zu stürzen. Wirtschaftssanktio-
nen, Öl-Embargo, Erpressung, Lügen und das 
Spiel mit Halbwahrheiten und natürlich Millio-
nen von Dollar. Nachdem die CIA in Chile die 
Fahrer der Lastwagen, welche die Versorgung 
der Menschen mit Lebensmitteln, Bekleidung 
und allen anderen lebensnotwendigen Gütern 
sicherten, gekauft hatte und diese einen Streik 
vom Zaun gebrochen hatten, brach die Versor-
gung der Bevölkerung zusammen. Die Men-
schen gingen auf die Straße, um gegen Allende 
zu demonstrieren.
Am 11. September 1973 putschte General 
Augusto Pinochet und errichtete ein bruta-
les Terror-Regime. Man schätzt die Zahl der 
Ermordeten auf 30 000 bis 40 000. 
Ein prägendes Element der US-Außenpoli-
tik ist die Lüge. Hitler hatte seinen Sender 

Gleiwitz für den Angriff auf Polen, George W. 
Bush erfand die Existenz von Massenvernich-
tungswaffen in Irak, die nie gefunden wur-
den, um das Land zu überfallen. Dabei ging 
es allein darum, dessen Ölreserven zu rauben. 
Auch in Venezuela geht es nur um Öl!
Venezuela besitzt mit geschätzten 320 Mil-
liarden Barrel die größten Ölreserven der 
Welt. Das ist dem Syndikat in Washington 
jedes Opfer wert. Nichts käme Trump mehr 
gelegen als ein Bürgerkrieg in Venezuela. Wie 
so etwas perfekt geht, führten die USA der 
Welt 1953 vor. Unter dem Namen „Die gestoh-
lene iranische Demokratie“ wurde 1953 der 
frei und demokratisch im damaligen Persien 
zum Premierminister gewählte Dr. Moham-
med Mossadegh gestürzt und wegen Hochver-
rats vor ein Tribunal gestellt. Sein Verbrechen: 
Er hatte die Ölquellen des Iran, die seit 1901 
von dem englisch-amerikanischen Konsor-
tium AIOC ausgebeutet wurden, verstaat-
licht. Er wollte die Gelder für das iranische 
Volk nutzen, da sie bisher zu 95 % von den 
kapitalistischen Ausbeutern gestohlen wur-
den. Mossadegh, 1952 vom „Time“-Magazin 
noch zum „Man of the Year“ gekürt, war als 
Anhänger der kommunistischen Tudeh-Par-
tei gemäß der Truman-Doktrin ein ausgewie-
sener Feind der USA. In der Operation „Ajax“ 
unter der Führung des CIA-Agenten Ker-
mit Roosevelt übernahm General Fazlollah 
Zehedi mit Hilfe des Militärs die Macht im 
Iran und ließ Mossadegh verhaften. Die USA 
installierten am 22. August 1953 Mohammed 
Reza Pahlavi als neuen Schah und uneinge-
schränkten Machthaber. Bei seiner Rede zur 
Machtübernahme sagte dieser: „Ich verdanke 
meinen Thron dem lieben Gott, meinem Volk, 
meiner Armee – und Ihnen.“ Dabei verneigte 
er sich in Richtung Kermit Roosevelt. Und der 
Gewinn durch Waffenkäufe der Iraner in den 
USA stieg ins unermeßliche.
Andere Ereignisse und Namen stehen eben-
falls für US-Verbrechen gegen den Frieden 
und die Menschlichkeit. Vietnam, Libyen, 
Grenada, Panama, Biafra, die Ermordung 
von Patrice Lumumba, Korea … Eine Blut-
spur rund um die Welt! Joachim Augustin 

A. Charisius u. a.: Weltgendarm USA. 
Militärverlag der DDR, Berlin 1985
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Wie Konterrevolutionen gemacht werden

Dem imperialistischen Herrschaftssy-
stem – an seiner Spitze die USA – sind 

zum Zwecke der radikalen Durchsetzung sei-
ner Interessen alle Mittel recht. Besonders 
deutlich wird dies an den seit Jahren laufen-
den Destabilisierungsmaßnahmen für einen 
Regimewechsel in Venezuela. Das Gerede von 
Demokratie, Freiheit und Menschenrechten 
dient nur dazu, die Verhältnisse im Interesse 
der USA umzugestalten und Zugriff auf die 
gewaltigen Bodenschätze des Landes, insbe-
sondere Erdöl, zu erlangen, die faktisch „vor 
der Haustür“ der USA liegen. 
Nachdem es den USA und ihren Verbündeten 
innerhalb weniger Jahre gelungen ist, Län-
der wie Libyen, Irak, Syrien, Afghanistan u. a. 
nahezu unregierbar zu machen, konzentrie-
ren sie sich nun auf Venezuela, aber auch auf 
andere mittelamerikanische Staaten. Analoge 
Vorgehensweisen zum Sturz legitimer Regie-
rungen sind unverkennbar, wie das Gesche-
hen in Venezuela zeigt. Am Anfang standen 
hier mit geheimdienstlichen Mitteln organi-
sierte Studentenproteste, die längerfristig 
vorbereitet wurden. So fanden sich bereits 
2005 Aktivisten unter den Studenten, die 
in Belgrad an einer Ausbildung für einen 

„gewaltfreien Widerstand“ teilnahmen. Dar-
unter soll sich später nach Angaben des vene-
zolanischen Botschafters in Moskau, Carlos 
Rafael Faria Tortosa, auch der selbsterklärte 

„Übergangspräsident“ Juan Guaidó befunden 
haben. Alles organisiert von der dortigen 
CIA-gesteuerten Organisation OTPOR (spä-
ter CANVAS), einem sogenannten Zentrum für 
gewaltfreie Aktionen und Strategien. Guaidó 
studierte dann noch in den USA, bevor er nach 
Venezuela zurückkehrte und in der Folgezeit 
als Anführer regierungsfeindlicher Aktionen 
in Erscheinung trat. 
Bereits 2015 erließ der damalige US-Prä-
sident Barack Obama ein Dekret, mit dem 
Venezuela zu einer „ungewöhnlichen und 
außerordent lichen Bedrohung f ür die 
nationale Sicherheit und Außenpolitik der 
Vereinigten Staaten“ erklärt wurde, womit 
Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela 
legitimiert wurden, die de facto einen Krieg 

mit anderen Mitteln darstellten. In maßloser 
Arroganz verfügte Washington zudem, daß 
jedes Land, das mit Venezuela Handel treibt, 
ebenfalls mit Sanktionen belegt wird. Jetzt 
will Trump – auch das ist Teil der Destabi-
lisierungsmaßnahmen – mit „humanitären 
Hilfsaktionen“ das venezolanischen Volk in 
die Irre führen, um zu suggerieren: „Wir sind 
die Guten, wir helfen euch.“ 
Nachdem durch massive Einflußnahme der 
USA in anderen mittelamerikanischen Län-
dern rechtsgerichtete und ihnen hörige Regie-
rungen etabliert worden sind, soll sich dies 
jetzt mit Venezuela fortsetzen. So kann man 
im „Wall Street Journal“ lesen, der Versuch 
der USA, den venezolanischen Präsidenten 
zu stürzen, sei nur der erste Schritt zu einer 
Neuordnung Lateinamerikas. Das bedeutet im 
Klartext, daß die USA auch die Regierungen 
in Kuba und Nikaragua zu stürzen beabsichti-
gen. US-Vizepräsident Michael Pence erklärte, 
daß er Venezuela, Kuba und Nikaragua mit 
einem Schlag „befreien“ wolle. Der geplante 
Sturz der Sandinistischen Regierung steht seit 
Jahren auf der Agenda der USA. Kuba ist den 
USA seit 1959 ein Dorn im Auge. Sanktionen, 
Diversionsakte, Wirtschaftsblockade, Spio-
nage, Mordversuche und Morde – die Liste der 
subversiven Aktivitäten der USA gegen Kuba 
ist lang. Dazu gehören Koordinierungsmaß-
nahmen und „Erfahrungsaustausche“ zwi-
schen den kubanischen „Systemgegnern“ und 
rechten Gruppierungen in der Ukraine, Vene-
zuela und Nikaragua. Auch hier die „helfende 
Hand“ im Hintergrund – die USA und die CIA. 
Vergleicht man die Bilder von den organi-
sierten Protesten in Venezuela und anderen 
Ländern, so wird sichtbar, daß eine beson-
dere Zielgruppe die Jugend ist. Im Rahmen 
des Schüler- und Studentenaustausches zwi-
schen Kuba und den USA wird durch Regie-
rungsvertreter der USA und geheimdienstlich 
gesteuerte Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) angestrebt, die Jugendlichen für einen 
Systemwechsel in Kuba zu interessieren. Die 
US-Agentur für Internationale Entwicklung 
versucht über die Musik, junge Rap-Anhän-
ger für „Veränderungen im Sinne der USA“ zu 

gewinnen. Das Budget der USA für die För-
derung des Systemwechsels in Kuba betrug 
2016 mehr als 753 Mio. Dollar (!). Dabei geht 
es auch um die Auswahl und die Ausbildung 
solcher Personen, die langfristig eine Füh-
rungsrolle bei der Destabilisierung der kuba-
nischen Gesellschaft spielen sollen. 
Bleibt die Frage, welche Rolle Deutschland 
dabei übernimmt. Eine besondere Bedeutung 
kommt hierbei der CDU-nahen Konrad-Ade-
nauer-Stiftung (KAS) zu, die weltweit an der 
Vorbereitung von Umstürzen beteiligt ist. So 
fand 2014 ein Zusammentreffen der zentral-
amerikanischen Wahlorgane statt, welches 
von der KAS unterstützt wurde. Dabei stellte 
man fest, daß Wahlgesetze zu Instrumenten 
von Veränderungen entwickelt werden kön-
nen, die zu einer „Verbesserung“ der Wahl-
verfahren führen – wie in Brasilien praktisch 
demonstriert. 
Im Vorfeld des Iberoamerikanischen Gipfels in 
Mexiko organisierte die KAS eine Konferenz, 
um über einen „Systemwechsel in Kuba“ zu 
beraten. Zuvor hatte die Stiftung ein „Forum 
Jugend und Demokratie“ organisiert. Im Juni 
2016 lud sie sechs junge Abgeordnete des 
rechten venezolanischen Oppositionsbünd-
nisses MUD nach Deutschland ein. Offiziel-
len Verlautbarungen zufolge setzen sie sich 
für eine „demokratische Wende“ in Venezuela 
ein. Ein Jahr später nahmen zwölf junge poli-
tische Führungskräfte aus Mexiko, Guatemala, 
Honduras, Costa Rica und Panama an einem 
Seminar in Berlin und Düsseldorf teil, in dem 
es um „Kampagnenführung und Kommunika-
tion“ ging. Im Dezember 2018 organisierte die 
KAS eine Veranstaltung in Berlin unter dem 
Titel „Kubas Stimme für die Vielfalt“, auf der 
Kubas Systemgegner Gelegenheit zu ausführ-
licher Diskussion erhielten.
Offensichtlich ist es Anliegen der KAS, junge 
Menschen aus den auf der „Liste für einen 
Regime Change“ stehenden Ländern zu poten-
tiellen politischen Entscheidungsträgern im 
Interesse der Durchsetzung imperialistischer 
Machtinteressen heranzuziehen. 

Dietmar Hänel  
Flöha

Moldova nach der Wahl – Chancen und Probleme

Bei den Parlamentswahlen in der Repu-
blik Moldova am 24. Februar waren auf 

den landesweiten Listen 15 Parteien ver-
treten. Ins Parlament wurden 4 Parteien 
gewählt, die Sozialistische Partei (PSRM) 
des Staatspräsidenten (31,35 % / 33 Sitze), 
die Demokratische Partei (PDM) des bis-
herigen Ministerpräsidenten (24,01 % /  
31 Sitze), ein Wahlbündnis „ACUM“ (26,17 % /  
27 Sitze), die Sor-Partei (8,44 % / 7 Sitze) 
sowie drei Unabhängige. Die Kommunisti-
sche Partei ist mit rund 4 % der Stimmen 
(Sperrklausel: 6 %) nicht dabei. Die Libe-
ralen haben mit rund 1,5 % eine deutliche 

Abfuhr erlitten. Die Wahlbeteiligung war 
mit 49 Prozent weiter rückläufig.
Da s gewä h lte Pa rla ment bes teht aus  
101 Abgeordneten. Davon sind 51 auf Lan-
deslisten der Parteien und 50 in Direktwahl 
bestimmt worden. Die stärkste Fraktion 
bildet die PSRM des Staatspräsidenten 
Dodon. Zur Bildung einer politisch homo-
genen Koalition fehlen aber die Bündnis-
partner.
Das Ergebnis ermöglicht nicht, in der innen- 
und außenpolitischen strategischen Aus-
richtung der Republik Moldova und auch in 
der Politik des Landes wieder einheitliche 

Ziele zu erarbeiten und sie im Zusammen-
wirken der staatlichen und gesellschaftli-
chen Institutionen im Inneren sowie mit 
den ausländischenPartnern übereinstim-
mend zu verwirklichen. 
Seit der Wahl von Igor Dodon zum Staats-
präsidenten (2016) besteht in Moldova eine 
Situation der Doppelherrschaft . Sie war 
von sich gegenseitig grundsätzlich wider-
sprechenden Konzeptionen und gesell-
schaftlichen und politischen Positionen 
des Parlaments und der Regierung einer-
seits und des Präsidentenamtes anderer-
seits charakterisiert. Dieser Widerspruch 
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wird gemildert, aber nicht beseitigt. Die 
t at sächlichen Interessen der Bevölke-
rung und des Landes konnten auf dieser 
Grundlage nur ungenügend in der Innen- 
und Außenpolitik verwirklicht werden. Die 
Gebundenheit an die Interessen der Kräfte 
der neuen Bourgeoisie des Landes und des 
ausländischen Kapitals bzw. seiner Organi-
sationen führte zu einseitigen innen- und 
außenpolitischen Schritten der Regierung, 
die durch die bisherige Mehrheit im Parla-
ment auch gegen den Willen des Staatsprä-
sidenten sanktioniert wurden. 
Da s jet z ige parlament ar ische K rä f te-
verhä lt nis k a nn da zu beit ragen, da ß 
der polit ische Kurs stärker den realen 
E r f or der n i s s en s ow ie den ök onom i-
schen, politischen und sicherheitspoliti-
schen Gegebenheiten Rechnung tragen 
wird. Die von den Erwartungen der Men-
schen ausgehenden Erfordernisse der Ent-
wicklung der Gesellschaft dürften in der 
innen- und außenpolitischen Linie des Lan-
des stärker berücksichtigt werden. Das 
wird ohne Zweifel auch zu widersprüchli-
chen Reaktionen sowohl der EU und ihrer 
Hauptmächte als auch der USA gegenüber 
der Republik Moldova führen. Innenpo-
lit isch geht es darum, das Land wieder 
auf einen stabileren ökonomischen Ent-
wicklungsweg zu bringen, um die Lebens-
bedingungen stabiler zu gestalten, die 
Nationalitätenprobleme zu lösen und das 
politische Vertrauen der Bevölkerung zu 
stabilisieren. Die neue Regierung ist damit 
konfrontiert: 1. Die ökonomischen Grund-
lagen des Staates zu stabilisieren, was mit 
strategischen Umorientierungen zusam-
menhängt und die Sache nicht erleichtert. 
Ein wichtiges Element besteht in der Ver-
hinderung des Ausverkaufs von Grund und 
Boden an Ausländer. 2. Die Lebensbedin-
gungen und die Lösung grundlegender 
sozialer Fragen mit subjektiv spürbaren 
Auswirkungen auch für den einzelnen in 
Angriff zu nehmen. 3. Die zumeist hochqua-
lifizierten Arbeitskräfte, die im Ausland 
tätig sind, zur Rückkehr zu veranlassen. 
Dazu müssen aber im Inland wirtschafts-
politische Entscheidungen beschlossen und 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Die ökonomische Stabilisierung des Lan-
des und die politische Entwicklung machen 
es notwendig, die auf beiden Seiten des  
Dnestr historisch gewachsenen Potentiale 
wieder zusammenzuführen und wirksam 
zu machen. Damit ist auch die Notwendig-
keit neuer Ideen zur Schaffung entspre-
chender staatlicher und gesellschaftlicher 
Strukturen verbunden. Es gibt Überlegun-
gen zu einer föderalen Struktur, die auch 
das Problem der Gagausen (ein Turkvolk) 
mit einschließen. Das steht wiederum in 
engem Zusammenhang mit Maßnahmen 
zur Klärung der Nationalitätenfrage ins-
gesamt , um die negat iven Folgen und 
Wirkungen zu beseitigen, die nach der Zer-
schlagung der UdSSR und durch die Politik 
der prowestlichen Regierungen entstan-
den sind. Es geht in der Innenpolitik also 
nicht um irgendwelche Korrekturen, son-
dern um Entscheidungen und Entwicklun-
gen grundsätzlicher Art. 

Das Gelingen der innenpolitischen Vorha-
ben hängt in bedeutendem Maße mit der 
Außenpolitik des Landes zusammen. Folgt 
man dem Konzept von Präsident Dodon, so 
wird Moldova seine Außenpolitik auf Eigen-
staatlichkeit und Souveränität, geostrate-
gische Neutralität und Ausgeglichenheit 
sowie ausgeglichene Wirtschaf tsbezie-
hungen zu Ost und West auf bauen. Eigen-
st aat lichkeit besag t , daß die Idee der 
Vereinigung mit Rumänien strikt abgelehnt 
wird. Es wird aber darauf hingewiesen, daß 
die wichtigsten Wirtschaftspartner gegen-
wärtig in Rußland und Rumänien gesehen 
werden. Sie sind auch jetzt schon die wich-
tigsten Märkte für den Absatz der Waren 
aus Moldova. Die Bedeutung des russischen 
Marktes hat dabei sichtlich zugenommen. 
Geostrategische Neutralität beinhaltet ein-
deutig: keine Zugehörigkeit zur NATO, was 
übrigens auch der Verfassung entspricht. 
Das Beispiel der Ukraine zeige, daß der 

„pro-europäische“ und der „pro-NATO“-Weg 
zum Verlust der Souveränitätund der Kon-
trolle über die Wirtschaft und die Sicher-
heit des Landes führt.
Die Ergebnisse der Wahlen stellen eine 
Ablehnung der Politik derjenigen in Mol-
dova dar, die dem Konzept von USA und 
NATO folgen, wonach das Land als Bestand-
teil einer Region (Georgien, Moldova und 
Ukraine) betrachtet wird, in der „demo-
kratische Transformationen“ unter dem 
Blickwinkel der Einbindung der ganzen 
Region in die US-Geostrategie und gegen 
Rußland eingesetzt werden. Die Ergebnisse 
der Wahlen zeigen, daß die USA bisher nicht 
in der Lage waren, irgendeinen „eingefro-
renen Konf likt“ im ehemaligen Raum der 
Sowjetunion stabil in ihrem Sinne zu lösen. 
Das Wahlergebnis bestärkt die Position 
der im Sinne von Dodon agierenden poli-
tischen Kräfte auch in der Haltung zur EU. 
Es ist davon auszugehen, daß durch Mol-
dova zumindest eine Neuverhandlung der 
2014 zwischen der Republik Moldova und 

der EU abgeschlossenen Vereinbar un-
gen eingeleitet wird. Der Schwerpunkt 
dürfte sich auf die bilateralen Beziehun-
gen mit den Mitgliedern der EU verlagern. 
Dabei besteht auch weiterhin ein Interesse 
daran, die wirtschaftlichen Beziehungen 
zur BRD sowohl unter dem Gesichtspunkt 
des Absatzes von Waren aus der Republik 
Moldova als auch von ausgewählten deut-
schen Investitionen in Moldova zu behan-
deln. In politischer Hinsicht konzentrieren 
sich die Betrachtungen von seiten Moldo-
vas auf die Fragen der Sicherheit des Lan-
des und der Region. 
Seit seiner Wahl zum Präsidenten (2016) 
unternahm Igor Dodon zahlreiche Schritte, 
um die antirussische Politik der Regierung 
unwirksam zu machen und Vertrauen zwi-
schen Rußland und Moldova wieder her-
zustellen. Die Ergebnisse der Wahl haben 
diese Politik bestätigt. Auf russischer Seite 
findet Moldova Verständnis. Während des 
Besuchs von Igor Dodon in Moskau (Ende 
Januar 2019) erklärte Putin: „Natürlich ist 
es für Rußland wichtig, wie sich das Parla-
ment in Moldova formiert, weil das Parla-
ment die Regierung des Landes bildet, und 
von dieser hängt in bedeutendem Maße ab, 
wie sich die Beziehungen zwischen Rußland 
und Moldova weiterentwickeln.“  Beide Sei-
ten unterstreichen, daß sie durch gemein-
same Anstrengungen das im Rahmen des 
moldovisch-russischen Wirtschaftsforums 
vereinbarte ehrgeizige Programm zur Ent-
wicklung des Handels, der Wirtschaft und 
der Investitionen verwirklichen werden. 
Insgesamt hob Dodon hervor, daß nach den 
Wahlen neue Perspektiven für die Vertie-
fung der strategischen Partnerschaft mit 
Rußland eröffnet werden. Das schließe 
ein, daß Moldova gegenseitig vorteilhafte 
Beziehungen sowohl zu den GUS-Staaten 
als auch mit den Staaten der EU anstrebe. 
Die eurasische Option wird als eine reali-
stische betrachtet und entsprechend ange-
strebt. Prof. Dr. Anton Latzo

Igor Dodon und Wladimir Putin Foto: Alexej Druschinin
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Das freie Polen,  
Konterrevolutionäre und Faschisten

Sei t  der Machtübernahme durch die 
Kaczyński-Brüder als Staats- bzw. Mini-

sterpräsidenten ist Polen weit nach rechts 
gerückt. Deren Partei „Recht und Gerechtig-
keit“ (PiS) ist es nach zehn Jahren gelungen, 
rechts des liberalen Spektrums nahezu alle 
der reaktionärsten Gruppierungen zu verei-
nen. Noch weiter rechts von ihr stehen nur 
noch die von ihr tolerierten Faschisten vom 
Nationalradikalen Lager ONR. 
Dadurch wird Polen gegenwärtig von der 
reaktionärsten politischen Gruppie-
rung seit Erringung der staatlichen 
Unabhängigkeit 1918 regiert. Die PiS 
ist streng antikommunistisch und 
antisozialistisch, extrem nationali-
stisch, proklerikal, deutsch- und ruß-
landfeindlich, dafür aber US-hörig. 
Die zeitweiligen Wahlsiege der Lin-
ken seit 1993 haben sie dazu ver-
anlaßt, Strukturen zu schaffen, um 
einen erneuten Vormarsch der Linken 
unmöglich zu machen. Dem folgte eine 
bisher nie dagewesene Säuberung 
des öffentlichen Dienstes von die-
sen Kräften, ehemaligen Mitgliedern 
der Polnischen Vereinigen Arbeiter-
partei, Angehörigen und Mitarbei-
tern der Staatssicherheit. Polizisten, 
die in Volkspolen ihren Dienst ange-
treten haben, unterliegen nun einer 
Strafrente. Aus den staatlichen Mas-
senmedien, Institutionen, Verwaltun-
gen und Justizorganen wurden Linke 
entfernt. Als links gilt in Polen schon 
jemand, der sich als Atheist bekennt 
oder sich kritisch über fanatische 
Kirchgänger äußert. Das suggeriert 
antikommunistischen Bürgern, daß 
allein die PiS mit den „Roten“ wirk-
lich aufräumt. Mittlerweile kann man 
sich auch schon erlauben, massenhaft 

„Wendehälse“ zu entlassen und durch 
„Patrioten“ zu ersetzen. Auch das dient 
der Heranführung neuer Anhänger 
vor allem aus den rechtsgerichteten 
wirtschaftlichen Verlierern der „pol-
nischen Wende“.
Begünstigt wird diese Politik durch 
einen Generationswechsel. Inzwischen sind 
Polen herangewachsen, die keine Erinnerung 
an die sozialistische Gesellschaft haben. Die 
aktiven Träger Volkspolens, eine Minderheit, 
ist schon einige Zeit im Ruhestand bzw. steht 
unmittelbar davor. Daher ist der Widerstand 
gegen jene Maßnahmen kaum spürbar. 
Drei Millionen Polen haben den Verhältnis-
sen seit 1989 den Rücken gekehrt. Das sind 
nach knapp 30 Jahren mehr als nach 45 Jah-
ren Volksmacht. Die neue Generation ist mit 
einem antikommunistischen, extremistischen, 
nationalistisch geprägten Feindbild aufge-
wachsen und bereit, in diesem Polen ihren 
gut bezahlten Platz zu finden. 
Der PiS ist es auch gelungen, in das Chaos der 
konterrevolutionären Umgestaltung Ordnung 
zu bringen und auch einige – weit unter dem 

Niveau Volkspolens – Sozialmaßnahmen auf 
den Weg zu bringen und sich der grassieren-
den Kriminalität mehr oder weniger effektiv 
entgegenzustellen. 
Dem Widerstand der vor allem liberalen 
Kräfte, die es zu einigen machtvollen Demon-
strationen gebracht hatten, steht die PiS 
gelassen gegenüber. Das sind die gleichen 
Leute, mit denen sie jahrelang in der konterre-
volutionären „Solidarność“ zusammen waren. 
Man kennt sich, von faktisch ihresgleichen hat 

man nichts Ernstes zu befürchten. Die Linken, 
ursprünglich bis 40 % der Wählerstimmen, 
haben sich durch eine bürgerliche Politik, 
Finanzaffären, NATO- und EU-Beitritt, Teil-
name am Irak-Krieg und auch die Unterstüt-
zung des ukrainischen Maidan diskreditiert. 
Im Parlament stellen sie nur eine verschwin-
dende Minderheit und sind überdies zer-
splittert. Dadurch war es der „Solidarność“ 
möglich, die zeitweilig stärkste und linke 
Gewerkschaft OPZZ zurückzudrängen und 
sich als Fußvolk der PiS zu etablieren.
Heute ist faktisch das gesamte öffentliche 
und staatliche Leben in der Hand der PiS. Die 
inzwischen hergestellte absolute Machtposi-
tion wird natürlich zur eigenen Machtabsiche-
rung benutzt. Hierzu stellt sich die PiS als jene 
Partei hin, welche die patriotischen (sprich: 

nationalistischen) und christlichen (sprich: 
klerikalpolitischen) Werte am konsequente-
sten seit 1944 verkörpert. Ihr Schwachpunkt 
ist die auch unter Rechten verbreitete Ten-
denz der Zersplitterung. Um sich hier eine 
Monopolstellung zu wahren und Antikommu-
nisten zu sammeln, fährt die PiS einen extrem 
reaktionären Kurs.
Dem dient die sogenannte Geschichtspolitik. 
Sie wird einheitlich und gut koordiniert vor 
allem über das auch mit juristischen Mitteln 

ausgestattete IPN (Institut Nationa-
ler Erinnerung, die polnische Gauck-
Behörde) betrieben. Hier liegen nicht 
nur die relevanten Akten der polni-
schen Schutz- und Sicherheitsorgane, 
sondern auch andere Dokumente, um 
politische Gegner auszuschalten, zu 
verunsichern oder zu erpressen. Ihnen 
obliegt auch das angemaßte Mono-
pol der Interpretation polnischer 
Geschichte. Die bisher dafür zustän-
digen Bildungs- und Forschungs-
zentren der Universitäten wurden 
zurückgedrängt. Dieser Interpreta-
tionshoheit folgt eine unverschämte 
Geschichtsverfälschung und Manipu-
lation. Wer sich dem entgegensetzt, 
kann juristisch belangt werden. Wer  
z. B. behauptet, daß Polen während 
der deutschen Okkupation an der 
Jagd auf Juden, an Pogromen, Exe-
kutionen und Verrat ihrer Verstecke 
teilgenommen haben, riskiert eine 
Gefängnisstrafe. Erst durch israe-
lische Intervention konnte dieses 
Gesetz abgemildert werden. 
Kollaboration mit den Nazis, in Polen 
ohnehin kein grassierendes Phäno-
men, soll der Vergessenheit anheim-
fallen. In diesem Zusammenhang steht 
auch die enorme Aufwertung und 
faktische Überbewertung des War-
schauer Aufstandes, die jede kritische 
Auseinandersetzung mit nachweisba-
ren Fehlleistungen seiner Führung 
unmöglich machen soll. Für die Nie-
derschlagung des Aufstandes wer-
den in erster Linie nicht die Deutschen 

verantwortlich gemacht, die 200 000 Polen 
töteten und die Stadt in Schutt und Asche leg-
ten, sondern die Rote Armee, die angeblich 
hätte eingreifen können und dies nicht tat.
Die Errichtung der polnischen Volksmacht 
wird in dieser offiziellen und auch von 
einem Teil der Linken kolportierten Lesart 
als Beginn einer „sowjetischen Okkupation“ 
bezeichnet, die bis 1989 angedauert hätte. 
Dann erst könne man von einem „freien Polen“ 
sprechen. 
Wer die polnischen Verhältnisse vor 1989 
kannte, wird darüber nur den Kopf schütteln. 
Gerade in Polen war der direkte Einfluß des 
sowjetischen Bündnispartners insgesamt 
weitaus schwächer als anderswo in Osteur-
opa. Polen-Besucher lobten die „freiheitliche“ 
Atmosphäre, das westliche Warenangebot, 

Aus der Volksrepublik: Jede Ausgabe der in vielen 
Sprachen weltweit verbreiteten Monatsschrift POLEN 
vermittelte einen Eindruck u. a. vom kulturellen Reichtum 
des Landes, der hochentwickelten graphischen Kunst und 
dem sorgsamen Umgang mit der eigenen Geschichte.
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die vielen US-Filme in Kinos und Fernse-
hen, eine Unzahl von westlichen Fahrzeug-
typen auf Straßen mit teilweise westlicher 
Reklame. Eine sowjetische Okkupation war 
weder zu spüren, noch gab es sie. 
Zudem hatte Polen einen Sitz in der UNO und 
war seit 1945 von den meisten Staaten der 
Welt anerkannt worden, was bei okkupier-
ten Gebieten oder Kolonien nie der Fall ist.
Doch hinter der Erfindung eines sowjetisch 
okkupierten Polen steckt Methode. Sie dient 
nicht nur der Verunglimpfung und absoluten 
Negation des Lebenswerkes von Millionen 
Polen, sondern spaltet auch die Gesellschaft 
in „prorussische Kollaborateure“ und soge-
nannte Unabhängigkeitskämpfer. Angesichts 
des Generationswandels sind die aktiven 
Vertreter Volkspolens und ihre Sympathisan-
ten schon lange nicht mehr berufstätig und 
werden mit jedem Tag weniger, während die 

„Unabhängigkeitskämpfer“, die Aktiven und 
Streikenden von 1956, 1970, 1976, 1980/81 
und des rechten Untergrunds und ihre Nach-
kommen die überwiegende Mehrheit bilden. 
Daher gibt es seit Jahren eine bürgerliche 
Mehrheit bei Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen.
Um diese Mehrheit zu zementieren, wertete 
die PiS eine Gruppe von Senioren mit beson-
ders großem Einfluß auf die junge Genera-
tion auf und glorifizierte sie: die etwa 30 000 
Angehörigen des bewaffneten reaktionären 
Untergrundes von 1944 bis 1952, die vor 
allem in den ersten Jahren die Volksmacht in 
erhebliche Schwierigkeiten gebracht hatten. 

Sie gelten offiziell als „Unabhängigkeitsun-
tergrund“, da sie angeblich gegen die sowje-
tische Okkupation gekämpft hätten. Wahr ist, 
daß sie auf den Ausbruch des Dritten Welt-
krieges gewartet und fast nur gegen Polen 
gekämpft hatten. Sie töteten 22 000 pol-
nische Linke und etwa 1000 Sowjetsolda-
ten. 8000 von ihnen fielen im Kampf gegen 
die Volksmacht, andere haben sich erge-
ben, zurückgezogen oder ins Ausland abge-
setzt. Die meisten von ihnen konnten in das 
neue Polen integriert werden und nahmen 
teilweise eine sehr positive Entwicklung. 
Gerade ihnen, denen als Insider auch die Ver-
brechen dieser konterrevolutionären Banden 
bekannt waren, sind diejenigen, die heute 
am meisten gegen die schamlose Glorifizie-
rung, auch der faschistischen NSZ, in ihren 
Organisationen und in der Presse auftreten. 
Die PiS-Regierung läßt sich das alles eini-
ges kosten: Posthum-Beförderungen bis in 
den Generalsdienstgrad, hohe staatliche 
Auszeichnungen, Straßenbezeichnungen, 
Errichtung von Denkmälern und Erinne-
rungstafeln, die offizielle Einführung des 1. 
März als Nationaler Gedenktag für die „ver-
stoßenen Soldaten“ als gesetzlichen arbeits-
freien Feiertag und anderes mehr. 
Da diese Banden – statt gegen die „sowje-
tischen Okkupanten“ zu kämpfen – auch 
wehrlose Männer, Frauen und Kinder, jüdi-
sche Überlebende des Holocaust umbrach-
ten, schwangere Frauen massakrierten und 
Angehörige der belorussischen Minderheit 
bei lebendigem Leibe verbrannten, rief das 

geringen, doch vernehmbaren Widerstand 
hervor.
Auch polnische Juden im Ausland, darunter 
aus Israel, melden sich, denn die erste größte 
Fluchtwelle aus Volkspolen waren Juden, die 
vor dem antisemitischen Terror dieser Ban-
den und ihrer „demokratischen“ Anhänger 
in den Westen gingen. Dem bekanntesten 
Antisemiten der Zwischenkriegszeit, Roman 
Dmowski, wurde in Warschau ein Denk-
mal errichtet, in ganz Polen wurden Stra-
ßen nach ihm benannt. Gleichzeitig werden 
sowjetische Denkmäler geschleift, obwohl 
sich Polen nach Abzug der russischen Trup-
pen zu deren Erhalt vertraglich verpflich-
tet hatte. 
Das Land wurde mit Umbenennungen über-
zogen. Straßen, die nach Kommunisten (auch 
in Zwischenkriegspolen ermordeten), sozia-
listischen Staatsfunktionären und Akti-
visten Volkspolens, im Kampf gegen die 
reaktionären Banden gefallenen Kämpfern, 
bedeutenden Persönlichkeiten der Welt-
friedensbewegung und der internationalen 
Arbeiterbewegung benannt worden waren, 
wurden „getilgt“. Widerstand dagegen wird 
strafrechtlich geahndet.
Das alles ist – sieht man vom Baltikum ab 

– einmalig in Osteuropa. Während man in 
Pariser Vororten sogar auf Lenins Namen 
stößt und es bei uns nach wie vor Franz-
Mehring-, Karl-Marx-, Rosa-Luxemburg-  
oder Ernst-Thälmann-Straßen gibt, ist das 
in Polen inzwischen undenkbar.

Dr. Bernhard Majorow

Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)

Zu Jahresbeginn 1949 wurden der Welt-
öf fent lichkeit Programme f ür w ir t-

schaftliche und politische Zu sammenarbeit 
unterbreitet, die in Wesen, Inhalt und Ziel 
weiter von einander entfernt waren als die 
Städte, von denen sie ausgingen. So ver-
kündete Ende Januar der amerikanische 
Präsident, Harry S. Truman, ein Vier-Punkte-
Programm. Dieses – so Truman – „kühne, 
neue“ Programm sah ne ben der Unterstüt-
zung für die UNO die Sicherung des Ein-
f lusses US-amerikanischer Monopole in 
den mit Marshallplan-Hilfe be dachten Län-
dern Westeuropas, seine Ausdehnung auf 
noch nicht in Beschlag genommene Gebiete 
des Weltmarktes und durchaus eigennüt-
zige Hilfe für „rückständige Länder“ vor. 
Die USA betrieben zu diesem Zweck inten-
siv die Bildung militä rischer Allianzen. Das 
Programm, dessen viertem Punkt – Ausdeh-
nung des Einf lusses auf Asien, Afrika und 
Lateinamerika – be sondere Bedeutung bei-
gemessen wurde, steuerte neue Maßstäbe 
der Weltherrschaft durch den US-Imperia-
lismus an. 
Um neue Maßstäbe ging es am 25. Januar 
auch in Moskau, wo sich Vertreter der 
kommunisti schen und Arbeiterparteien 
Bulga riens, Ungarns, Polens, Rumä niens, 

der Sowjetunion und der Tschechoslowa-
kei trafen, um die Bildung eines Rates für 
gegensei t ige Wir tschaf tshilfe zu erör-
tern. Schlagworte wie wirtschaftlicher 
Erfahrungsaustausch, gegensei tige tech-
nische Unterstützung und Hilfe mit Roh-
stoffen, Lebensmit  teln, Maschinen und 
Industrieanla gen bestimmten die Moskauer 
Be ratung. Jeder Teilnehmer genoß volle 
Gleichberechtigung und ach tete die Souve-
ränität des anderen – Grundprinzipien des 
Handelns im zukünftigen Rat. Bis zu diesem 
Januartreffen hatten sich die Wirtschaftsbe-
ziehungen der volksdemokratischen Länder 
und der UdSSR erfolgreich entwickelt, auch 
der gegenseitige Handel übertraf das Vor-
kriegsvolumen bei weitem.
Nun forderte der erreichte Stand der gesell-
schaftlichen Entwicklung, die Wirtschafts-
beziehungen auf ein höheres Niveau zu 
heben. Hinzu kam, daß die Truman-Regie-
rung einen Wirtschaftskrieg gegen die sozia-
listischen Länder führte. Ex portembargo, 
Kündigung aller langfristigen Handelsab-
kommen sowie der Wegfall der Meistbe-
günstigungsklausel brachten den Handel 
mit diesen, wie sie es vol ler Arroganz nann-
ten, „rückstän digen Gebieten“ nahezu 
zum Er liegen. Den USA gelang es, auch 

ihre europäischen Partner aufgrund des 
Marshallplanes und des am 4. April 1949 
geschlosse nen NATO-Paktes in die Embar-
gopolitik einzubeziehen.
Am 26. und 27. April 1949 fand die I. Tagung 
des Rates für gegen seitige Wirtschaftshilfe 
statt. Die Gründungsmitglieder des RGW 
waren Bulgarien, Polen, Rumä nien, die ČSR, 
UdSSR und Ungarn. Sie legten so den Grund-
stein für die zukünftige vielseitige und enge 
Zusammenarbeit in Handel, Planung und Pro-
duktion, auf poli tischem, militärischem und 
kultu rellem Gebiet. Bereits wenige Mo nate 
später, auf der II. Ratstagung in Sofia vom  
25. bis 27. August 1949, beschlossen die 
Teilnehmer, den Warenaustausch stark zu 
er weitern und in Wissenschaft und Tech-
nik eng zusammenzuarbeiten.
Ab dem 30. September 1950 gehörte auch 
die DDR dem RGW an. Später kamen noch 
Vertreter der Mongolischen VR, Kubas und 
Vietnams dazu.
Darüber hinaus gab es Kooperationsabkom-
men mit Finnland, dem Irak, Mexiko, Nika-
ragua, Mosambik, Angola, Äthiopien, der 
Volksdemokratische Republik Jemen und 
Afghanistan. 
Am 28. Juni 1991 wurde der RGW aufgelöst.                   

E. M.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG 

Das Urteil der Alliierten über den Hitlerfaschismus

 3. Juli 1975

Am 8. Mai 1945 kapitulierte das faschistische 
Deutschland be dingungslos vor den Sieger-
mächten der Antihitlerkoalition. Damit war 
der Krieg in Europa beendet. Die Truppen der 
Groß mächte der Antihitlerkoalition besetzten 
das ganze deutsche Territorium und übernah-
men in ihren Besatzungszonen die ober ste 
Regierungsgewalt.
War damit – wie die Nazipropaganda behaup-
tet hatte – das Ende der staatlichen Existenz 
des deutschen Volkes gekommen, würde 
Deutschland im Ergebnis eines Super-Versail-
les als Industrie nation aufhören zu bestehen? 
Diese und andere Fragen bewegten damals 
viele Deutsche. Die meisten erkannten noch 
nicht – wie die konsequenten Antifaschisten 

– die Bedeutung der Tatsache, daß über der 
deutschen Hauptstadt die rote Fahne der 
sozialistischen Sowjetunion wehte. Gerade 
darin kam jedoch augenfällig der grund-
legende Unterschied in der internationa-
len Lage zum Ausdruck – verglichen mit der 
Situation 1918.
Der erste Weltkrieg endete als imperialisti-
scher Krieg mit einer imperialistischen Frie-
densregelung. 1945 hingegen hatte sich das 
internationale Kräfteverhältnis grundlegend 
zugunsten der Kräfte des Friedens, der Demo-
kratie und des Sozialismus verändert. Die 
Völker der Sowjetunion hatten ihren hero-
ischen Kampf gegen die faschistische Mili-
tärmaschinerie siegreich bestanden. Das 
war zugleich ein politisch-moralischer Sieg 
der sozialistischen Staats- und Gesellschafts-
ordnung. Der Einfluß, den die Sowjetunion 
auf die internationale Entwicklung ausübte, 
war sprunghaft gewachsen. Sie erwies sich 
als die Hauptmacht der Antihitlerkoalition. 
Keine entscheidende Frage der Gestal tung der 
Nachkriegsordnung konnte ohne sie oder gar 
gegen sie entschieden werden. Mit dem Kampf 
der Sowjetunion verband sich aufs engste der 
antifaschistische Befreiungskampf der Völ-
ker in der ganzen Welt. Wie der Verlauf des 
Krieges, so mußten ge setzmäßig auch seine 
Ergebnisse von diesem Kampf entscheidend 
geprägt werden.
Unter diesen Bedingungen war der Aktions-
radius der Westmächte zur Durchsetzung 
ihrer imperialistischen Sonderinteressen 
we sentlich eingeschränkt worden. Die Rech-
nung, die 1941 der amerikanische Vizepräsi-
dent Truman aufgemacht hatte, daß näm lich 
Hitlerdeutschland und die Sowjetunion ein-
ander schwächen und daß die USA je nach-
dem den Schwächeren gegen den Stärke ren 

unterstützen sollten, diese Rechnung war 
nicht aufgegan gen. Die Verzögerung der 
Eröffnung der zweiten Front in West europa 
durch die Angloamerikaner hatte sich ange-
sichts der siegreichen sowjetischen Offensi-
ven als ein taktischer Fehlschlag erwiesen. 
So waren denn gegen Ende des zweiten Welt-
krieges auch die westlichen Alliierten an kon-
kreten Verein barungen über die Behandlung 
Deutschlands nach Kriegsende interessiert, 
die sie bisher auf die lange Bank geschoben 
hatten.
Die Westmächte mußten unter dem Einfluß 
der sowjetischen Hal tung offiziell Abstand 
nehmen von ihren Plänen zur Zerstücke lung 
Deutschlands, die sie in Varianten auf den 
Konferenzen von Teheran und Jalta unter-
breitet hatten. Auch der Plan des amerika-
nischen Finanzministers Morgenthau, zur 
vollständigen Ausschaltung der Konkurrenz 
Deutschland zu entindustriali sieren und die 
Deutschen zu einem „Volk von Ackerbauern 
zu machen“, wanderte in das Archiv. Ebenso 
scheiterte der Versuch des britischen Pre-
miers Churchill, die sogenannte Reichsre-
gierung Dönitz in Flensburg künstlich am 
Leben zu erhalten und als reaktionären poli-
tischen Trumpf zu verwenden. Die Notwen-
digkeit gemeinsamer Vereinbarungen mit 
der Sowjetunion mußte wohl oder übel die 
weitgehende – zumindest formale – Aner-
kennung demokratischer Prinzipien des Völ-
kerrechts ein schließen, ebenso eine klare 
Stellungnahme in bezug auf die vollständige 
und dauerhafte Beseitigung des deutschen 
Milita rismus und Faschismus, wie die Völker 
es forderten. Schon das bedeutendste völker-
rechtliche Dokument der Antihitlerkoalition 
während des Krieges, das Abkommen der 
Konferenz von Jalta im Februar 1945, wurde 
davon eindeutig geprägt. Das kam vor allem 
in folgendem zum Ausdruck:

- die Antihitlerkoalition formulierte als 
Kriegsziel nicht schlechthin die Besiegung 
Deutschlands und seine Bestrafung, sie unter-
schied vielmehr zwischen dem deutschen 
Faschismus und Militarismus und dem deut-
schen Volk; 

- Faschismus und Militarismus als für den 
Krieg hauptverant  wortliche Kräfte und 
Mächte sollten nicht nur bestraft, sondern 
mitsamt ihren gesellschaftlichen Grundla-
gen rest los beseitigt werden, da nur auf diese 
Weise der Entfesselung eines Revanchekrie-
ges durch sie vorgebeugt werden konnte; 

- das völkerrechtliche Gebot der Antihitlerko-
alition an das deutsche Volk lautete, auf dem 
Wege allseitiger Demokrati sierung seines 

Lebens, der damit verbundenen Errichtung 
einer echten Friedensordnung auf deutschem 
Boden und der Leistung von Wiedergutma-
chung sich wieder einen geachteten Platz 
unter den Völkern zu erringen. 
Mitte Juli 1945, auf dem Wege zur Potsda-
mer Konferenz, be fanden sich die westli-
chen Regierungschefs nach dem Schei tern 
ihrer zahlreichen Manöver nicht in bester 
Stimmung. Churchill und Truman erwarte-
ten nicht zu Unrecht, daß ihren Bemühun-
gen, die antiimperialistischen Ergebnisse 
des zweiten Weltkrieges zu revidieren oder 
abzuschwächen und die Linie von Jalta zu ver-
ändern, kein Erfolg beschieden sein würde.
Die Streitfragen, die vor allem Deutschland, 
Polen und das Verhältnis der Westmächte zu 
Bulgarien, Ungarn und Rumänien betrafen, 
wurden auf der Potsdamer Konferenz mit 
einer ganzen Reihe von Kompromissen bei-
gelegt. Es waren in der Regel Kompro misse 
zwischen verschiedenen Varianten einer 
demokratischen Regelung der anstehenden 
Fragen, aber keine Kompromisse zu gunsten 
imperialistischer Regelungen.
Zwar stimmten die Westmächte dem sowje-
tischen Vorschlag, un verzüglich die Bildung 
einer deutschen Zentralregierung vorzu-
bereiten, nicht zu. Es wurde jedoch eine solche 
in Aussicht gestellt und das Recht des deut-
schen Volkes auf einen anti imperialistischen 
demokratischen Staat anerkannt.
Große Schwierigkeiten machten die West-
mächte bei der Behand lung der Frage der 
polnischen Westgrenze. Auf früheren Kon-
ferenzen hatten sie einer beträchtlichen 
Gebietsausweitung Polens nach Westen und 
Norden zugestimmt, wobei sie auf ein starkes, 
antisowjetisches Polen spekulierten. Nach-
dem sich nunmehr in Polen eine volksdemo-
kratische Entwicklung abzeich nete, änderte 
sich ihre Einstellung in dieser Frage. Doch 
hatten sie den gut begründeten Argumenten 
von sowjetischer und polnischer Seite nichts 
Überzeugendes entgegenzusetzen. Sie stimm-
ten schließlich einer Grundsatzentscheidung 
endgül tigen Charakters zu, mit der die pol-
nische Westgrenze entlang der Oder und 
Neiße sowie die Umsiedlung der noch in den 
Ge bieten östlich davon verbliebenen Deut-
schen festgelegt wurde.
Truman und Churchill mußten im Verlauf 
der Konferenz eine weitere Hoffnung begra-
ben. Truman war mit einem streng gehüte ten 
Geheimnis nach Potsdam gereist: der kurz 
bevorstehenden Explosion von S 1 (wie die 
Tarnbezeichnung der Atombombe laute te). 
„Wenn sie, was ich annehme, explodiert“, ließ er 

Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbe-
nannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaft-
lichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhal-
ten haben und die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl 
zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von einzel-
nen Kürzungen abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel 
eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen 

Sendetermins) und zugleich als Einführung in die Grundlagen marxi-
stisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck 
kommende Hoffnungen haben sich mit und nach der Konterrevolution 
von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht 
bestanden – wesentliche Erkenntnisse von Marx, Engels, Lenin und ande-
ren unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen hal-
ten wir fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln und erneut 
zur Diskussion stellen.  RF
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in einem Gespräch während der Überfahrt nach 
Europa verlauten, „dann werde ich bestimmt 
ein Druckmittel gegen die Boys (gemeint war 
die sowjetische Delegation) haben.“ Am 21. 
Juli erhielt Truman in Potsdam einen schrift-
lichen Bericht über das in den USA er folgreich 
verlaufene Experiment, worin die gewaltige 
Spreng kraft wie „das zweite Kommen von Gott 
im Zorn“ beschrieben wurde. Truman wurde 
beim Lesen, nach den Äußerungen Kriegsmi-
nister Stimsons, „mächtig belebt … und sagte, 
es gäbe ihm ein völlig neues Zuversichtsgefühl“. 
Noch enthusiastischer rea gierte Churchill, den 
man einweihte. Er sah nun doch noch eine Mög-
lichkeit, die Zustimmung der Sowjetunion 
für eine imperia listische Friedensreglung zu 
erpressen. Doch diese Träume zer platzten 
schon bald wie Seifenblasen. Stalin ließ sich 
von der gezielten Mitteilung Trumans über das 
erste gelungene Atombombenexperiment nicht 
beeindrucken. Die Konferenz konnte ohne 
Churchill, der von Atlee abgelöst worden war 

– in Großbritan nien hatte es inzwischen Wah-
len gegeben –, zu einem guten Ende geführt 
werden. Laut Protokoll äußerte Stalin am  
2. August um 0.30 Uhr: „Die Konferenz, meine 
ich, kann als ein Erfolg be trachtet werden.“
Das war die Potsdamer Konferenz in der Tat. 
Sie wies in Über einstimmung mit der inzwi-
schen angenommenen UN-Charta den Weg für 
eine gerechte Vier-Mächte-Regelung der deut-
schen Frage auf der Grundlage demokratischer 
Prinzipien des Völkerrechts sowie darüber hin-
aus für ein Europa der kollektiven Sicherheit 
und der Zusammenarbeit von Staaten unter-
schiedlicher poli tischer und sozialer Ordnung. 
Das Potsdamer Abkommen war das Ergebnis 
eines echten Verhandlungskompromisses der 

beteilig ten Mächte. Für sein Zustandekommen 
war die Stellung der So wjetunion als Haupt-
macht der Antihitlerkoalition und ihre vom 
Prinzip der friedlichen Koexistenz getragene 
konsequente und zugleich verständigungs-
bereite Politik entscheidend, aber auch die 
Tatsache, daß der antifaschistische Befreiungs-
kampf der Völker und auch der demokratische 
Kampf in den kapitalisti schen Ländern tiefge-
hende Wirkungen auf die Politik der west lichen 
Regierungen ausübten. So war es tatsächlich 
das Urteil der Völker über den deutschen 
Faschismus und Militarismus, das im Potsda-
mer Abkommen zum Ausdruck kam.
Im Vertragstext von Potsdam hieß es einlei-
tend im Abschnitt III, Deutschland betref-
fend: „Das Ziel dieser Übereinkunft bildet die 
Durchführung der Krim-Deklaration über 
Deutschland. Der deutsche Militarismus und 
Nazismus werden ausgerottet, und die Alli-
ierten treffen nach gegenseitiger Vereinba-
rung in der Ge genwart und in der Zukunft 
auch andere Maßnahmen, die notwendig sind, 
damit Deutschland niemals mehr seine Nach-
barn oder die Erhaltung des Friedens in der 
ganzen Welt bedrohen kann.
Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deut-
sche Volk zu vernichten oder zu versklaven. Die 
Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mög-
lichkeit geben, sich darauf vorzubereiten, sein 
Leben auf einer demokratischen und friedli-
chen Grundlage von neuem wiederaufzubauen. 
Wenn die eigenen Anstrengungen des deut-
schen Volkes unablässig auf die Erreichung die-
ses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 
möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz 
unter den freien und friedlichen Völkern der 
Welt einzunehmen.“

Dem entsprachen folgende Festlegungen:
• völlige Abrüstung und Entmilitarisierung 

Deutschlands und Ausschaltung des indu-
striellen Kriegspotentials;

• Überzeugung des deutschen Volkes von der 
totalen militäri schen Niederlage Deutsch-
lands, der Verantwortung der Nazis für 
Chaos und Elend und seiner eigenen Mit-
schuld; 

• Vernichtung der NSDAP und aller faschisti-
schen Organisa tionen und Einrichtung und 
Schaffung von Sicherheiten ge gen ihr Wie-
dererstehen;

• Vorbereitung der endgültigen Umgestaltung 
des deutschen politischen Lebens auf demo-
kratischer Grundlage;

• Aufhebung aller grundlegenden und diskri-
minierenden faschi stischen Gesetze;

• Verhaftung und Bestrafung von Naziund 
Kriegsverbrechern, Internierung aller 
anderen für die alliierten Truppen und die 
Realisierung des Potsdamer Abkommens 
gefährlichen Perso nen;

• Demokratisierung des Erziehungswesens 
und der Justiz, Aus rottung nazistischer und 
militaristischer Doktrinen;

• Entfernung aller aktiven Faschisten, der 
Nutznießer und Förderer des Faschismus, 
aller Militaristen sowie aller anderen Per-
sonen, die „den alliierten Zielen feindlich 
ge genüberstehen“, aus dem öffentlichen 
Leben Deutschlands, aus leitenden Stellun-
gen in Wirtschaft und Politik und ihre Erset-
zung durch wirkliche Demokraten;

• Unterstützung des deutschen Volkes beim 
schrittweisen Wieder aufbau seines politi-
schen Lebens und seiner staatlichen Ord-
nung auf demokratischer Grundlage;

• Behandlung Deutschlands während der 
Besatzungszeit als wirt schaftliche Einheit 
und Aufstellung gemeinsamer wirtschaft-
licher Richtlinien;

• Beseitigung von Kartellen, Syndikaten, Kon-
zernen und Trusts sowie anderen Monopol-
vereinigungen als ökonomischer Grund lage 
von Militarismus, Faschismus und imperia-
listischer Kriegs politik, Aufbau einer Frie-
denswirtschaft;

• Verpflichtung Deutschlands, in größtmög-
lichem Ausmaß für die Verluste und Lei-
den, die es anderen Völkern zugefügt hatte, 
Ausgleich zu schaffen, also Reparationen 
zu leisten.

Das Potsdamer Abkommen sprach somit ein 
vernichtendes Urteil über den deutschen 
Imperialismus und Militarismus, das im 
Ur teil des Nürnberger Prozesses gegen die 
Hauptkriegsverbrecher präzisiert wurde. Mit 
diesem Urteil und seinen Festlegungen über 
eine allseitige Demokratisierung des gesell-
schaftlichen und politischen Lebens auf deut-
schem Boden war das Potsdamer Abkommen 
eine unschätzbare Hilfe und Unterstützung 
für den Kampf der friedliebenden und demo-
kratischen Kräfte des deut schen Volkes um 
eine grundlegende geschichtliche Wende. 
Dieser Kampf führte bekanntlich in dem Teil 
Deutschlands, in dem er durch eine soziali-
stische Besatzungsmacht allseitig gefördert 
und unterstützt wurde, zum Erfolg und fand 
schließlich mit der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik seine staat liche 
Ausdrucksform.

Antihitlerkoalition
Lithographie von Hugo 
Gellert, New York 1943
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Unsere Haltung gegenüber Rußland

Nach 1917 wurde die Haltung der kommu-
nistischen Parteien zur KPdSU und zur 

Sowjetunion zu einem Prüfstein hinsicht-
lich der Treue zum Marxismus-Leninismus 
und der Konsequenz in der Orien  tierung auf 
revolutionäre Umwälzungen in der kapitalisti-
schen Gesellschaft. Das war ein berechtigtes 
und verständliches politisches Treuebekennt-
nis. Es ging um den Erhalt des ersten soziali-
stischen Staa  tes in der Welt. 
Dieses Treuebekenntnis gegenüber der KPdSU 
und der Sowjetunion, deren Achtung und Ver-
ehrung durch die Kommunisten und fort-
schrittlichen Menschen auf 
allen Kontinenten be gan nen 
in den 60er, 70er und 80er Jah-
ren immer mehr zu erodieren. 
An die Stelle schöpferischer 
marxi  stischer Gedankenaus-
tausche, Übermittlung von 
praktischen Erfahrungen beim 
sozialistischen Auf bau in der 
UdSSR traten immer mehr 
politische Floskeln und theo-
retische Allgemeinplätze. Die 
Ursachen dafür lagen in erster 
Linie bei der KPdSU selbst. Die 
Wirtschaft, das gesellschaftli-
che Leben in der Sowjetunion 
wa ren im Zustand der Starre 
und Stagnation gefangen. Von 
einem politischen und ökono-
mischen Auf  bruch, von einer 
Bereitschaf t , sich den gro-
ßen wissenschaftlich-techni-
schen Herausforderungen des  
20. und 21. Jahrhunderts zu stel-
len, war nur in Keimform etwas 
zu erkennen. 
Andererseits hatte der Revisio-
nismus viele kommunistische 
und Arbeiterparteien poli-
tisch-ideologisch gedreht, sie in 
Positionen des Mißtrauens, der offenen und 
verdeckten Gegnerschaft zur KPdSU geführt. 
Trotz der katastrophalen politischen, wirt-
schaftlichen und militärischen Entwicklung in 
der Ära Gorbatschow und Jelzin und trotz des 
heute existierenden Oligarchenkapitalismus 
in Rußland haben viele Marxisten ihre früher 
bestehende politisch rationale und emotionale 
Bindung zur UdSSR auf das heutige Rußland 
übertragen. Es ist aber eine andere Haltung 
zu den innen- und außenpolitischen Prozes-
sen und Vorgängen in Rußland als zu Zeiten 
der Sowjetmacht. Sie ist objektiver, weitaus 
kritischer und facet  tenreicher. Die objektive 
Betrachtung und marxistische Wertung der 
Entwicklung in Rußland, der Po li tik des Präsi-
denten und der Regierung unterscheiden sich 
nicht prinzipiell von einer kritischen Anal yse 
anderer kapitalistischer Staaten. Es gibt aber 
einige spezifische Betrachtungsaspekte und 
Wertungskriterien, die nur für eine Rußland-
sicht in Anwendung kommen können.
Die Haltung gegenüber dem heutigen Ruß-
land reflektiert vor allem bei älteren Genos-
sen Erinnerun gen an gemeinsame Projekte 
von UdSSR und DDR, gemeinsame Kämpfe an 
der antiimperialistischen Front, Studienzeiten 

an sowjetischen Universitäten und Hochschu-
len und an die herzliche russische Gastfreund-
schaft. Diese Haltung wird mitgetragen durch 
den Fakt, daß in großen Teilen der russi schen 
Bevölkerung die Erinnerung an den opferrei-
chen Sieg über den deutschen Faschismus 
lebt und stetig erneuert wird. Die lebendige 
antifaschistische, national-patriotische Gei-
steshaltung in der russischen Bevölkerung 
ist gerade für deutsche Marxisten ein wichti-
ger Berührungspunkt, der zu Sym pathie und 
Hochachtung herausfordert. Die aggressive 
NATO-Strategie und die eskalierenden Ein-

kreisungsschritte gegen Rußland schließen 
für einen Marxisten aus, nur neutraler Beob-
achter zu sein. 
Unter dem Schirm der USA und der NATO sind 
ein Teil der deutschen Großbourgeoisie, die 
Nachfahren des faschistischen deutschen Offi-
zierskorps und neue antirussisch eingestellte 
Revanchisten ge willt, eine Korrektur der im 
2. Weltkrieg erlittenen Niederlage vorzuneh-
men. Als Speerspitze der NATO ist man wieder 
bereit, russische Städte und Dörfer zu verwü-
sten. Die militärpolitischen Entwicklungen 
in Euro pa, insbesondere in der BRD, zwin-
gen zu einer persönlichen politischen Positi-
onsbestimmung. Eine zustimmende Haltung 
gegenüber Rußland ist angemessen und kon-
sequent, wenn es der russi schen Regierung 
gelingt, gefährliche, von den USA und der 
NATO geschaffene politische und militärische 
Konfliktsituationen zu entschärfen, wenn von 
russischer Seite besonnen und deeskalierend 
gehandelt wird. Leider ist eine solche zustim-
mende und unterstützende Haltung bei vie-
len Funktionären/Abge ord neten der „Linken“ 
nicht einmal ansatzweise zu erkennen. Das 
von vielen praktizierte Neutralitäts prinzip 
verdeckt die wirklichen Ursachen und Urheber 

der politischen und militärischen Konfronta-
tion und die stabs  mäßige Vorbereitung eines 
Angriffskrieges gegen Rußland. Wäre es für 
das politische Han deln nicht ratsam und hilf-
reich, wenn Die Linke daranginge, die Stellung 
Rußlands in der internationa len Politik und 
seine Perspektive gründlich und vorurteils-
frei einzuschätzen?
Die persönliche politische Standpunktbil-
dung gegenüber der Entwicklung in Ruß-
land wird maßgeblich dadurch beeinflußt, 
wie es gelingt, Einblicke in die russische 
Wirtschaft, in die Politik des Präsidenten 

und der Regierung, in das Wir-
ken der Kommunist ischen 
Partei zu erlangen. Die gewon-
nenen In for ma tio nen lassen 
allerdings unterschiedliche 
Interpretationen zu. Die vor-
liegenden Rußland- und Putin-
bücher sind dabei in ihrer 
Mehrzahl wenig hilfreich. Viele 
Betrachtungen von innen- und 
außen po li tischen Prozessen 
und Fakten werden von vorn-
herein antirussisch in Szene 
gesetzt, müssen in das geschaf-
fene westliche Ruß land bild pas-
sen, bei dem Verunglimpfung 
und Feindseligkeit überwie-
gen. Ausnahmen sind die „junge 
Welt“-Autoren Reinhard Lau-
terbach und Jörg Kronauer mit 
ihren Büchern und Artikeln 
aus marxistischer Sicht. Auch 
Gabriele Krone-Schmalz und 
Philipp Ewers haben sich eine 
weitgehend objektive Betrach-
tung Rußlands bewahrt.
Mehrere ökonomische Säulen in 
einem von Gesetzen des Kapi-
tals beherrschten Rußland stüt-
zen den russischen Staat. Eine 

relativ stark entwickelte Rohstoffproduk-
tion ist das Rückgrat der russischen Export-
wirtschaft sowie entscheidende Quelle und 
zugleich Absicherung für einen nicht immer 
robusten Staatshaushalt. Der Rohstoffsek-
tor ist fest in der Hand von ca. 35 bis 40 Olig-
archen.
Der Rüstungsindustrie als zweiter ökono-
mischer Säule kommt bei der Sicherung der 
Unantastbarkeit des russischen Staates funda-
mentale Bedeutung zu. Sie ist straff staatlich 
kontrolliert und weist in den letzten zehn Jah-
ren die größten Innovationsschritte auf. Ruß-
land hat keine Möglichkeit, Waffensysteme 
oder Zulieferungen für eigene Waffensysteme 
zu importieren, sondern muß sich vollkom-
men auf das eige ne wissenschaftlich-techni-
sche und technologische Potential stützen.
Weitere Säulen sind die marktwirtschaftlich 
ausgerichtete Landwirtschaft und die immer 
mehr qualitativ geforderte Bauwirtschaft. Der 
Bankensektor mit unterschiedlichen Eigen-
tumsformen hat an Ge wicht und Einf luß 
gewonnen und sichert die russische Export-
wirtschaft und die Rüstungsin dustrie mit ab. 
Die in der UdSSR stark ausgebauten Berei-
che Bildung und Wissenschaft sind auch für 

Lenin im Sommer 1895 bei der Arbeit in der Berliner „Königlichen 
Bibliothek“ (heute ein Teil der Universitätsbibliothek)

Glasfenster: Frank Glaser
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das heutige Rußland wichtige Ressourcen im 
internationalen ökonomischen Wettbewerb 
und für eine sta bile ökono mi sche Entwicklung.
Nicht zu übersehen sind die der russischen 
Wirtschaft anhaftenden Schwachstellen, Risi-
ken und Unwägbarkeiten, die nicht von heute 
auf morgen zu überwinden sind. Im Niveau der 
Arbeitsproduktivität und Effektivität hinkt 
Rußland den westlichen Industriestaaten 
hinterher. Auf wichtigen Gebieten der Hoch-
technologieerzeugnisse kann die russische 
Industrie noch nicht liefern. Die Rohstoffla-
stigkeit des Exports und damit die Abhän-
gigkeit von der Preisentwicklung auf den 
internationalen Märkten und da mit auch vom 
US-Dollar hängen wie ein Damoklesschwert 
über dem russischen Staatshaushalt. Das Feh-
len großer Veredelungslinien in Industrie 
und Landwirtschaft ist eine seit Jahrzehnten 
bestehende Schwäche der russischen Wirt-
schaft. Es scheint, als würde der in Rußland 
genutzte kapitalistische Markt mechanismus 
mit seinen sehr kurzfristigen Renditeerwar-
tungen eine Bremse für einen notwen di  gen 
Struk tur wandel der Industrie sein.
Der anfällige Bankensektor und die zu gerin-
gen Finanzreserven des russischen Staates 
sind Einfallstore für das US-amerikanische 
dollargestützte Finanzsystem. Die russi-
sche Wirtschaft befindet sich noch nicht 
auf einem stabilen Wachstumspfad. Äußere, 
von den USA und der NATO geschaffene Ein -
flußfaktoren (politische, juristische, ökono-
mische und finanzielle) haben nach wie vor 
eine zu große de stabilisierende Wirkung 
auf die russische Wirtschaft. In der ökono-
mischen Wertigkeit aller Volks wirtschaften 
(Bruttoinlandsprodukt in US-Dollar 2017) 
belegt Rußland den elften Platz. Die gegen-
wär ti gen ökonomischen und finanziellen 
Voraussetzungen Rußlands erlauben einen 
Militärhaushalt, der nur zehn Prozent des US-
amerikanischen beträgt. Die USA hatten 2017 
einen Militärhaushalt im Umfang von 602,8 
Mrd. US-Dollar, Rußland gab 61,2 Mrd. US-
Dollar für das Militär aus.
Neben den ökonomischen Säulen existiert das 
kirchliche Machtzentrum, die russisch-ortho-
doxe Kirche, mit erheblichem Einfluß auf viele 
Bürger Rußlands. Die Kirche war auch in der 
Sowjetunion eine nicht zu übersehende poli-
tische Kraft. Putin hat es in hohem Maße ver-
standen, zwischen der Staats macht und den 
beiden unterschiedlichen Machtkonglomera-
ten (Kirche und Oligarchenkapitalismus) eine 
Allianz zu schmieden mit der Grundorientie-
rung: Die nationalen Belange Russlands haben 
immer und überall Priorität. Die loyale Hal-
tung der Oligarchen und der Kirche gegenüber 
dem Präsidenten und der Regierung beein-
flußt maßgeblich das Schicksal Rußlands, die 
Stabilität und die Handlungsfähig keit der rus-
sischen Staatsmacht. Diese Loyalität, dieses 
Bekenntnis zur russischen Nation aufzubre-
chen, Anti-Positionen bei den Oligarchen und 
in der Kirche aufzubauen, die ökonomischen 
und ideolo gischen Stützen für die Stabilität 
und Sicherheit zu untergraben, ist erklärte 
Zielstellung der USA und der NATO. Für die 
Realisierung dieser Zielstellung ist ständig 
ein antirussischer Cocktail von verschie-
denen Maßnahmen, Aktionen und Faktoren 
im Einsatz. Unter diesen Bedingungen hat die 

nor male Wirt schaftstätigkeit in den Oligar-
chentrusts große Bedeutung für die Stabilität 
des volkswirt schaft li chen Reproduktionspro-
zesses. Es ist deshalb folgerichtig, wenn die 
russische Regierung ver sucht, die Oligar-
chen vor den administrativen, ökonomischen 
und finanziellen Angriffen der USA-Ad mi-
nistration abzuschirmen, ihnen günstige 
Verwertungsbedingungen für das Kapital 
einzuräumen. Größere Erschütterungen der 
Wirtschaft und des Finanzsektors bedeuten 
wachsende Unzufrieden heit, Unsicherheit 
und Mißtrauen in der russischen Bevölke-
rung. Der Rückhalt der russischen Füh rung 
in der Bevölkerung, noch vorrangig gesichert 
durch eine moderate soziale Belastung und 
durch soziale Erleichterungen aus sowjeti-
schen Zeiten stammend, ist schnell zerstört, 
wenn die relativ gerin gen Einkommen der 
Masse der Bevölkerung weiter abgesenkt wer-
den. Hätte die Erhöhung des Ein trittsalters 
in die Rente nicht durch andere Schritte im 
Steuer- und Finanzbereich abgewendet wer-
den können? Bei einer Eindämmung von Steu-
erbetrug und Steuerflucht, bei Austrocknung 
der russischen Schattenwirtschaft sähe die 
Bilanz des Staatshaushalts bedeutend besser 
aus. Mit einer Verschlech te rung der sozialen 
Lage großer Teile der Bevölkerung, mit einer 
instabilen Staatsmacht und undurch sichtigen 
politischen Strukturen würden all jene Kräfte 
Oberwasser gewinnen, die auf einen Regime -
wechsel nach US-Drehbuch drängen. Es wären 
Kräfte, die mit ihren politischen Zielen den 
wirklichen Interessen und Forderungen der 
russischen Bürger diametral entgegenstän-
den. Die russische Wirt schaft ist durch ein 
Knäuel von Widersprüchen und Konflikten 
geprägt, die einerseits sozial spaltend und 
destruktiv wirken, andererseits zur Sicher-
heit und Stabilität des russischen Staates bei-
tragen. 
Die Stärkung der Oligarchenherrschaft 
bedeutet eine Festigung der Ausbeutungsver-
hältnisse für Millionen Russen und eine Ver-
tiefung des Widerspruchs zwischen Arm und 
Reich bei gleichzeitiger Sicherung der politi-
schen Handlungsfähigkeit des Präsidenten 
und der Regierung und einer militärischen 
Absicherung des Staa    tes. 
Bei der jetzigen Konfrontationslage USA/
NATO – Rußland sind Zustand und Dyna-
mik der russischen Wirtschaft kein bloßes 
nationales russisches Problem. Die vielen 
politischen, ökonomischen und finanziellen 
Abhängigkeiten zwischen dem Staat und den 
Oligarchen können wachs tums fördernd oder 
aber auch fortschrittsbremsend wirken. Sie 
sind eine spezifisch russische Erscheinung. 
Diese komplizierte Situation bestimmt maß-
geblich das politische Handeln der Kom-
munistischen Partei Rußlands mit der 
Orientierung, immer richtige Schwerpunkte 
zu setzen und genau zu differenzieren.
Putin und die russische Regierung haben 
Rußland in den letzten acht Jahren als gewich-
tigen und ernstzunehmenden Faktor auf die 
internationale Bühne zurückgeführt. Offen-
bar wurde nach der Zerstörung Libyens durch 
die USA und die NATO in der russischen 
Außenpolitik ein Schalter umgelegt. Der rus-
sische Militäreinsatz in Syrien und die erfolg-
reiche Krim-Operation waren wirksame 

Stoppzei chen in der internationalen Politik, 
die bislang weitgehend von den USA domi-
niert wurde. Diese Aktivi täten der russischen 
Regierung stehen nicht im Widerspruch zur 
Grundlinie der russischen Außenpo litik, die 
da lautet: Bei Sicherung der Unantastbarkeit 
des russischen Staates zugleich Konflikte und 
Konfrontationen mit den USA und der NATO 
vermeiden, in den internationalen Beziehun-
gen beruhi gend, entschärfend, ausgleichend 
wirken, auch in politischen Sackgassen nach 
friedlichen Lösungen, nach Kompromissen 
suchen. Rußland sucht den Frieden, aber 
in erster Linie aus der eigenen poli ti schen, 
ökonomischen, finanziellen und militäri-
schen Interessenlage heraus. Objektiv ent-
stehen dabei friedenssichernde Wirkungen 
und Sicherheiten auch für andere Völker und 
Nationen. „Rußland zu erst“ war und bleibt 
Maxime des politischen Handelns. Diese 
Maxime unterscheidet sich aber qualitativ 
von der Doktrin der USA, die damit Dominanz, 
Schaffung von Abhängigkeiten und Zweitran-
gigkeit, Ver drängung von Konkurrenten, Ein-
satz von Sanktionen und Strafen praktiziert. 
Rußland ist gegenwärtig der einzige kapitali-
stische Staat, der sich aus Eigennutz und zur 
Sicherung des eigenen Überlebens erfolgreich 
gegen das Diktat der US-Administration zur 
Wehr setzt, viele unheilvolle Strategien der 
USA und der NATO durchkreuzt und eine frie-
densstiftende und friedenssichern de Funk-
tion erfüllt, die allen friedliebenden Menschen 
auf diesem Planeten Vorteile bringt. Ohne 
Ruß land mit seiner aktuellen politischen 
Strategie der Führung wären die gegenwär-
tigen chaotischen Zustände in der Welt noch 
desaströser und gefährlicher. Es ist das Ver-
dienst Putins und der russischen Regie rung, 
auf grobe und perfide antirussische Provo-
kationen besonnen reagiert und schon glim-
mende Zündschnüre, die einen neuen großen 
Krieg auslösen sollten, rechtzeitig unschäd-
lich gemacht zu haben.
Die von Widersprüchen, Konf likten und 
Unwägbarkeiten gezeichnete Entwicklung 
Rußlands kann Zu stimmung und Verständ-
nis auslösen. Andererseits zeigen sich Pro-
zesse und Tendenzen, bei denen Zweifel und 
kritisches Nachdenken angebracht sind. Eine 
Entwicklung Rußlands kann mit Sicherheit 
prognostiziert werden: Der russische Präsi-
dent und die Regie rung werden ihre innen- 
und außenpolitischen Probleme in naher 
und ferner Zukunft in einem Klima der wei-
ter forcierten Feindschaft, des tie fen Hasses 
und gefährlicher Provokationen von seiten 
der USA und der NATO lösen müssen. Da bleibt 
zu hoffen, daß die führenden Politiker Ruß-
lands erkennen und sich von dieser Erkennt-
nis leiten lassen, daß die ständig geschürte 
Feindschaft gegen Rußland nicht mit einer 
Verände rung der Personalstruktur im Wei-
ßen Haus oder in der Führungsspitze der 
NATO beigelegt wäre. Diese Feindschaft und 
dieser Haß sind tief verwurzelt im Imperia-
lismus der USA und Westeuropas. Er strebt 
letztlich nach der Zerstörung eines großen 
Staates, einer atomaren Großmacht, nach der 
Ausschaltung eines unlieb sa men Konkurren-
ten auf der internationalen Bühne und nach 
der Neuordnung eines großen geo stra te gi-
schen Raums. Prof. Dr. Achim Dippe



RotFuchs / April 2019 Seite 21

Streiks und Proteste in Portugal

Die Europawahl am 26. Mai wird für Por-
tugals sozialistische Regierung zu einem 

wichtigen Prüfstein. Im Herbst geht es dann 
richtig zur Sache:  Am 22. September sind die 
Bewohner der Autonomen Region Madeira 
aufgerufen, über die künftige Zusammen-
setzung der regionalen Parlaments zu ent-
scheiden. Zwei Wochen später finden die 
Wahlen zur Versammlung der Republik statt. 
Seit November 2015 steht António Costa der 
Regierung vor. Im Parlament werden seine 
Sozialisten (PS) vom Linksblock (Bloco de 
Esquerda, BE) sowie von den Fraktionen der 
Kommunistischen Partei (PCP) und der Grü-
nen (PEV) – die in der Wahlkoali-
tion CDU zusammengeschlossen 
sind – toleriert. Die Zusammen-
arbeit basiert auf Abkommen, 
die von der PS mit den einzelnen 
Partnern geschlossen wurden. 
Im Verlauf der Legislaturperiode 
haben die Spannungen zwischen 
der Regierungspartei und den sie 
stützenden linken Parteien zuge-
nommen – sie sind darum bemüht, 
eigenes Profil zu zeigen. Die PS 
wiederum hält auch für die Kon-
servativen von CDS und PP das 
Bett warm. Deren Politiker sind 
sich allerdings untereinander 
nicht grün. Die sozialistisch-kom-
munistische Kooperation stellt auf 
dieser Ebene ein bemerkenswer-
tes Novum in der Geschichte des 
iberischen Landes dar. Das Ver-
hältnis zwischen dem sozialistischen Premier 
und dem leutseligen konservativen Staats-
präsidenten Marcelo Rebelo de Sousa ist im 
wesentlichen harmonisch.
Die extreme Rechte ist im westlichsten Land 
Europas 45 Jahre nach der Nelkenrevolution, 
die die fast fünf Jahrzehnte währende kleri-
kal-faschistische Diktatur beseitigte, ohne 
große Relevanz. Dennoch nimmt die Pro-
paganda aus dieser Ecke vor allem in den 

„sozialen“ Medien deutlich zu. Seit 2017 regi-
strieren die Behörden auch eine wachsende 
Zahl rassistischer Übergriffe. Die rechte 
Unterwelt ist auch hier eng mit dem kriminel-
len Milieu verwoben. Der altbackenen Heimat 
Ewiggestriger, der Nationalen Erneuerungs-
partei (Partido Nacional Renovador, PNR) 
werden auch bei den Wahlen in diesem Jahr 
keine großen Chancen eingeräumt. Sie greift 
nun Parolen auf, die dem Faschisten Jair Bol-
sonaro im großen Schwesterland Brasilien 
zum Erfolg verhalfen, wettert gegen einen 

„kulturellen Marxismus“, der angeblich am 
christlichen Abendland nagt, und gegen die 

„zersetzerische Gender-Ideologie“. Immerhin 
sind in den letzten Jahren Hunderttausende 
Brasilianer, nicht selten Angehörige für solche 
Parolen besonders anfälliger Mittelschichten, 
in Portugal eingewandert. Am rechten Rand 
fischt auch der Ex-PSD-Politiker und Trump-
Imitator André Ventura, der am Aufbau einer 
neuen Partei CHEGA (dt.: Es reicht) arbeitet. 
Das Ansehen der etablierten Politik ist durch-
aus ramponiert. Die Folgen der tiefen Krise 
um 2011 sind längst nicht überwunden, viele 

Wunden, die den Bewohnern mit dem Spar-
kurs unter der Ägide der Troika geschlagen 
wurden, nicht verheilt. Hinzu kam eine ganze 
Reihe von Korruptionsskandalen, die der Filz 
aus Politik und Wirtschaft produzierte. Das 
Desaster mit den Banken Espirito Santi und 
BPN kostete die Steuerzahler Unsummen. Im 
Mittelpunkt des aktuellen politischen Gesche-
hens stehen die sozialen Auseinanderset-
zungen. Zudem verschafft sich in Portugal 
die Frauenbewegung immer stärker Gehör, 
die konservative Muster in der noch immer 
männlich dominierten Gesellschaft in Frage 
stellt. 

Seit dem zweiten Halbjahr 2018 hat sich die 
Zahl der Arbeitskämpfe in Portugal enorm 
ausgeweitet. Verschiedene Berufsgruppen 
verschaffen so ihren Forderungen nach bes-
serer Bezahlung und würdigen Arbeitsver-
hältnissen Geltung. Besonders hartnäckig 
kämpfen die Pflegekräfte und die OP-Schwe-
stern an den öffentlichen Krankenhäusern. 
Die Unterfinanzierung des Gesundheits-
wesens wollen sie ebensowenig länger hin-
nehmen wie die über die gesamte Karriere 
konstant schlechten Löhne. Neben den klas-
sischen Gewerkschaften treten hier vor 
allem auch Berufsorganisationen als Inter-
essenvertreter gegenüber der Regierung in 
Erscheinung. Einen mehrwöchigen großen 
Streik erlebte bis Mitte Dezember der wich-
tige Hafen von Sétubal. Der Ausstand der 
Arbeiter behinderte massiv den Export von 
Fahrzeugen der VW-Tochter Autoeuropa. 
Mehr vom Kuchen forderten die Beschäftig-
ten bei den U-Bahnen in Lissabon und Porto. 
Arbeitsniederlegungen gab es bei der Poli-
zei, in den Justizbehörden und bei privaten 
Sicherheitsdiensten. Der spektakuläre euro-
paweite Streik bei der Billig-Airline Ryanair 
wurde von Piloten und Flugbegleitern in Por-
tugal befolgt. Die Regierung zeigte sich für 
die Fülle an sozialen Forderungen nur wenig 
aufgeschlossen. 
Dabei ist die Lage der Wirtschaft längst nicht 
mehr so bedrückend wie bei Antritt des Kabi-
netts Costa. Von den Akteuren an den inter-
nationalen Finanzmärkten unter Druck 
gesetzt, war das Land einem Staatsbankrott 

nur knapp entgangen. Den „Rettungsschirm“ 
konnte es längst verlassen. An die Stelle der 
Austerität, die seine konservativen Vorgän-
ger praktizierten, setzte die Regierung der 
Sozialisten eine Politik, welche die Binnen-
kaufkraft schrittweise wieder erhöhte. Unso-
ziale Kürzungen wurden rückgängig gemacht, 
Mindestlöhne und Renten angehoben. Zugute 
kamen den Regierenden günstige äußere Rah-
menbedingungen wie der Tourismusboom, 
die relative Schwäche des Euro und ein nied-
riger Ölpreis. Für das vergangene Jahr wei-
sen die Statistiken eine Zunahme der Zahl 
der Erwerbstätigen um 2,3 Prozent aus, die 

Arbeitslosenrate ist im Jahres-
durchschnitt auf unter sieben 
Prozent gefallen. 
Allerdings ist der Anteil von 
Langzeitarbeitslosen hoch, und 
nur jeder dritte Erwerbslose 
bekommt überhaupt Geld vom 
Staat. Und viele Jobs sind infor-
mell oder befristet und schlecht 
bezahlt. Den zu Beginn dieses 
Jahres auf 600 Euro angehobe-
nen gesetzlichen Mindestlohn 
erhält etwa eine dreiviertel Mil-
lion Portugiesen. Sowohl der 
größte, den Kommunisten nahe- 
stehende Gewerkschaftsbund 
CGTP als auch die den Soziali-
sten zuneigende UGT kritisie-
ren die Höhe des Mindestlohns 
als nicht existenzsichernd. 
Bereits 400 000 Portugiesen 

sind über Zeitarbeitsfirmen in Arbeit, auch 
hier sind die Konditionen häufig prekär. 
Für 2019 hatten die Gewerkschaften ange-
kündigt, ihre Kämpfe weiter zu intensivieren. 
Mit einem eintägigen faktischen General-
streik des öffentlichen Dienstes im ganzen 
Land legten sie Mitte Februar bereits ordent-
lich los. Bereits seit einem Jahrzehnt hat es für 
die im Staatsdienst Beschäftigten keine all-
gemeine Steigerung der Bezüge mehr gege-
ben. Die CGTP bekämpft auch eine Novelle 
des Arbeitsrechts, die zu einer weiteren Aus-
weitung befristeter Arbeit führen könnte 
und im Laufe des Frühjahrs vom Parlament 
verabschiedet werden soll. Kräftig zu Wort 
melden sich auch die feministischen Organi-
sationen. Am internationalen Frauentag galt 
ihr öffentlicher Protest besonders dem skan-
dalösen Umgang des Richters Neto de Moura 
aus Porto, der in Fällen häuslicher Gewalt die 
Schuld dem weiblichen Opfer zuschrieb und 
prügelnde Männer regelmäßig mit reaktionä-
ren Begründungen in Schutz nahm. „Wir wol-
len keine Richter aus dem 19. Jahrhundert“, 
hieß es auf zahlreichen Veranstaltungen. Am 
28. März erlebte Lissabon eine große „Demon-
stration der arbeitenden Jugend“. Mehr als 
jeder zweite Beschäftigte bis 25 Jahre hat nur 
einen befristeten Job. Weitere Aktionen der 
Gewerkschaften, linker Parteien und Grup-
pen sind für den Jahrestag der Nelkenrevolu-
tion am 25. April und zum Ersten Mai geplant. 
Die durchaus populäre Regierung Costa sieht 
sich einem wachsenden Druck von links aus-
gesetzt.  Peter Steiniger 

Zur Zeit der „Nelkenrevolution“ Foto: Klaus Steiniger
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Die PDL – Im Zweifel EU-freundlich

In einem ARD-Kommentar hieß es gebiete-
risch: „Die Linke muß mehr Europa wagen“, 

sie solle „weniger wehklagen und mehr gestal-
ten wollen“. Darum geht es, um Grundsätzli-
ches, um die Frage des Mittuns in Gremien 
einer Macht, die vor allem von den Interessen 
ihres Kerns (Berlin und Paris) bestimmt wird. 
Staatstragende Teile der Linkspartei geben 
diesen Forderungen nur allzugern nach, 
stellen im wohlverstandenen Eigeninteresse 
leichthin Parteibeschlüsse und -programma-
tik zur Disposition. Zweifellos, es herrscht in 
diesen Kreisen ein starker Zug hin zu Kar-
rierismus, Konformität und Kapitulation. 
Und wo sie mitregieren, bleibt sozialer Fort-
schritt ein Lippenbekenntnis. Doch bei aller 
Entschlossenheit: Der erhoffte Durchmarsch 
ist den sogenannten Reformern in Bonn nicht 
gelungen. Denn Gegenwind gab es reichlich.
Nicht nur im Foyer des Tagungszentrums, wo 
Flüchtlings- und Friedensinitiativen, Kurdi-
stan- und Venezuela-Solidaritätsgruppen für 
ihre gerechte Sache warben. Auch im Saal 
hielten Delegierte dagegen, gab es Wider-
spruch und Debatte. Bei aller Kritik: Der-
gleichen wäre auf Parteitagen von SPD oder 
Grünen schlechterdings undenkbar. Und das 
ist nicht nichts. Im Gegenteil: Als einzige anti-
militaristische Kraft ist Die Linke im Bun-
destag ein wichtiger Bündnispartner für 
Friedensaktivisten.
„Veränderung beginnt mit Opposition.“ Mit 
einer Politik unter diesem Motto fuhr die PDS 
mitunter beachtliche Erfolge ein. Als eine von 
außerparlamentarischen Bewegungen getra-
gene Kraft forderte sie das Establishment 
heraus und eröffnete neue Perspektiven für 
gesellschaftliche Veränderung. Daran ließe 
sich anknüpfen in Zeiten wachsenden Wider-
stands, getragen von einer neuen Generation, 
die gegen Faschisierung aufsteht, gegen neue 
Polizeigesetze, Überwachungswahn und 
eine rigide Abschottungspolitik der EU, die 
bereits Tausende Geflüchtete das Leben geko-
stet hat. Von in „Regierungsverantwortung“ 
Verschlissenen ist in dieser Richtung freilich 
wenig zu erwarten.

Stefan Huth
(Gekürzt aus „junge Welt“, 26. 2. 2019)

Solidarit ät mit Venezuela, Frieden mit 
Rußland, das Verhältnis zur EU prägten 

den Bonner Parteitag der Partei Die Linke, 
obwohl zwei dieser Fragen kaum eine Rolle 
spielten bzw. deren Behandlung durch eine 
„geschickte“ Parteitagsregie mehr oder min-
der unterblieb. Die Anträge zu Frieden mit 
Rußland und zu Venezuela, Letzteres verpackt 
in einen Antrag zu Lateinamerika, wurden aus 
Zeitgründen in den Bundesausschuß verwie-
sen. Ich bin mir sehr sicher, daß Ursache dafür 
die Furcht war, daß beide Fragen nicht in das 
Konzept passen, mit dem die Partei Die Linke 
sich im beginnenden EU-Wahlkampf darstel-
len will. Dabei war mindestens der Antrag zu 
Venezuela bzw. Lateinamerika bereits ent-
schärft. Eine Aussage wie „Solidarität mit 
Venezuela“ oder gar mit der gewählten Regie-
rung von Präsident Maduro findet sich nicht, 
wohl aber die Aussage, daß „alle politischen 

Kräfte in Venezuela“ aufgerufen sind, „den 
Weg der Verhandlungslösung einzuschla-
gen“. Eine größere Gruppe von Delegierten 
demonstrierte dann auf der Kongreßbühne 
für die Solidarität, der Unwille von Teilen der 
Konferenz und der Leitung war spürbar. Auch 
der Antrag zu Frieden mit Rußland war auf 
Kompromiß orientiert – es half ihm nichts. 
Nun könnte man sagen, Zweck des Partei-
tags war ja auch die Beschlußfassung des 
EU-Wahlprogramms und die Aufstellung der 
Kandidatenliste, was sollen da Venezuela und 
Rußland? Gerade umgekehrt wird ein Schuh 
daraus. Die militärische Einkreisungspolitik 
der NATO gegenüber Rußland wird von der 
EU nicht nur mitgetragen, sondern wesent-
lich mit umgesetzt … Der Aufmarsch der 
NATO-Truppen an der russischen Grenze ist 
ein Wesensinhalt des Militarismus der EU. 
Der wurde aber bereits vor dem Parteitag 
durch den Parteivorstand aus dem Entwurf 
des Wahlprogramms gestrichen – übrigens 
im Widerspruch zum geltenden Parteipro-
gramm der Partei. Eine Mehrheit des Partei-
tages bestätigte die Streichung … 
Der Programmentwurf war durch den Par-
teivorstand bei zwei Gegenstimmen noch 
EU-freundlicher gemacht worden. Daran 
gab es Kritik von links. Delegierte, die zu 
Recht die EU als Instrument des deutschen 

Imperialismus benannten, die strukturell 
und von der Gründung an neoliberal, unde-
mokratisch und militaristisch sei – sie blie-
ben in der Minderheit. Und es gab Kritik 
von rechts, von Delegierten, die eine Orien-
tierung auf eine „Republik Europa“ forder-
ten, denen also die EU-Freundlichkeit des 
Entwurfs nicht weit genug ging – auch sie 
blieben in der Minderheit. Letztere dürf-
ten das eher verschmerzen, war ihnen doch 
der Parteivorstand schon entgegengekom-
men. Offensichtlich folgte der größte Teil 
der Delegierten in allen wesentlichen Fragen 
dem Kurs der Mehrheit des Parteivorstands. 
Der Druck von „rechts“ auf diesen Kurs 
schien mir größer zu sein als der von links. 
Was bleibt unter dem Strich? Die Linkspartei 
hat sich ein EU-freundliches Programm gege-
ben, darin enthalten sind auch viele richtige 
Einzelforderungen. Letzteres ist nach wie 
vor eine Grundlage für gemeinsame Kämpfe. 
Ersteres ein Einknicken gegenüber einem 
zentralen Moment der Machtstrategie des 
deutschen Monopolkapitals. Hätten wir 
nicht unser eigenes Programm und unsere 
Eigenkandidatur bereits beschlossen und 
abgesichert, spätestens jetzt hätten wir allen 
Grund dazu. Patrik Köbele
 Vorsitzender der DKP

(Gekürzt aus der „UZ“, 1. März 2019)

Eintritt: 5 Euro (ermäßigt 3 Euro). Um telefonische Anmeldung wird gebeten (030-32 66 51 01).
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Der a. o. Parteitag der SED-W im Februar 1969 

Vor 50 Jahren, am 15. Februar 1969, fand 
in der „Neuen Welt“ im Bezirk Neukölln, 

einer der traditionsreichsten Versammlungs-
stätten der Berliner Arbeiterbewegung, der 
Außerordentliche Parteitag der SED-W statt. 
In seinem Verlauf erfolgte die Umbenennung 
der Partei in Sozialistische Einheitspartei 
Westberlins (SEW), die Verabschiedung eines 
Statuts sowie von programmatischen „Grund-
sätzen und Zielen“.  Weshalb hatte sich Ende 
der 60er Jahre die Notwendigkeit ergeben, in 
Westberlin eine eigenständige marxistisch-
leninistische Partei zu konstituieren? 

Geteilte Stadt – eine Partei?

Nach der Befreiung vom Faschismus exi-
stierten in der Sowjetischen Besatzungszone 
sowie in ganz Berlin einheitliche Organisa-
tionen der KPD und der SPD, die aufgrund 
des Befehls Nr. 2 der Sowjetischen Militär-
administration in Deutschland vom 10. Juni 
1945 wieder ihre legale politische Tätigkeit 
entfaltet hatten. Als im April 1946 aus bei-
den Parteien die Sozialistische Einheitspar-
tei Deutschlands (SED) gebildet worden war, 
entstand eine komplizierte Situation. Wäh-
rend die SED in den US-amerikanischen, fran-
zösischen und britischen Sektoren der Stadt, 
in denen rasch kapitalistische Verhältnisse 
restauriert und stabilisiert wurden, in viel-
fältiger Weise schikaniert und unterdrückt 
wurde, war sie im sowjetischen Sektor füh-
rend am Aufbau einer antifaschistisch-demo-
kratischen Ordnung beteiligt. Seit sich der 
von der Truman-Administration provozierte 
kalte Krieg als dominierende Tendenz in den 
internationalen Beziehungen durchgesetzt 
hatte und Ende 1949 zwei deutsche Staaten 
entstanden waren, ergab sich die Frage, in 
welcher Weise und mit welcher Zielrichtung 
die Aktivitäten der Parteimitglieder in Berlin 
zukünftig organisiert werden sollten. 
Während sich der sowjetische Sektor Ber-
lins, der „demokratische Sektor“, allmäh-
lich zur Hauptstadt eines sozialistischen 
Staates entwickelte und Sitz der Regierung 
der DDR wurde, blieb der Westen der Stadt 
das letzte verbliebene Besatzungsgebiet in 
Deutschland. Gemäß westalliierter Entschei-
dung durfte Westberlin deshalb auch nicht 
uneingeschränkt in den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes der BRD einbezogen wer-
den, ungeachtet vieler Bindungen und Ver-
bindungen, die vor allem in wirtschaftlicher 
Beziehung zwischen der Bundesrepublik und 
Westberlin existierten. 
Welche Folgen hatte das für die Bewohner der 
Stadt? Die Bundestagsabgeordneten durften 
nicht direkt gewählt, sondern mußten vom 
Abgeordnetenhaus gemäß der dort herr-
schenden Mehrheitsverhältnisse bestimmt 
werden. Im Bundestag der BRD hatten sie im 
Plenum kein vollwertiges Stimmrecht. Bun-
desgesetze wurden erst dann in Westberlin 
rechtsgültig, wenn ihnen die westalliierte 
Kommandantur nicht widersprochen und sie 
in ihrem Amtsblatt veröffentlicht hatte. Wei-
terhin war es den Bürgern der Stadt unter-
sagt, vor dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe zu klagen. Ferner galt in Westberlin 

nicht die im Juli 1956 in der BRD eingeführte 
Wehrpflicht.
Es wurde somit immer deutlicher, daß die 
SED nicht gut beraten gewesen wäre, als 
eine einheitliche Partei den Auf bau des 
Sozialismus in der DDR zu organisieren 
und zugleich in Westberlin unter kapita-
listischen Verhältnissen und angesichts 
des dort noch geltenden Besatzungssta-
tuts eine Politik im Interesse der Werktä-
tigen zu planen und durchzuführen. Eine 
organisator ische Trennung der West-
berliner Kreisparteiorganisationen von 
der SED-Bezirksleitung Berlin stand auf 
der Tagesordnung und wurde nach dem  
13. August 1961 noch dringlicher. Ungeach-
tet dieser Entwicklungen tat sich die Partei-
führung der SED lange Zeit aus gutem Grund 

schwer, die Westberliner Genossinnen und 
Genossen zu veranlassen, eine eigene Partei 
zu bilden. Die wichtigste Ursache für diese 
Haltung lag darin begründet, daß die poli-
tisch Verantwortlichen in der DDR jeden 
Anschein vermeiden wollten, daß sie ihr bis 
weit in die sechziger Jahre verfolgtes Ziel, die 
deutsche Einheit unter demokratischem Vor-
zeichen wiederherzustellen, nicht ernst mei-
nen würden. Die entstandenen Realitäten, 
die von den Westalliierten und von der seit 
1949 betriebenen, auf die Spaltung Deutsch-
lands ausgerichteten Politik der Adenauer-
Regierung in Bonn geschaffen worden waren, 
sowie die sich immer stärker auseinander-
entwickelnden gesellschaftlichen Systeme, 
erforderten jedoch neue Überlegungen 
zur zukünftigen Entwicklung der vorhan-
denen Parteistrukturen in den Westsekto-
ren Berlins. Die SED konnte nicht zugleich 
Regierungspartei in der DDR und Oppositi-
onspartei in Westberlin bleiben.   
Bereits am 26. April 1959 war deshalb eine 

„Westberliner Leitung“ innerhalb der ein-
heit lichen Berliner SED-Bezirksleitung 

gebildet und am 24. November 1962 auf 
einer Deleg ier tenkonferenz in Berlin- 
Tempelhof schließlich die SED-Westber-
l in (SED-W ) mit eigener Leit ung kon-
stituiert worden. Am 21./22. Mai 1966 
fand der 1. Parteitag der SED-W in Ber-
lin-Spandau  stat t , bei dem Gäste von 
kommunistischen Parteien u. a. aus der 
Sowjetunion, der DDR, der ČSSR, aus Ita-
lien und Frankreich anwesend waren. Am  
15. Februar 1969 beschloß der Außerordent-
liche Parteitag schließlich die Veränderung 
des Namens der Partei in „Sozialistische Ein-
heitspartei Westberlins“ (SEW). Die Führung 
der Partei lag beim Parteivorstand, der sei-
nen Sitz in der Wilmersdorfer Straße/Ecke 
Otto-Suhr-Allee in Berlin-Charlottenburg 
hatte. Die operative Arbeit wurde vom Büro 
und vom Sekretariat des Parteivorstandes 
geleitet, dem seit dem I. Parteitag der Par-
teivorsitzende Gerhard Danelius, sein Stell-
vertreter Erich Ziegler sowie u. a. Dietmar 
Ahrens (Kultur- und Hochschulpolit ik), 
Karlheinz Kniestedt (Ideologische Fragen), 
Bruno Kuster (Schulpolitik, internationale 
Verbindungen), Hans Mahle (Chefredakteur 
der sozialistischen Tageszeitung „Die Wahr-
heit“) und Horst Schmitt (Betriebe) ange-
hörten. Eine wichtige Rolle in der Partei 
spielten auch Inge Kopp (Frauenpolitik) und 
der Kreisvorsitzende von Zehlendorf, Heinz 
Thomaszik, der einen großen Anteil an der 
Gewinnung zahlreicher Studenten und Wis-
senschaftler für die SED-W bzw. die SEW an 
der FU hatte.

Veränderte politische 
Rahmenbedingungen

Der Kampf der Kommunisten in Westberlin 
hatte sich mittlerweile durch bedeutende 
Veränderungen der internationalen wie der 
innenpolitischen Lage wesentlich verändert.
In der internationalen Arena gewannen 
trotz aller Bemühungen des Imperialismus, 
die Politik des kalten Krieges weiterhin auf-
rechtzuerhalten, diejenigen Kräfte an Einfluß, 
die auf eine Entspannung in den internatio-
nalen Beziehungen drängten. Bereits am  
5. August 1963 war das atomare Teststopp-
Abkommen von den USA, der UdSSR und 
Großbritannien unterzeichnet worden; auf 
Initiative der sozialistischen Staaten liefen die 
langwierigen Verhandlungen für die Durch-
führung einer Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE), die mit 
der Unterzeichnung der Schlußakte von Hel-
sinki am 5. August 1975 abgeschlossen wur-
den; das Abkommen über die Begrenzung 
von Interkontinentalraketen zwischen den 
USA und der UdSSR (SALT I) wurde seit dem 
November 1969 vorbereitet; nicht nur bei 
führenden Politikern der SPD und der FDP in 
Bonn, sondern auch in den Hauptstädten der 
Westalliierten wuchs die Bereitschaft, eine 
Politik der Entspannung mit den sozialisti-
schen Ländern einzuleiten und dabei keinen 
Bogen um die DDR zu machen.
Auch in Westberlin gerieten die Kräfte des 
kalten Krieges immer stärker in die Defen-
sive. Die von den politisch Verantwortlichen 



Seite 24 RotFuchs / April 2019

im Schöneberger Rathaus und von der Sprin-
ger-Presse betriebene antikommunistische 
und Anti-DDR-Hetze wurde mittlerweile von 
einer wachsenden Zahl von Bürgerinnen und 
Bürgern in Frage gestellt bzw. sogar abge-
lehnt. Die Funktion Westberlins als einer 

„Speerspitze im kalten Krieg“ gegen die 
DDR und die anderen sozialistischen Staa-
ten erschien nicht mehr zeitgemäß. Nicht 
nur die Mitglieder der SED-W trugen in der 
Öffentlichkeit Buttons mit der Aufschrift 

„Ich bin Mitglied der Anerkennungspartei“, 
womit die Zustimmung für eine völkerrecht-
liche Anerkennung der DDR als souveräner 
deutscher Staat zum Ausdruck gebracht 
wurde. Es zeigte sich im Verlaufe der 60er 
Jahre: Die seit langem propagierte Verklä-
rung der westlichen Besatzungsmächte als 

„Schutzmächte“ gegenüber den angeblich 
expansiven Bestrebungen der UdSSR und 
der DDR, sich Westberlin „einzuverleiben“, 
traf auf nachlassende Resonanz. Dies galt 
um so mehr, als auch in Westberlin Zehn-
tausende auf die Straße gingen, darunter die 
Mitglieder und Sympathisanten der SED-W, 
um ihren Abscheu gegen die US-amerikani-
sche Aggression in Vietnam zum Ausdruck 
zu bringen. Die besonders von der Springer-
Presse verbreitete These, die USA würden in 
Südostasien auch „die Freiheit Westberlins 
verteidigen“, verlor angesichts der Berichte 
und Fernsehbilder aus Vietnam schnell an 
Glaubwürdigkeit. 
Es kam hinzu, daß die vier Mächte seit dem  
26. März 1970 im Alliierten Kontrollratsge-
bäude im Kleistpark in Berlin-Schöneberg 
Verhandlungen über ein Abkommen über 
Westberlin führten, das u. a. den Bürgerinnen 
und Bürgern der Stadt regelmäßige Besuche 
in der DDR, einschließlich ihrer Hauptstadt, 
ermöglichen und eine allgemeine Normali-
sierung der Beziehungen Westberlins zum 
ersten sozialistischen deutschen Staat ermög-
lichen sollten. Am 3. September 1971 konnten 
die Verhandlungen erfolgreich abgeschlos-
sen werden.
Im politischen Klima der Stadt hatten sich 
mit der Existenz einer Außerparlamenta-
rischen Opposition (APO) bedeutsame Ver-
änderungen bemerkbar gemacht. An den 
Universitäten und Hochschulen, an denen 
die APO ihren stärksten Rückhalt hatte, aber 
auch in den Gewerkschaften, bei den Jung-
sozialisten und anderen linken Kräften in 
der SPD, bei den Jungdemokraten in der FDP, 
unter Oberschülern, Lehrlingen und Jung-
arbeitern, bei einer wachsenden Zahl von 
Gewerkschaftsfunktionären sowie unter der 
künstlerischen und pädagogischen Intelli-
genz machte sich die Bereitschaft bemerkbar, 
sich von den gewohnten antikommunisti-
schen Parolen nicht länger beeinf lussen 
und daran hindern zu lassen, die eigenen 
materiellen und politischen Interessen zu 
artikulieren und dafür auf die Straße zu 
gehen. Seit 1967 wurden am 1. Mai kämp-
ferische Demonstrationen organisiert, an 
denen Zehntausende teilnahmen. Nicht nur 
gegen den Vietnamkrieg des US-Imperialis-
mus, sondern z. B. auch gegen die Umtriebe 
alter und neuer Nazis, das faschistische 
Franco-Regime in Spanien und die Herr-
schaft der Obristen in Griechenland wurde 

demonstriert und während vieler Veranstal-
tungen, die besonders in den Universitäten 
stattfanden, informiert.
Die SED-W bzw. SEW unterstützte diese 
Aktivitäten auf vielfältige Weise, indem ihre 
mehrfach in der Woche erscheinende Zeitung 

„Die Wahrheit“ für bevorstehende Aktionen 
und Veranstaltungen mobilisierte und aus-
führlich über sie berichtete. Ferner stellte sie 
Räume in den Kreisbüros zur Verfügung und 
half beim Drucken sowie bei der Verbreitung 
von Flugblättern und anderen Materialien. 
Eine sehr wichtige Rolle spielte die Partei im 
Zusammenhang der damals sich vollziehen-
den Renaissance marxistischen Denkens. Am 
20. Oktober 1970 begannen die Vorlesungen, 
Kurse und Diskussionsveranstaltungen der 
Marxistischen Abendschule (MASCH), die 
schließlich von vielen hundert Teilnehmern 
besucht wurden. Zu den Referenten zählten 
namhafte Gesellschaftswissenschaftler aus 
der DDR. Immer wieder hielten auch Genos-
sen der KPdSU an der MASCH Gastvorträge. 
Hier wurden die Teilnehmer nicht nur mit 
den Lehren von Marx, Engels und Lenin und 
mit der Geschichte der Arbeiterbewegung 
vertraut gemacht, sondern es fanden zum 
Teil auch bis weit in die Abendstunden rei-
chende Diskussionen über aktuelle politische 
und weltanschauliche Probleme statt, nicht 
zuletzt über Fragen und Probleme beim Auf-
bau des Sozialismus in der DDR und in der 
UdSSR und zu den internationalen Beziehun-
gen. Auch in den Kreisparteiorganisationen 
wurden dezentral Zirkel zur Einführung in 
den Marxismus organisiert, an denen z. B. in 
Berlin-Tiergarten Oberschüler und Studen-
ten teilnahmen. 
Innerhalb der APO wirkten sehr unterschied-
liche Gruppierungen, von denen einige, beson-
ders die maoistisch orientierten Kräfte, offen 
und mitunter aggressiv Stellung gegen die 
Partei und die sozialistischen Länder bezo-
gen. Durch eine geduldige Politik des Dia-
logs und vor allem durch die Organisierung 
gemeinsamer Kämpfe konnten die Kommu-
nisten Ende der 60er Jahre ihren politischen 
Einfluß vergrößern und ihre Mitgliedschaft 
deutlich verjüngen. 1969 waren ungefähr 
6000 Genossinnen und Genossen in der Par-
tei organisiert. Traditionell war die SED-W/
SEW in Westberlin in den Industriebetrieben 
vertreten, wo sie nicht wenige Betriebsräte 
und Gewerkschaftsvertrauensleute stellte. 
Auch auf den Gewerkschaftstagen und -kon-
gressen, u. a. der IG Metall, der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der 
Gewerkschaft Handel, Banken und Versiche-
rungen (HBV), stellte sie Delegierte. Die Seite 

„Betriebe und Gewerkschaften“ der „Wahrheit“ 
war nicht nur für die Genossinnen und Genos-
sen der Partei ein unentbehrliches Medium, 
mit dessen Hilfe eine stets schnelle und zuver-
lässige Information über die aktuelle Lage in 
den Betrieben ermöglicht wurde. Daneben 
veröffentlichten die Betriebsgruppen der Par-
tei zahlreiche Betriebszeitungen und Flug-
blätter aus aktuellen Anlässen. 
Die sozialistische Tageszeitung, hergestellt im 

„Druckhaus Norden“ in der Kaiserin-Augusta-
Allee in Berlin-Charlottenburg, wo sich auch 
die Redaktionsräume befanden, wurde vom 
Zeitungsvertrieb weitgehend boykottiert. 

Deshalb war es notwendig, durch ehrenamt-
liche Zusteller sowie mit Hilfe des Vertriebs 
auf den Bahnhöfen der von der Reichsbahn 
der DDR betriebenen S-Bahn, durch den Stra-
ßenverkauf an Wochenenden und die Orga-
nisierung von „Wahrheit“-Ständen an den 
Mensen der Hochschulen für die Verbrei-
tung der sozialistischen Zeitung zu sorgen. Im 
Jahr des Außerordentlichen Parteitages gab 
es etwa 8000 Abonnenten. An den Kiosken 
wurden aus den genannten Gründen lediglich 
wenige hundert Exemplare verkauft.

Wahlen und Beziehungen zur SED 

Unbefriedigend blieben die Ergebnisse 
der Wahlen zum Abgeordnetenhaus, die 
von der Partei 1963, 1967 und 1971 erzielt 
wurden. 1,3 Prozent (20 900 Stimmen) 
konnte die SED-W am 17. Februar 63 errei-
chen. Am 12. März 67 waren es 2,1 Prozent 
(29 900 Stimmen) und im März 71 2,3 Pro-
zent (33 800 Stimmen) der abgegebenen 
Stimmen. Die berüchtigte 5-Prozent-Klausel 
konnte nicht überwunden werden, der Ein-
zug ins Westberliner Parlament blieb der Par-
tei verwehrt. Viele wählten, wenn auch mit 

„schlechtem Gewissen“, die SPD als das ver-
meintlich „kleinere Übel“ im Vergleich zu den 
bürgerlichen Parteien CDU und FDP.
Die Finanzierung der Parteiarbeit erfolgte 
nicht zuletzt aus der Kasse der SED. Anrü-
chig oder sogar grundsätzlich abzulehnen 
war dieses Verfahren, das aus naheliegen-
den Gründen nicht publik gemacht werden 
konnte, keineswegs. Auch die anderen Par-
teien, die gemäß der Parteienfinanzierung 
über die Erstattung der Wahlkampfkosten, 
durch zahlungskräftige Spender aus der Pri-
vatwirtschaft und dank der staatlichen Ali-
mentierung ihrer parteinaher Stiftungen 
bereits damals über gut gefüllte Kassen ver-
fügten, unterstützten besonders mit Hilfe 
ihrer Stiftungen „Bruderparteien“ in ande-
ren Ländern. 

SEW als dritte KP auf deutschem Boden

Im Ergebnis des a.o. Parteitages existier-
ten von nun an drei kommunistische Par-
teien auf deutschem Boden: in der DDR die 
SED, in Westberlin die SEW und in der BRD 
die im September 1968 gegründete Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP), die sich poli-
tisch-ideologisch eng miteinander verbunden 
fühlten. Auf internationalen Kongressen und 
Tagungen der kommunistischen und Arbeiter-
parteien traten sie separat auf und brachten 
ihre jeweils unterschiedlichen Erfahrungen 
sowie die Ergebnisse ihrer theoretischen 
Arbeiten in die Debatten und Auseinander-
setzungen ein. 
Die seit 1969 als Sozialistische Einheitspar-
tei Westberlins agierende marxistisch-leni-
nistische Partei und ihre Mitglieder stellten 
dabei nur einen kleinen Teil der internationa-
len kommunistischen Bewegung dar. Wegen 
der völkerrechtlichen Besonderheiten und 
der Lage des kapitalistischen Westberlins 
inmitten der sozialistischen DDR blieb die 
Stimme der SEW jedoch nicht ohne Belang für 
die Analyse der Politik der imperialistischen 
Hauptmächte und für den gegen sie gerichte-
ten Kampf für Frieden, Demokratie und Sozia-
lismus.  Dr. Reiner Zilkenat         
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Der Kapitalismus hat seine Schuldigkeit getan …

Marx hat die historisch bedingte, pro-
g ressive Ent w ick lungset appe des 

Kapitalismus wie auch seine notwendige 
Überwindung in kurzen, prägnanten Aussa-
gen zusammengefaßt: „Auf einer gewissen 
Stufe ihrer Entwicklung geraten die mate-
riellen Produktivkräfte … in Widerspruch 
mit den vorhandenen Produktionsverhält-
nissen … Aus Entwicklungsformen der Pro-
duktivkräfte schlagen diese Verhältnisse 
in Fesseln derselben um. Es tritt dann eine 
Epoche sozialer Revolutionen ein.“
Er sprach davon, da ß die k apit a l is t i-
schen Produktionsverhältnissen 
(ursprünglich) „Entwicklungsfor-
men“ der Produktivkräfte gewe-
sen seien, also die Entwicklung 
der Produktivkräfte vorangetrie-
ben haben. Dem ist zweifellos zuzu-
stimmen.
Wie wir wissen, vollzogen sich in 
seinem Schoße Entwicklungen, die 
in ihren Dimensionen, ihrer Viel-
falt und ihrem Tempo mit keiner 
vorangegangenen Gesellschafts-
formation vergleichbar sind. Es 
ist ihm gelungen, Freiräume zu 
schaffen, in denen sich natur- und 
gesellschaftswissenschaftliche, vor 
allem aber auch technische Wis-
senschaften entfalten und in der 
materiel len, indust r iel len Mas-
senproduktion umgesetzt werden 
konnten. Ich denke dabei zunächst 
an die industrielle Revolution Mitte 
des 19. Jahrhunderts. Aber auch im 
weiteren Verlauf der Geschichte 
konnte die materiell-technische Basis der 
gesamten Gesellschaft umfassend ausge-
baut und gefestigt werden, was praktisch 
alle Lebensbereiche der Menschen grund-
legend veränderte. 
Die kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse existieren weiter und sind vor allem 
durch den ausgeprägten Drang nach maxi-
malem Profit charakterisiert. Dieses Profit-
streben ist entscheidender Steuerungs- und 
Antriebsmechanismus jener Produktions-
verhältnisse. Zudem steht jeder einzelne 
Unternehmer in erbittertem Wettstreit mit 
seinen Konkurrenten, was ihn dazu zwingt, 
seine eigenen Produktionskapazitäten so 
schnell und umfassend wie möglich auszu-
bauen, um entsprechende Marktanteile zu 
erkämpfen bzw. zu verteidigen. Die Angst 
vor Verdrängung wirkt offensichtlich noch 
intensiver als der Drang nach immer mehr 
Profit.
Der Drang nach immer mehr (Produktions-)
Wachstum und nach immer effektiveren 
Produktionsmethoden ist den kapitalisti-
schen Produktionsverhältnisse wesensei-
gen und die entscheidende Voraussetzung 
für die beachtliche Entwicklung der Pro-
duktivkräfte in diesem System. Das gilt 
heute genauso wie vor 100 oder 150 Jahren.
Bis zu einem gewissen Grad und Zeitpunkt 
lag dem ein bestimmtes Fortschrittspoten-
tial zugrunde, denn nur durch die Schaf-
fung der materiellen Existenzbedingungen 

der Menschen wie Nahrung, Kleidung, Woh-
nen, Gesundheit, Bildung usw. ist überhaupt 
ein kulturvolles Leben möglich. Die Frage 
ist jedoch, ob in dieser Tendenz nach immer 
mehr Wachstum wirklich die wichtigste 
Aufgabe in den entwickelten Industrielän-
dern besteht. Die Rede ist längst von einer 
Wohlstands-, Wegwerf- oder Überf lußge-
sellschaft. 
Ist also die Marxsche Aussage, daß ab einem 
bestimmten Zeitpunkt die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse in Fesseln der Pro-
duktivkraft-Entwicklung umschlagen wür-

den, noch zutreffend? Ist es nicht eher so, 
daß der Kapitalismus nach wie vor – schein-
bar unangreifbar – fest im Sattel sitzt und 
soziale Revolutionen, wenn man von Ad-hoc-
Aktionen einmal absieht, in nächster Zeit 
nicht zu erwarten sind? 
Ich halte es für erforderlich, unsere bishe-
rige Haltung zu den kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnissen hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit, aber auch ihrer Widersprüch-
lichkeit und letztendlich ihrer Unfähigkeit, 
die gesellschaftlichen Probleme unserer 
Zeit zu lösen, neu zu durchdenken. Wir soll-
ten beachten, daß die rasante Entwicklung 
der Produktivkräfte der letzten zweihun-
dert Jahre eine qualitativ neue Stufe erreicht 
hat. Es geht – zumindest in den entwickelten 
Industrieländern – schon lange nicht mehr 
darum, nur die materiellen Existenzbedin-
gung der Menschen zu sichern. Der Entwick-
lungsstand von Wissenschaft und Technik 
hat heute bereits ein solches Niveau erreicht, 
daß tatsächlich die gesamte Menschheit 
nicht mehr unter Hunger und Elend leiden 
müßte. Jedem Menschen auf der Erde könn-
ten heute etwa 10 000 Dollar im Jahr zur 
Verfügung stehen. Diese Annahme macht 
deutlich, daß es nicht darauf ankommt, 
immer noch mehr zu produzieren, sondern 
darauf, die produzierten Güter und Leistun-
gen gerechter zu verteilen.
Aber genau das ist das Problem der kapi-
talistischen Produktionsverhältnisse. Sie 

haben die Entwicklung der Produktivkräfte 
vorangetrieben, aber sie erweisen sich als 
unfähig , diese Potentiale wirklich zum 
Wohle der Menschheit nutzbar zu machen.
Die al lgegenwär t ige Fokussierung auf 
Wachstum lenkt von den eigentlichen Pro-
blemen ab, die zwangsläufig mit den kapi-
t a l ist ischen Produk t ionsverhält nisse 
verbunden sind, aber in seltensten Fällen 
mit diesen in Zusammenhang gebracht, son-
dern bestenfalls als Versagen „der Politik“ 
angeprangert werden.
Die gesel lscha f t l ichen Zust ände sind 

geprägt von Arbeits- und Obdach-
losigkeit , Ver t reibung von Ein-
wohnern aus ihren angestammten 
Wohnkiezen, Fachkräftemangel, 
ständig drohenden Wirtschafts-, 
Finanz-, Immobilien-, Staatskri-
sen, Raubbau an der Natur, voran-
schreitenden Umweltzerstörungen 
und K limawandel, ausufernden 
Ungerechtigkeiten in Einkommen 
und Vermögen, Zweiklassenmedi-
zin, Bildungsnotstand, auseinan-
derdriftenden Entwicklungen von 
Regionen und Ländern, von Flücht-
lingsströmen, Diskrepanzen zwi-
schen Export-Import-Überschüssen 
mit der Folge von „Handelskrie-
gen“, Aufrüstung und provozier-
tem Rüstungswettlauf bis hin zur 
rasant wachsenden Kriegsgefahr. 
Dazu gehören genauso immateri-
elle Probleme wie krankmachende 
Arbeitsverhältnisse, Brutalisierung 
und Endsolidarisierung der zwi-

schenmenschlichen Beziehungen, Zukunfts-
ängste, Gefühle des Ausgestoßen- und 
Abgehängtsein. Aber auch Betrugsskandale 
in Größenordnungen (Diesel-Skandal), Lug 
und Trug in der Werbung, Spekulationen 
mit Immobilien, Nahrungsmitteln, Rohstof-
fen, Steuerhinterziehung, Korruption und 
Bestechung politischer Parteien (Spenden-
affären, Lobbyismus), Privatisierung von 
Einrichtungen der Daseinsfürsorge und 
manches mehr prägen das gesellschaftli-
che Leben.
All diese Erscheinungen sind keine willkür-
liche Aneinanderreihung von Einzelbeispie-
len. Sie sind das System Kapitalismus! 
Nun verkünden die Herrschenden, ihre 
Medien und auch wissenschaftliche Gremien, 
energisch gegen solche Mißstände vorgehen 
zu wollen. Doch sie werden nicht nur nicht 
gelöst, sondern verschärfen sich immer mehr. 
Darin zeigt sich die Unfähigkeit der kapita-
listischen Gesellschaftsordnung, die gra-
vierenden und an Dramatik zunehmenden 
Probleme lösen zu können.
All dies läßt sich fast ausnahmslos zurück-
führen auf die herrschenden kapitalisti-
schen Produktionsverhältnisse, also auf 
Entscheidungen jener Kräfte, die die öko-
nomische Macht in ihren Händen halten, 
die Kapitaleigentümer, die Privateigen-
tümer an Produktionsmitteln, an Geld-
vermögen, an Immobilien usw. Denn die 
entscheiden dank ihrer Verfügungsmacht 

Asoziale Marktwirtschaft Karikatur: Guido Zingerl
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über Produktionsmittel und Kapital und 
ihres schier unermeßlichen Reichtums 
praktisch über alle wirtschaftlichen Pro-
zesse in der Gesellschaft, allerdings eben 
nur nach dem Kriterium ihres eigenen, 
egoist ischen St rebens nach Prof it ma-
ximierung und nicht nach dem (verfas-
sungsmäßig vorgegebenen) Maßstab des 
Wohlergehens der A l lgemeinheit .  Mit 
ihrem stetig weiter wachsenden Reichtum 
dringen sie immer tiefer in andere gesell-
schaftliche Bereiche ein und beeinf lussen 
immer stärker die Politik des Staates und 
das Denken und Handeln der Menschen. 
Hierbei spielen Großkonzerne eine ent-
scheidende Rolle. 
Dieser Widerspruch ist das Grundübel der 
kapitalistischen Gesellschaft: Einerseits 

ist der Kapitalismus mit seinen Produkti-
onsverhältnissen sehr wohl in der Lage, die 
Produktivkraftentwicklung kraftvoll vor-
anzutreiben, andererseits ist er unfähig, 
diese Entwicklung zum Wohle der Men-
schen nutzbar zu machen.
In diesem Sinne könnte man mit des Dich-
ters Worten sagen: „Der Kapitalismus hat 
seine Schuldigkeit getan, der Kapitalismus 
kann gehen.“ Er kann die zivilisatorische 
Entwicklung der Gesellschaft nicht mehr 
weiter voranbringen.
Und damit bin ich wieder bei Marx und sei-
ner Forderung: „Expropriation der Expro-
priateure“.
Wenn es nicht gelingt, die Gesellschaft frei 
zu machen von der Übermacht des priva-
ten, profitorientierten Kapitaleigentums, 

werden die genannten Probleme nicht 
lösbar sein. Das Schicksal der Menschheit 
bleibt sehr ungewiß. Aber es muß gelingen, 
die Herrschaft über alle wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Prozesse zu erlan-
gen und sie zum Nutzen von Natur, Gesell-
schaft und jedem einzelnen bewußt zu 
gestalten. Es ist an der Zeit, mit weiteren 
Überlegungen, Beiträgen und Vorschlägen 
in einen Disk ussions- und Verst ändi-
gungsprozeß über die Frage der zwingend 
notwendigen Überwindung der kapitalisti-
schen Produktionsweise einzutreten. Alle 
linken Kräfte müßten sich m. E. angespro-
chen fühlen. Ich werde mich an solchen Dis-
kussionen weiter beteiligen.

Dr. Peter Elz  
Königs Wusterhausen

Welcher Wolf gewinnt?

Die großen Mediziner, Anatomen und For-
scher blieben nie bei der Erscheinung, den 

„Äußerlichkeiten“ einer Krankheit stehen. Sie 
suchten – oft unter größten Schwierigkeiten 
und behördlichen Drangsalen – nach den Ursa-
chen. Dieser unermüdliche Forschergeist, den 
Ursachen auf den Grund zu kommen, Erklär-
bares an das Licht des Tages zu bringen, es 
zu erhellen um zu heilen, zeichnet die großen 
materialistischen wie idealistischen Denker 
und Wissenschaftler aus. Ihr Tun war nie frei 
von Irrtümern, Fehlleistungen und Rückschlä-
gen. Aber die Disziplin, die innere Überzeugung 
und vor allem die Achtung vor dem „Wunder“ 
Mensch ließen sie nicht ruhen, dem Fortschritt 
zu dienen. 
So werden auch die gesellschaftlichen Systeme 
durch Menschen bestimmt. Sie sind dann zur 
Veränderung bereit, wenn das Maß der Wider-
sprüche und Entwicklungshemmer voll ist oder 
überzulaufen droht. Dem gesellschaftlichen 
Fortschritt das Ohr zu leihen und sich ihm zu 
stellen, hat doch zum Inhalt, der Weiterent-
wicklung, dem Fortbestand der menschlichen 
Gesellschaft im Schulterschluß mit der Natur 
zu dienen. Dieser Weg erfolgt historisch unter 
unterschiedlichen Voraussetzungen und Mög-
lichkeiten und mündet heute in grundsätzliche, 
existentielle Entscheidungen über ihr Fortbe-
stehen. 
Die das erkennen, sind mit mir auf derselben 
Wellenlänge, spielen mit mir dieselbe Melodie. 
Doch diese Melodie empfinden die Mächtigen 
unserer Tage als Mißton, der durch irrefüh-
rende, wohlklingende, einschläfernde Melo-
dien übertönt wird, damit die Menschen nicht 
aufbegehren und nach Veränderungen streben. 
Mit Krankheit bezeichne ich die Endphase einer 
historisch notwendigen Gesellschaftsordnung. 
Ihre Zerwürfnisse, Konflikte und insbesondere 
das immer sorglosere „Spiel“ mit dem Krieg 
zeigen uns, daß es um nicht mehr und nicht 
weniger als um die Sicherung einer friedlichen 
Zukunft auf Erden geht. 
Die Diskussion im britischen Parlament emp-
finde ich als das größte Trauerspiel in der briti-
schen Geschichte. Die Zeiten des Marshallplans 

aus amerikanischer Sicht erscheinen wie ein 
Märchen aus uralten Zeiten im Vergleich dazu, 
wie sich heute die amerikanische Administra-
tion zu ihren sogenannten Verbündeten ver-
hält. Die USA sind moralisch und politisch 
zerrissen und gespalten, der Präsident spal-
tet weiter, weil er es für richtig hält und sich 
dazu als von Gott berufen fühlt. Eine den Rus-
sen unterstellte Friedensbedrohung muß 
für das Vorhaben herhalten, im Weltraum 
Abwehrsysteme und damit auch Angriffssy-
steme gegen vermutete russische oder chi-
nesische Raketen zu installieren. Angesichts 
der heutigen Entwicklung der Kriegstechnik 
und der ständigen Praxis von Falschinforma-
tionen könnte, ausgehend vom Weltraum, die 
Erde in Feuer und Strahlung vernichtet werden. 
Allein schon diese Absicht ist eine Provokation 
der Menschheit. Sie zeigt, daß an Brückenbau, 
an Entschärfung des politischen Klimas nicht 
gedacht wird, sondern einzig und allein an das 
Anheizen der Eskalation. 
Unter diesen Umständen der Unsicherheit, der 
Irritation und Manipulation mit Feindbildern 
lebt heute Europa mit dem Blick auf die Wah-
len und der Hoffnung, daß es danach nicht so 
weitergeht wie bisher. Doch auch zwischen den 
Staaten Europas kann nicht von Einigkeit und 
Recht und Freiheit gesprochen werden und der 
Pflicht, dem Frieden und dem Wohlstand zu 
dienen. Die „Krankheit“ eines Systems ist ihm 
immanent und kann nur durch dessen Über-
windung geheilt werden. 
Doch Alltagsprobleme der Menschen müssen 
heute gelöst werden. Was bewegt die Bürger 
besonders?
Meiner Meinung nach sind es die beruf liche 
Entwicklung, die gesundheitliche Betreuung 
und die Absicherung im Alter, die Sorge um 
angemessenen und bezahlbaren Wohnraum. 
Der Staat ist mitverantwortlich, gegen Spe-
kulation auf dem Wohnungsmarkt und gegen 
das Profitstreben der Betreiber von Kranken-
häusern und Pf legeheimen einzuschreiten. 
Wenn es auch vielen Menschen in Deutschland 
gutgeht, kann uns das nicht beruhigen. Die 
Unsicherheiten nehmen zu, die Unterschiede 

zwischen arm und reich werden spürbarer. 
Deswegen müssen wir über die Frage „Wie soll 
es weitergehen?“ offen und ohne Tabus reden 
und reden können, und das in gegenseitiger 
Achtung und mit Respekt vor dem anderen. 
Für diesen Kampf, der vor uns steht, brauchen 
wir alle linken, antifaschistischen, demokrati-
schen und Friedenskräfte. Die Beantwortung 
der Frage „Wie soll die Zukunft aussehen?“ 
interessiert und bewegt alle sozialen Schich-
ten und Gruppen des Volkes. Die Zukunft wird 
uns auch veranlassen, mit unseren Nachbarn 
mehr denn je zusammenzuarbeiten und zu 
leben. Ich habe volles Verständnis für die 
Staaten, die großen Wert auf den Bestand 
ihrer Nation legen mit ihrem geistigen Reich-
tum und ihren belebenden Sitten und Gebräu-
chen. Die Farbigkeit der Nationen, das, was 
sie an spezifischen Lebenswerten auch für 
andere zu bieten haben, ist ein besonderer 
Schatz sowohl ihrer Souveränität als auch 
ihrer Gemeinsamkeiten untereinander. Die-
sen Patriotismus, diesen Nationalstolz einzu-
schränken, ist ein Eingriff in die „Kinderstube“ 
der Völker, dazu hat niemand das Recht. Die 
Europäische Union sollte das gemeinsam 
Nützliche und Notwendige entwickeln, aber 
nicht reglementieren, wie die Menschen in 
den einzelnen Ländern ihr Leben gestalten. 
Sehe ich auf die Verwerfungen und Problemfel-
der dieser Tage, so bin ich trotz alledem voller 
Hoffnung, daß es fortschrittlichen Kräften in 
dieser Gesellschaft gelingt, die richtigen Wege 
zu erkennen und zu gehen. 
Ich möchte einen Amerikaner, einen alten 
Cherokee-Indianer, zu Wort kommen lassen. 
Er sitzt mit seiner Enkelin am Lagerfeuer und 
sagt: „Im Leben gibt es zwei Wölfe, die mitein-
ander kämpfen. Der erste ist Haß, Mißtrauen, 
Feindschaft, Angst und Kampf. Der zweite ist 
Liebe, Freundschaft, Hoffnung und Friede.“ 
Das kleine Mädchen schaut eine Zeitlang ins 
Feuer und fragt dann: „Welcher Wolf gewinnt?“ 
Der alte Indianer schweigt. Nach einer Weile 
sagt er: „Der, den du fütterst!“ 

Dr. Wilfried Meißner  
Chemnitz
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Der Gerechtigkeitsbegriff bei Marx und Engels

Ma r x und Engels haben eine eigene 
Gerechtigkeitstheorie nicht hinterlas-

sen. Sie leiteten ihre Forderung, die alte, auf 
Klassengegensätzen beruhende bürgerliche 
Gesellschaft aufzuheben und eine neue Gesell-
schaft ohne Klassen und ohne Privateigentum 
zu gründen (MEW 4/596) weder aus Gerech-
tigkeitsbegriffen noch aus Gerechtigkeitsge-
fühlen ab; Ideen hätten sich doch immer nur 

„blamiert“, sofern sie von den Interessen ver-
schieden waren (MEW 2/85). Ihren Entwurf 
einer „Assoziation, worin die freie Entwick-
lung eines jeden die Bedingung für die freie 
Entwicklung aller ist“ (MEW 4/482; 39/194), 
haben sie aus den ihrer Meinung nach empi-
risch wahrnehmbaren Gegebenheiten und 
wissenschaftlich erforschten Gesetzmäßig-
keiten der kapitalistischen Produktionsweise 
geschlußfolgert.
Der von den Aufklärungsdenkern bis hin zu 
Hegel und Feuerbach infizierte Marx kom-
mentierte die auf Glauben und Gefühl ruhen-
den Gerechtigkeitsauffassungen der anderen 
weniger mit Zustimmung oder Ablehnung. Er 
wußte sie vielmehr als Grundlage für das Han-
deln von Herrschenden wie von Beherrsch-
ten historisch einzuordnen. Schon deshalb 
war von ihm eine billige Negation etwa der 
Behauptung des Apostel Paulus, daß der 
Mensch allein durch den Glauben gerecht 
werde (Römerbrief III,28), ebensowenig zu 
erwarten wie zu des Augustinus Meinung, 
daß es wirkliche Gerechtigkeit nur in einem 
Gemeinwesen gebe, dessen Gründer und Herr-
scher Christus ist1, oder zur Koran-Sure V,11-
13, laut der gerechtes Handeln aus Furcht vor 
Allah geschieht und Ungläubige als Gefähr-
ten des Höllenpfuhls verdammt werden, oder 
von Calvins Unterstellung, daß die göttliche 
Gerechtigkeit zu hoch sei, als daß sie mit Men-
schenmaß gemessen und vom Menschengeist 
begriffen werden könnte.2 Aber auch inhalt-
lich eher entgegengesetzte Auffassungen, die 
mit Marxens Meinung in Übereinstimmung 
zu stehen scheinen, entsprachen nicht sei-
nem Anspruch an eine Gerechtigkeitskon-
zeption. Wenn etwa der biblische Psalm 58 
die Mächtigen im Lande (undifferenziert!) 
bezichtigt, statt für Gerechtigkeit zu sorgen, 
mutwillig Unrecht zu treiben (und Gott auf-
gefordert wird, „ihnen die Zähne im Maul zu 
zerschlagen“!). Oder wenn Voltaire behauptet, 
daß es keinen Aggressor gibt, der seine Misse-
tat nicht mit dem Vorwand der Gerechtigkeit 
bemäntelt.3 Oder wenn es in einem Manu-
skript von Wilhelm Weitling, immerhin dem 
Autor der programmatischen Grundlage des 
„Bundes der Gerechtigkeit“, dem unmittelba-
ren Vorläufer des „Bundes der Kommunisten“, 
heißt, daß allein die christlichen Prinzipien 
zu einer „befriedigenden Bestimmung des 
Begriffs der Gerechtigkeit“ führen würden.4

Unterzieht man sich der Mühe, die freilich 
arg verstreuten Bemerkungen von Marx und 
Engels zum Gerechtigkeitsthema innerhalb 
eines Monumentalwerkes zu strukturieren, 
dann sieht man sich einem komplexen Gedan-
kengebäude ausgeliefert.5 Einerseits haben 
sie jedes Gerechtigkeitsprinzip mit abso-
lutem Geltungsanspruch, da es angeboren, 

göttlich auferlegt oder apriorisch begrün-
det sei, als eine in ihrem Sinne pure Ideolo-
gie, also als „falsches Bewußtsein“ (MEW 
9/494), bewertet: „Von natürlicher Gerech-
tigkeit zu reden, ist Unsinn. Die Gerechtig-
keit der Transaktionen, die zwischen den 
Produktionsagenten vorgehn, beruht darauf, 
daß diese Transaktionen aus den Produkti-
onsverhältnissen als natürliche Konsequenz 

entspringen“ (MEW 25/351). Wer demzufolge 
in wissenschaftlichen Untersuchungen mit 

„Gerechtigkeit“ – häufig nichts anderem als 
eine „leeren Redensart“ (MEW 34/406), eine 

„idealistische Gerechtigkeitsredensart“ (MEW 
37/463) – operiere, stifte bloß Verwirrung 
(MEW 18/277), denn „über soziale Gerech-
tigkeit und Ungerechtigkeit wird entschieden 
durch eine einzige Wissenschaft, […] die Wis-
senschaft der politischen Ökonomie“ (MEW 
19/247). Die Befreiung der Arbeiterklasse war 
für Marx „keine question of abstract justice 
or humanitarian sentiment, sondern the 
first condition of their own social emancipa-
tion“ (MEW 37/669). Schon gar nicht konnte 
man Marx und Engels mit ewiger Gerechtig-
keit kommen (MEW 4/161; 17/625; 20/580; 
23/99).
Andererseits haben Marx und Engels den teils 
progressiven, teils konservativen Gehalt der 
im Geschichtsverlauf der Menschheit auf-
tretenden Gerechtigkeitsvorstellungen 
als ideellen Ausdruck materieller Interes-
sen der verschiedenen Gesellschaftsklas-
sen gewürdigt: Gerechtigkeit sei eben „der 
ideologisch verhimmelte Ausdruck der öko-
nomischen Verhältnisse, bald nach ihrer 
konservativen, bald nach ihrer revolutionä-
ren Seite hin“ (MEW 18/277). Davon abge-
hoben haben sie unterschieden zwischen  
a) einer juridischen Gerechtigkeit (Justi-
tia legalis et forensis), das heißt einer Über-
einstimmung zwischen einer Rechtsnorm 
und einem Gerichtsurteil mit der geltenden 
Rechtsordnung, b) einer gesellschaftlichen 
Gerechtigkeit, d. h. einer Übereinstimmung 

zwischen Recht und Produktionsweise, sowie 
c) einer historischen Gerechtigkeit, d. h. einer 
Übereinstimmung zwischen dem Recht und 
den Fortschrittserfordernissen der Gesell-
schaft. In diesem Sinne unterschieden sie 
zwischen „what is morally fair, what is even 
fair in law“ von dem, was „socially fair“ ist 
(MEW 19/247), wobei sie unter „fair in law“ 
ein Verhalten oder ein Verhältnis verstanden, 
das dem jeweils geltenden staatlichen Gesetz 
entspricht, also juristisch gerecht ist, wäh-
rend sie unter „socially fair“ ein der jewei-
ligen Produktionsweise gerecht werdendes 
Verhalten oder Verhältnis verstanden. Nur so 
kann man verstehen, wenn Engels von „histo-
rischer Gerechtigkeit“ (MEW 13/405) oder 
von „geschichtlicher Berechtigung“ (MEW 
20/263) spricht, oder wenn Marx von einer 
„historischen Berechtigung des Kapitals“ 
(MEW 25/269) von einer „geschichtlichen 
Berechtigung […] der bürgerlichen, capitali-
stischen Productionsweise“ schreibt (MEGA 
II/3, S. 1861), oder auch davon, daß die kapi-
talistische Verteilung zwischen Arbeiter 
und Bourgeois die einzig „gerechte“ Vertei-
lung auf der Grundlage der kapitalistischen 
Eigentumsverhältnisse sei (MEW 19/18). Der 
Kapitalist profitiere „mit vollem Recht, d. h. 
dem dieser Produktionsweise entsprechen-
den Recht“ (MEW 19/359). Doch könne der 
Vertrag zwischen Kapital und Arbeit selbst 
niemals auf gerechten Bedingungen beruhen 
(MEW 16/196), denn „der Arbeiter hat keinen 
gerechten Ausgangspunkt“ (MEW 19/248), 
also sei auch sein Arbeitslohn „in keiner Weise 
aus der Gerechtigkeit kalkulierbar (MEGA 
I/25, S. 12).
Marx und Engels operierten sowohl mit einem 
ideologiekritischen als auch mit einem nor-
mativen Gerechtigkeitsbegriff. Dabei bevor-
zugten sie die Widerspiegelung historischer 
Vorgänge in Gerechtigkeitsideen gegen-
über deren Rückwirkung auf den Verlauf der 
Geschichte. Fixiert vor allem auf die ihrer 
Meinung bevorstehende proletarische Revo-
lution, in der sich die kapitalistischen Produk-
tionsverhältnisse in sozialistische „umhäuten“ 
werden (MEW 25/785), haben sie allerdings 
die reformierenden Potenzen von Gerechtig-
keitsforderungen innerhalb der bestehenden 
Gesellschaftsformation unterbewertet.

Prof. Dr. Hermann Klenner  
Berlin
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5 Hermann Klenner: Kritik am Recht. Berlin 
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Rechtsstaat und Gerechtigkeit. Köln 2016, 
S. 77–10
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Meinungsfreiheit in der BRD und KPD-Verbot

Unter der Kiesinger/Brandt-Regierung 
zeichnete sich 1968 ein „Klima“ ab, in dem 

es möglich schien, daß die KPD als Partei wie-
der gegründet werden könnte. 
Außenminister Willy Brandt sagte auf einer 
internationalen Presse konferenz in Bonn: 

„Ich bin dafür, daß es wieder eine KPD gibt. 
Das könnte eine günstige Wirkung nach 
innen und außen haben.“ 
In der kommunistischen „Pra-
ger Volkszei tung“ vom 26. Januar 
1968 schrieb Dr. Eppler, daß „die 
Innenminister des Bun des und 
aller Bundesländer der KPD ein 
faires Angebot gemacht“ hät-
ten. „Jederzeit kann eine neue 
Partei auch unter demselben 
Namen ge gründet werden, wenn 
sie sich – wie etwa die franzö-
sische KP – zu den Spielregeln 
einer parlamentarischen Demo-
kratie bekennt. Wir, so sagen 
die Innenminister, werden diese 
Partei nicht aufgrund des Urteils 
von 1956 verbieten. Es ist Sache 
der KPD, dieses Angebot aufzu-
greifen.“ 
Rundfunk, Fernsehen und Pres-
se signalisierten nun grünes 
Licht für die Kommunisten. Auf 
diesem Wege würden dann auch 
die noch bestehenden et wa hun-
dert Haf tbefehle gegen KPD-
Mitglieder aufgehoben werden können. 
Die Meldung, daß gegen die Aufhebung des 
KPD-Verbots keine wirklichen Hindernisse 
mehr be stünden, wurde von den Länder-
Innenministern verbreitet, als sie auf der 
Ulmer Konferenz vom 12. Oktober 1967 
erklärten, daß gegen die Neu gründung einer 
kommunistischen Partei in der Bundesrepu-
blik keine rechtlichen Bedenken bestünden. 
Diese offizielle Erklärung gab der Vorsit-
zende der Innenministerkonfe renz, der 
baden-württembergische Innenminister 
Krause, auf Grund ei nes Rechtsgutachtens 
und der Empfehlung des Bundesinnenmi-
nisteriums ab. 
Die Neugründungspropaganda wurde durch 
eine regierungsamtliche Mitteilung ver-
stärkt, die folgenden Wortlaut hatte: „Bun-
deskanzler Kiesinger, Bundesaußenminister 
Brandt, Bundesinnenminister Lücke und die 
Konferenz der Innenminister haben darauf 
hingewiesen, die KPD könne sich neu grün-
den und frei betätigen, wenn sie die verfas-
sungswidrigen Ziele aufgäbe, die zu ihrem 
Verbot führten.“ 
Es war sicherlich keine Überraschung für 
die Bundesregierung und für die Öffentlich-
keit, als der ehemalige KPD-Abgeordnete im 
nieder sächsischen Landtag, Ludwig Land-
wehr, am 8. 2. 1968 zu einer Pressekonfe-
renz nach Frankfurt am Main einlud. In 
seiner Eigenschaft als Mitglied der von Max 
Reimann benannten Verhandlungskommis-
sion für Verhandlungen mit der Bundesre-
gierung über die Wiederzu lassung der KPD 
wollte Ludwig Landwehr den Entwurf eines 
neuen Programms der KPD der Öffentlichkeit 

vorlegen und ihn erläutern. Etwa 70 in- und 
ausländische Journalisten waren der Einla-
dung gefolgt.
Zum Erstaunen der Pressevertreter hat-
ten jedoch nicht die Veranstal ter das Wort, 
sondern die Polizei, die ebenfalls erschie-
nen war, und zwar mit zwölf uniformierten 
Amtsträgern und einigen Kriminalbeamten. 

Außerdem war der Frankfurter Polizeichef 
Dr. Littmann gekommen, um die Aktion sei-
ner Behörde an Ort und Stelle zu überwa-
chen. Vor dem Hotel „Hamburger Hof“, das 
direkt am Frankfurter Hauptbahnhof liegt, 
parkten Streifenwagen, Fahrzeuge der Kripo 
und Mannschaftswagen. Sie boten das Bild 
einer Razzia. Unter dem Protest der Journali-
sten teilte ein Kriminalbeamter kurzerhand 
mit, daß die Pressekonferenz verboten sei. 
Den Veranstaltern wurde erklärt: „Sie haben 
hier kein Recht, das Wort zu ergreifen, das 
Verlesen der Verbotsverfügung machen wir.“ 
In der Verbotsverfügung heißt es u. a.: „Auf 
dieser Pressekonferenz, die eine öffentli-
che Versammlung im Sinne des Versamm-
lungsgesetzes ist, soll nach Ihrer eigenen 
Erklärung der Programmentwurf der KPD 
erläutert werden. Das Bundesverfassungsge-
richt hat durch Urteil vom 17. 8. 1956 die Ver-
fassungswidrigkeit dieser Partei festgestellt, 
die Par tei aufgelöst und ein Fortsetzungsver-
bot ausgesprochen. Mit der Durch führung 
der von Ihnen beabsichtigten Pressekonfe-
renz wollen Sie als Funktionär der verbote-
nen KPD die Ziele dieser Partei fördern und 
fort setzen.“ 
Die Journalisten verließen den Raum nicht. 
Herbert Mies und Max Schäfer wurden fest-
genommen und abgeführt. Die Polizeiaktion 
war vom Bundesinnenministerium angeord-
net wor den, das allerdings zunächst bestritt, 
die Auflösung der Pressekonferenz veran-
laßt zu haben. Daraufhin veröffentlichte der 
hessische Innenminister das Fernschrei-
ben des Bundesinnenministers, in dem er 
aufgefordert wird, die Pressekonferenz 

zu verbieten. Das Schreiben schließt: „Mit 
freundlichen Grüßen, Lücke, Bundesmini-
ster des Innern.“ 
Herbert Mies und Max Schäfer wurden  
24 Stunden in Polizeihaft gehalten. Sie wur-
den dem Ermittlungsrichter zur Vernehmung 
gefesselt vorgeführt. Zeitungen, die den Pro-
grammtext ganz oder teilweise ab druckten, 

wurden beschlagnahmt. Gegen 
Redakteure und Drucker wurden 
Ermittlungsverfahren wegen 

„Staatsgefährdung“ eingeleitet. 
Auf die Frage eines US-Journali-
sten an die Bundesregierung, ob 
es ihr Grundsatz sei, Leute zuerst 
zu verhaften und dann ihr Pro-
gramm zu prüfen, erklärte der 
Regierungssprecher Ahlers vor 
der Presse in Bonn am 9. 2. 1968: 

„Wir sind ein Rechtsstaat. Das ist 
nicht unser Grundsatz. Kommu-
nisten können sich in der Bun-
desrepublik frei bewegen.“ 
Einige Tage danach forderte 
der Bundesinnenminister die 
Länder-In nenminister in einem 
Fernschreiben auf, „gegen die 
Propagierung der Wiederzulas-
sung der KPD energisch und vor 
allem einheitlich vorzu gehen. 
Alle Versammlungen, in denen 
Funktionäre der KPD in dieser 
Eigenschaft auftreten oder in 

denen aus dem Parteiprogramm vorgetra-
gen oder das Programm selbst vertrieben 
wird, sind zu verbieten und die Verantwort-
lichen der Strafverfolgung zuzuführen.“ 
Gegen Max Schäfer, Herbert Mies und Grete 
Thiele wurden Straf verfahren eingeleitet. 
Derselbe Bundesinnenminister, der von der 
KPD den Nachweis ihrer Verfassungskon-
formität forderte, ließ durch den General-
bundesanwalt „alle hergestellten, im Druck 
befindlichen und zur Verbreitung im Bun-
desgebiet bestimmten Exemplare eines 
Entwurfs des Programms der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands nebst den dazu-
gehörigen Matri zen“ als „Beweismaterial“ 
beschlagnahmen. 
Am Tag nach der Auflösung der Pressekon-
ferenz er klärte Bundeskanzler Kiesinger im 
Deutschen Bundestag: „Wir leben in einem 
freien Lande, in dem niemandem die Mei-
nungsfreiheit verwehrt oder beschränkt 
wird.“ Dagegen schrieb die „Frankfurter 
Rundschau“ am 4. April 1968 im Hinblick auf 
das Ausmaß neuer Kommuni stenprozesse: 

„Eine Welle der Schande für die Bundesre-
publik“. 
Das Bundesinnenministerium suchte die 
neuen Unterdrückungsmaß nahmen mit dem 
Verbotsurteil vom 17. August 1956 zu recht-
fertigen. Nach seiner Ansicht ist „eine Revi-
sion dieses Urteils oder die Wiederzulas sung 
einer verbotenen Partei nach geltendem 
Recht nicht möglich“. Mit anderen Worten: 
Das KPD-Verbot sollte definitiv für immer 
und alle Zeiten unaufhebbar sein. 

Johann Weber 
Niederbayern

Festnahme von Herbert Mies, Frankfurt am Main, 8. Februar 1968
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WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (11 UND SCHLUSS)

Untergrund-Zeitungen vom LKW

Wir sind diesmal im Saarland: Zahlrei-
che Sehenswürdigkeiten drängeln sich 

in dem kleinen Land, das sich erst ab 1957 
der BRD anschloß. Die „Völklinger Hütte“ 
ist eine davon, das 1986 stillgelegte rie-
sige Stahlwerk der Grubenbaronfamilie 
Röchling, heute ein begehbares Indu-
striedenkmal mit Kulturveranstaltun-
gen aller Art.
Ein anderes, eher unscheinbares Ge-
bäude besucht der Wanderer auf sei-
nem Streifzug durch Westdeutschland: 
das Deutsche Zeitungsmuseum in Wad-
gassen. Ist die Dauerausstellung durch 
die deutsche Zeitungs- und Medienge-
schichte ohnehin schon interessant, so 
fesselt ein spezielles Exponat die Auf-
merksamkeit, das im Depot gelagert ist. 
Nicht jeder Besucher bekommt es zu 
sehen. Ein LKW-Sattelzug, wie man sie 
zu Tausenden auf unseren Straßen sieht, 
besteht aus Zugmaschine und Auflieger. 
In Wadgassen ist nur ein Auflieger ein-
gelagert, ein grüner Metallkasten mit 
Fahrgestell. Mehrere Türen und Klap-
pen verwehren einen Blick ins Innere. 
Draußen ist lediglich ein Schild ange-
bracht: „Umweltschutz-Meßwagen II  
Regenmessung“. Harmlos und unver-
dächtig, nicht wahr?
Einen komplett anderen Inhalt aber 
sieht der Wanderer, als er die hintere 
Tür öffnet. Als gelernter Buchbinder 
und Graphiker erkennt er sofort: Hier 
steht eine Rollenoffset-Druckmaschine, 
ausklappbar und einsatzbereit. Herstel-
ler, so weist es das Typenschild aus, war 
die Maschinenfabrik Wifag in Bern, 
Produktionsjahr 1979. Der Sattelauf-
lieger wurde von der Firma Gangloff 
(ebenfalls Bern) gefertigt. Ein „Umwelt-
schutz-Meßwagen“? Sicherlich nicht. 
Doch wofür wurde einst eine fahrbare, 
offensichtlich getarnte Zeitungsdruk-
kerei benötigt?
Mühsam recherchier t der Wande-
rer und wird doch nicht vollständig 
schlau. Er muß sich daher ein Puzzle 
zusammensetzen: Ende der 70er Jahre 
versank die BRD in der künstlichen 
Hysterie des „Deutschen Herbstes“. 
Wil lkommener A nlaß f ür Bürger-
kriegsszenarien waren Aktionen der 

„Roten-Armee-Fraktion“ (RAF), offizi-
ell „Baader-Meinhof-Bande“ genannt. (Wer 
damals „Gruppe“ statt „Bande“ sagte, galt 
schon als Sympathisant.) Aufgrund geschür-
ter Denunziationen traten martialische 
Polizisten völlig harmlosen Bürgern Woh-
nungstüren ein, verprügelten und verhafte-
ten die Bewohner. Autofahrer wurden mit 
vorgehaltener Maschinenpistole gezwungen 
auszusteigen, und es wurden Dossiers über 
Menschen angelegt, die im Verdacht standen, 
demokratischem Gedankengut anzuhängen. 
Das ging bis zu Mitgliedern der FDP. Innen-
minister und Scharfmacher Hans-Dietrich 

Genscher (FDP) äußerte dennoch: „Wenn es 
die RAF nicht gäbe, müßten wir sie erfinden“ 

– eine aufschlußreiche Bemerkung!

Die Massenmedien, vorrangig die Zeitun-
gen, überboten sich gegenseitig mit Lügen-
geschichten, welche die Stimmung anheizten. 
Doch darauf schienen sich die Hintermän-
ner, die Interesse an der Hetze hatten, nicht 
zu verlassen. Sie wollten auf das Chaos 
eines möglichen Bürgerkriegs vorbereitet 
sein, das sie selber schürten. Parallel hoffte 
man auf eine Wiederauflage des Putschver-
suchs in der DDR von 1953, bei der die Kal-
ten Krieger natürlich mitmischen wollten. 
Und dazu gehörten eben – vor dem Zeit-
alter von Internet und asozialen Medien 

– Streuung von Gerüchten und Desinformatio-
nen durch Zeitungen, die flexibel an Ort und 
Stelle gedruckt und verteilt werden konnten, 

ohne daß die Druckerei auffiel. 

Darüber, ob es einer der 20 bundesdeut-
schen Geheimdienste war oder bereits 
die Stay-behind-Truppe der NATO, kön-
nen wir nur spekulieren. Jedenfalls 
wurde bei Wifag in der Schweiz die 
fahrbare Spezialdruckerei bestellt – 
Sondermaschinenbau, nicht billig. Aber 
es waren ja nur Steuergelder. 
Nun benötigte man noch Fachkräfte 
zur Bedienung, also Drucker. Das war 
nicht leicht, denn Jünger der Schwar-
zen Kunst waren traditionell gebildet 
und in der kämpferischen Gewerk-
schaft IG Druck und Papier gut ver-
netzt . Die Schlapphüte hinter dem 
Projekt suchten folglich nach einem 
Betrieb, der mitspielen wollte und 
schwach organisiert war. Fündig wur-
den sie bei der „Rheinpfalz“ am BASF-
Standort Ludwigshafen, einer Zeitung, 
die mit zu Demokraten gewendeten 
Nazis durchsetzt gewesen sein soll. 
Ob der Ludwigshafener Helmut Kohl, 
damals Ministerpräsident in Rhein-
land-Pfalz, bei der Suche behilf lich 
war, ist dem Wanderer unbekannt.
Da stand nun der „Umweltschutz-Meß-
wagen“ und wurde zum Verdruß der 
Bürgerkrieger nicht gebraucht. Bis 
sich deren Heim-ins-Reich-Träume 
1989 auf andere Weise verwirklich-
ten … Was tun mit dem Relikt aus 

Print-Tagen? Die Schlapphüte schrieben 
die Maschine ab, und schließlich schenkte 
sie die „Rheinpfalz“ einem Museum in der 
Nähe – natürlich, ohne die Hintergrundge-
schichte mitzuliefern. Und von dort wan-
derte sie ins Deutsche Zeitungsmuseum 
nach Wadgassen. Unbenutzt, wie neu. Und 
da der Berner Hersteller Wifag seit 2011 
pleite ist, können noch nicht einmal mehr 
die nötigen Spezial-Druckplatten besorgt 
werden, um die Geheimdienst-Druckerei 
einmal vorzuführen.

Hans Dölzer †

Ein unscheinbarer Sattelauflieger, grün lackiert, mit 
Türen, Klappen und blickdichten Rollos versehen …

Wessen Umwelt sollte die Geheim-
druckerei schützen?

Fotos: H. Dölzer

Geplant war, mit dieser Maschine Desinformations-
zeitungen zu drucken. 
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Proletarier aller Länder …

Das „Kleine politische Wörterbuch“ des 
Dietz-Verlages von 1983 versah das Stich-

wort „Proletariat“ mit einem Hinweispfeil auf 
„Arbeiterklasse“. Das Wort „Proletariat“ war 
nach 1945 auch in sozialistischen Ländern 
weitgehend aus dem Sprachgebrauch ver-
schwunden. Übriggeblieben sind „Prolet“ oder 

„Proll“ als verbale Anrempelei. Das erinnert 
daran, daß es auch in der Zeit der „Hochkon-
junktur“ des Begriffs „Proletariat“, zwischen 
1840 und 1933, zwei Verwendungslinien gab: 
eine herabsetzende, abwertende im heutigen 
Sinne von „Unterschicht“ und „schmuddelig“ 
und eine andere, die „Proletariat“ mit Klassen-
kampf, mit dem Anspruch der Arbeiterbewe-
gung auf eigenständige Politik und Kultur, auf 
Überwindung des Kapitalismus verband.
Letzteres entsprach dem Inhalt des Begriffs 
bei Karl Marx und Friedrich Engels, z. B. 1848 
im „Manifest der Kommunistischen Partei“ mit 
der immer noch weltweit verbreiteten Losung 

„Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ 1852 
faßte Marx das politische Ziel der Arbeiterbe-
wegung erstmals mit der Wendung „Diktatur 
des Proletariats“ zusammen. Die SPD nahm 

„Proletariat“ und „Proletarier“ synonym zu 
„Arbeiterklasse“ und „Arbeiter“ in ihr Erfur-
ter Programm von 1891 auf, z. B. in dieser 
Passage: „Immer größer wird die Zahl der 
Proletarier, immer massenhafter die Armee 

der überschüssigen Arbeiter, immer schrof-
fer der Gegensatz zwischen Ausbeutern und 
Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klassen-
kampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat, 
der die moderne Gesellschaft in zwei feind-
liche Heerlager trennt und das gemeinsame 
Merkmal aller Industrieländer ist.“ Auf „Dik-
tatur des Proletariats“ verzichtete die Partei 
aus verschiedenen Gründen. Wenige Jahre spä-
ter erklärten Marx-Revisionisten wie Eduard 
Bernstein die These von der schroffer werden-
den Klassenspaltung für überholt. „Proleta-
rier“ wurde durch die erfolgreiche Absurdität 

„Arbeitnehmer“ ersetzt.
Bei der revolutionären Linken verlief die 
Entwicklung vor 1914 entgegengesetzt. Als 
Beispiel sei hier der Text des Liedes „Dem Mor-
genrot entgegen“ vom Bremer Lehrer Heinrich 
Eildermann (1907) genannt. Es wurde nach der 
Oktoberrevolution im Komsomol und interna-
tional populär. In der dritten Strophe umreißt 
Eildermann den Inhalt des Begriffs „Proleta-
riat“ in knappster Form: „Die Arbeit kann uns 
lehren, / sie lehrte uns die Kraft, / den Reich-
tum zu vermehren, / der unsre Armut schafft. 
/ Nun wird die Kraft, von uns erkannt, / die 
starke Waffe unsrer Hand! / Wir sind die junge 
Garde / des Proletariats!“
Nach der Oktoberrevolution 1917 und durch 
die kommunistische Weltbewegung wurde 

„Proletariat“ weit über die Arbeiterbewegung 
hinaus Teil der Umgangssprache. Um 1930 
herum soll das Wort in Deutschland am mei-
sten gebraucht worden sein. Damit war nach 
Errichtung der faschistischen Diktatur Schluß, 
nach 1945 wurde auch in kommunistischen Par-
teien der Terminus „Arbeiterklasse“ bevorzugt.
In gewisser Weise führt dieser Abbruch 
eines Sprachgebrauchs auf die Geschichte 
des Wortes im Lateinischen zurück: „Prole-
tarius“ bezeichnete im antiken Rom etwa seit  
500 v. u. Z. den vom Land verdrängten freien 
Bauern, der allein seine Nachkommen, die 

„Proles“, als Vermögen besaß. Irgendwann 
im zweiten Jahrhundert u. Z. verschwand das 
Wort aus der Umgangssprache.
Der Vorgang aber – Bauern von ihrem Produk-
tionsmittel, dem Boden, zu „befreien“ – wie-
derholt sich bis in die Gegenwart, er wurde im 
Kapitalismus und im Kolonialismus zur Not-
wendigkeit für die Produktionsweise: von der 
ursprünglichen Akkumulation im England des 
16. Jahrhunderts bis zur heutigen Enteignung 
von Kleinbauern in Indien, Afrika oder Süd-
amerika. Stets ging und geht es um den „dop-
pelt freien Lohnarbeiter“ ohne Grund- und 
Kapitalbesitz.
Das Wort „Proletariat“ wurde ungebräuchlich; 
was es bezeichnet, hat endgültig globale Aus-
maße angenommen. Arnold Schölzel

Sprache und Politik
Geht man als „Wahrheit“-Redakteur zu 

Foren über unsere Zeitung, so bekommt 
man nicht selten zu hören: „Ihr schreibt zu 
schwer“, oder „Die Sprache ist unver ständlich!“ 
Meist sind es Sympathisanten oder Genos sen, 
die gerade erst Mitglieder der SEW geworden 
sind, die diese Kritik äußern.
Nun mag an dieser Stelle nicht bestritten werden, 
daß in einzelnen Artikeln sprach lich einfacher 
und verständ licher argumentiert werden kann. 
Ja, sogar sprachliche Fehler unterlaufen uns.
Doch nicht darum geht es in der Regel unseren 
Kriti kern; denn oft genug ge schieht es, daß man 
sie einige wenige Monate später wieder trifft, 
und da heißt es dann: „ ,Die Wahrheit‘ ist aber 
viel besser in dieser Zeit gewor den.“
Kompliment hin, Kompli ment her: Die Zeitung 
hat sich gewiß verbessert, aber nicht grund-
legend verändert. Verändert aber hat sich 
of fensichtlich das Denken des „Wahrheit“-Lesers. 
Sein Klassenbewußtsein hat sich entwickelt und 
damit seine Sprache. Wir als Organ einer mar-
xistisch-leninistischen Par tei schreiben natür-
lich in der Sprache der Arbeiterklasse und ihrer 
Wissen schaft. Denn auch die Ver wendung der 
Sprache ist nicht klassenneutral. Sie kann 
benutzt werden, um die Massen zu manipulie-
ren, die objektiven Wahrheiten zu verschlei-
ern. Und sie kann dazu dienen, die Dinge beim 
Namen zu nennen.
Einige Beispiele zur Ver deutlichung. Es ist nicht 
zufällig, daß die bürgerlichen Massenmedien 
von „Arbeit geber“ und „Arbeitnehmer“ sprechen, 
anstelle von Kapi talisten und Arbeitern, ob wohl 
es sich doch in Wahrheit genau umgekehrt 

verhält: Der Arbeiter gibt seine Ar beitskraft, und 
der Kapita list nimmt die Arbeit und eignet sich 
ihren Wert zu einem großen Teil an. Ähn lich ver-
hält es sich mit dem Begriff „Unternehmer“, der 
in schönfärberischer Weise das Ausbeutungs-
verhältnis zwischen Arbeiter und Kapi talist ver-
schleiert.
Diese Liste ließe sich fort setzen. Der wissen-
schaftliche Sozialismus hat in seiner langen 
Entwicklung feste Be griffe geprägt, mit denen 
eindeutige gesellschaftliche Verhältnisse 
beschrieben werden: so Imperialismus, Militaris-
mus, Faschismus, Monopol, Staatsmonopolis mus 
auf der einen Seite, Diktatur des Proleta-
riats, so zialistische Demokratie, Kommunis-
mus auf der ande ren Seite. Je heftiger sich der 
Kampf auf ideologischem Gebiet entwickelt, um 
so stärker benutzt der Gegner all diese Begriffe, 
um sie zu diffamieren und zu entstel len.
Hier in Westberlin, wo es nur eine einzige 
sozialisti sche Tageszeitung, nämlich „Die Wahr-
heit“, gibt, müssen wir gegen ein umfassendes 
System der geistigen und damit auch sprachli-
chen Ma nipulation ankämpfen.
Unsere unumstrittene Auf gabe ist es, Klassen-
bewußt sein in der Arbeiterklasse zu wecken 
und zu entwickeln. Aber wie, wenn nicht mit 
und in der Sprache der Arbei terklasse und ihrer 
Wissen schaft? Wir können die Begriffe „Kom-
munist“, „Revo lution“, „real existierender Sozia-
lismus“ beispielsweise nicht aus unserer Zeitung 
eliminieren, bloß weil „BZ“ und „Bild“ sie entstel-
len. Wir können auch den Imperialis mus nicht 
anders nennen als Imperialismus, nur weil die 
meisten Arbeiter unserer Stadt sich noch nichts 

oder nur Verschwommenes darun ter vorstel-
len können.
Wir sprechen also eine an dere Sprache als 
„Bild“ oder „BZ“, aber auch als „Tages spiegel“ 
und „Spiegel“ – müssen sie sprechen. Unsere 
Sprache wird unserem Leser in dem Maße ver-
ständlicher, je be wußter er sich die marxisti sche 
Weltanschauung aneig net. Aber das wiederum 
ge schieht nicht zuletzt mit Hilfe der Zeitung. Wir 
haben also auf sprachlichem Gebiet eine dop-
pelte Funktion zu erfüllen:
Wir müssen den Marxis mus-Leninismus in der 
ihm eigenen Sprache verbreiten.
Wir müssen sprachlich an das Bewußtsein der 
Arbeiter klasse und aller anderen Werktätigen 
dieser Stadt an knüpfen, um überhaupt klas-
senbewußtes Denken fördern zu können. Die 
Mehrheit der Arbeitenden bedient sich aber 
der von der Bourgeoisie für sie manipulierten 
Spra che.
Zwei Aufgaben also, die sich auch beim besten 
Willen und bei ausgezeichneter Be herrschung 
der Sprache nicht immer in jedem Beitrag lösen 
lassen. Vera Seidel 

(Aus: „Die Wahrheit“, Westberlin, 12. 8. 1975)

Weitere praktische Hinweise zum Thema  finden 
sich u. a. in 

– Prof. Dr. Georg Klaus: Sprache der Politik, 
Deutscher Verlag der Wissenschaften, Berlin 
1971, u. in 
– Dieter Faulseit / Gudrun Kühn: Die Sprache des 
Arbeiters im Klassenkampf, Berlin 1975, Verlag 
Tribüne, Berlin 1975
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Stimmen aus aller Welt über die DDR
Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, 
existierte, haben sich immer wieder Persönlich-
keiten aus der ganzen Welt bei oder nach Besu-
chen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag 
am 7. Oktober 1979 hat die Auslandspresseagen-
tur Panorama DDR über hundert solcher Stel-
lungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden 
ist so ein Mosaik persönlicher Erfahrungen und 
Erkenntnisse, die jeweils ein Stück gesellschaftli-
cher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend 
für die anderen veröffentlichen wir hier einige die-
ser Äußerungen – Älteren zur Erinnerung, Jünge-
ren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für 
die Welt (und für uns) war.

Stina Ekblad
Schauspielerin, Dänemark

Schauspieler gleichen sich zwar in einer Art auf 
der ganzen Welt, aber trotzdem war es etwas 
ganz anderes, mit Schauspie lern aus einem 
sozialistischen Land zusam menzuarbeiten. Das 
konnte ich selbst bei der Verfilmung von Hein-
rich Manns Roman „Ein ernstes Leben“ durch 
das Fernsehen der DDR erleben. Sie haben einen 
ganz anderen Hintergrund, eine ganz andere 
Ausbildung und auch ein ganz anderes Verhält-
nis zu den Dingen. Die jungen Schauspieler in 
meinem Alter befanden sich eigentlich in der 
gleichen Situation wie ich. Sie waren gerade fer-
tig mit der Schauspielschule, hatten vielleicht 
die gleichen Rollen wie ich gespielt. Aber sie hat-
ten ihr ganzes Leben in einem so zialistischen 
Land verbracht. Deshalb waren sie völlig sicher, 
daß sie immer Arbeit haben werden. Sie sind 
sich ihres Landes, ihres Hintergrundes und 
Milieus sowie ihrer Geschichte auf ganz andere 
Art bewußt als wir.
In der DDR redet man viel mehr übers Thea-
ter als bei uns. Meine Kollegen erzählten von 
ihren Brigaden, die sie am Arbeitsplatz auf-
suchen, dort ihre Stücke zeigen und darüber 

mit den Arbeitern sprechen. Die Schauspieler 
haben eine seriösere Auffassung, daß sie Teil 
der Gesellschaft sind.
Außerdem habe ich in der DDR be obachtet, daß 
dort sehr gern gelesen wird. Es ist eines der 
Länder, wo die meisten Bücher verkauft wer-
den. Wenn man davon ausgeht, daß Dänemarks 
Buch import aus der DDR viel geringer ist als 
umgekehrt, ist es völlig töricht, daß wir uns so 
hartnäckig abschirmen vor dem, was in Osteu-
ropa geschieht. Es wird dort so viel geschrie-
ben, es werden so viele Filme gedreht, und es 
geschieht so vieles, von dem wir überhaupt 
nichts wissen. Ich habe während meines Auf-
enthaltes in der DDR viele neue Schriftsteller 
kennengelernt, von denen ich vorher hier nie 
gehört hatte. Man sollte viel mehr Bücher aus 
der DDR übersetzen. Dann würde man ein bes-
seres Bild von dem haben, was dort vor sich 
geht.

Maria Rosália Ferreira
Ärztin, Portugal

Es bedeutet mir unsagbar viel, einige Tage mit 
Freunden in der DDR zu sein, Er fahrungen aus-
zutauschen und die Wirk lichkeit einer soziali-
stischen Gesellschaft kennenzulernen.
Es ist nicht die Ärztin, die hier spricht; es ist 
nicht die Antifaschistin, die für die Festigung 
der tiefgreifenden Veränderun gen der portugie-
sischen Gesellschaft nach der Aprilrevolution 
eintritt, die vor Euch steht. Es ist vielmehr und 
in erster Linie die Freundin, die Kampfgefährtin. 
Wäh rend unseres Aufenthaltes in der DDR hat-
ten wir viele Begegnungen, und wir schöpften 
Glück aus dem Vertrauen in die Kraft der Män-
ner und Frauen, die sich für den Aufbau einer 
sozialistischen Gesell schaft einsetzen, aus dem 
Vertrauen in die Kraft der internationalen Soli-
darität, die uns stets auch in der harten Zeit des 
Fa schismus erreicht hat. 

Im ehemaligen Frauenkonzentrationsla-
ger Ravensbrück – heute eine Gedenk stätte 

– ehrten wir die Frauen, die Opfer des faschi-
stischen Molochs wurden, und jene, die heute 
konsequent und entschlos sen in den Ländern 
kämpfen, in denen die faschistische Gefahr 
noch besteht.
Als wir mit den Freunden aus der DDR an 
ihrem Arbeitsplatz zusammentrafen, emp-
fanden wir die Größe der kollektiven Arbeit, 
sahen wir mit eigenen Augen, unter welchen 
Bedingungen die Arbeiter eines großen Beklei-
dungswerkes oder einer landwirtschaftlichen 
Produktions genossenschaft im Kreis Güstrow 
arbeiten und leben. 
Wir waren bei ihnen zu Hause und haben uns 
mit ihnen gemeinsam am Familientisch unter-
halten. Wir haben die Kinder in den Krippen 
und Kindergärten spielen sehen und gespürt, 
welche Liebe ihnen zuteil wird. Auf den Stra-
ßen von Güstrow und Schwerin begegneten 
wir älteren Menschen, die bei uns den Ein druck 
hinterließen, daß sie zufrieden und sorgenfrei 
leben. All dies hat uns bewußtgemacht, daß 
wir uns in einer sozialisti schen Gesellschaft 
befinden.
Wie nie zuvor erkennen wir, welche Schande 
die üble Propaganda, die gegen die Länder 
des Ostens und besonders gegen die DDR ver-
breitet wird, für unser Jahrhundert darstellt 
und mit welchen Formen der Prozeß der Ent-
fremdung, die der Imperialismus leichtgläu-
bigen und ahnungslosen Menschen aufzwingt, 
ge führt wird.
Vertrauen in die Menschen zu haben – das ist 
die große Lektion der Geschichte der DDR, 
die wir in erster Linie von un serem unver-
geßlichen Aufenthalt in die sem jungen und 
erfolgrei chen Land mitnehmen, das einerseits 
niemals seine schmerzvolle Vergangenheit ver-
gessen wird und andererseits für eine glückli-
che Zukunft lebt.

BUCHTIPS  

	Domenico Losurdo: Der westliche 
Marxismus 

„Westlicher Marxismus“, mit diesem Etikett wer-
den sehr unterschiedliche Theoretiker verse-
hen, gemeinsam ist ihnen die Abgrenzung zum 
„klassischen“ oder „orthodoxen“ Marxismus. 
Domenico Losurdo argumentiert, daß dem eine 
Loslösung von den epochalen Emanzipations-
kämpfen zugrunde liegt. Dies reiche zurück bis 
in die Periode, „in welcher der Erste Weltkrieg 
und die Russische Revolution theoretisch ver-
arbeitet wurden“. Hier und nicht erst in der Sta-
lin-Ära sucht er den Ursprung dieses Strangs der 
Marx-Diskussion. „Und wenn die Risse und die 
darauffolgende Entfremdung“, so fragt er, „außer 
auf die Unterschiedlichkeit der objektiven Situa-
tion und der kulturellen Tradition zurückgingen 
auf die theoretischen und politischen Grenzen 
vornehmlich des westlichen Marxismus?“ Von 
dieser Frage ausgehend setzt er sich auseinander 
mit namhaften Theoretikern von Max Horkhei-
mer und Theodor W. Adorno über Louis Althus-
ser und Michel Foucault bis zu Giorgio Agamben, 

Alain Badiou, Slavoj Žižek, Antonio Negri und 
Michael Hardt. Außerdem bezieht er Hannah 
Arendt in seine Betrachtung mit ein.
PapyRossa, Köln 2019, ca. 250 S., 18,90 €

	M. Bircken / C. Hartinger u. a. (Hg.): 
Petzow – Villa der Worte 

Brigitte Reimann war da, Maxie und Fred 
Wander auch, Reiner Kunze, Günter de Bruyn, 
Heinz Knobloch, Karl Mickel und viele andere 
Schriftstellerinnen und Schriftsteller: Der 
malerisch am Schwielowsee bei Werder gele-
gene Ort Petzow war begehrter Schreibort und 
gern erinnertes Refugium. Die weiße Villa mit 
den drei Pappeln übte eine Faszination auf 
Schreibende aus. Gleichzeitig Erholung und 
eine besondere Arbeitsatmosphäre zu finden, 
das ermöglichte hier von 1955 bis 1990 der 
Schriftstellerverband. Die erschwinglichen 
Preise auch für Familienangehörige und eine 
gastfreundliche Bewirtung waren die äußeren 
Bedingungen. Eine wachsende Kollegialität und 
der Austausch auch kontroverser Meinungen 

sorgten für eine stets anregende, angenehme 
Atmosphäre. Ein kundiger Herausgeberkreis 
hat aus den in Petzow verfaßten oder von 
Petzow inspirierten Texten eine einzigartige 
Anthologie zusammengestellt. Briefe stehen 
neben Tagebuchauszügen, Gedichte neben kur-
zen Prosastücken, Beschreibungen des Augen-
blicks neben nachträglichen Betrachtungen, 
illustriert von Fotos und Dokumenten wie dem 
Gästebuch der ersten fünf Jahre des Schriftstel-
lerheims aus dem Besitz von Gerhard Wolf. Dies 
alles fügt sich zu einem Bild, das die kreative 
Arbeitskonzentration, fruchtbare Kommunika-
tion und Erholungsmöglichkeit für Generatio-
nen von Schriftstellerinnen und Schriftstellern 
beschreibt. Auf diese Weise steht Petzow als 
Metapher für die Umstände des Wachsens und 
Gedeihens der DDR-Literatur – einer Litera-
tur, die lesens- und erinnernswert bleibt, auch 
wenn sie inzwischen manchenorts generell in 
Frage gestellt wird.
vbb – Verlag für Berlin-Brandenburg, Berlin 
2016, 304 S., zahlr. Abb. u. Karikaturen, 19,99 €
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 ■ Regionalgruppe Falkensee 
Am 2. April um 19 Uhr spricht Uwe Hiksch, 
Sprecher des Marxistischen Forums 
bei der Partei Die Linke, zum Thema: 
EU-Parlamentswahl und die Situation in 
der Europäischen Union
Ort: Begegnungsstätte der Linken, 
Bahnhofstraße 74, 14612 Falkensee

 ■ Regionalgruppe Neubrandenburg
Am 3. April um  17 Uhr spricht Simone 
Oldenburg, Fraktionsvorsitzende 
der Landtagsfraktion der Partei Die 
Linke MV, zum Thema: Die Arbeit der 
Landtagsfraktion, die Situation und  
die Probleme in Mecklenburg-
Vorpommern
Ort:  Mehrgenerationenhaus Senioren-
büro e. V., Poststraße 4,  
17033 Neubrandenburg

 ■ Regionalgruppe Dresden und 
Kommunistisches Aktionsbündnis

Am 3. April um 19 Uhr spricht  
Dr. Lothar Schmerl zum Thema: Der 
Antikommunismus – die Grundtorheit 
unserer Epoche (Thomas Mann) – über 
den Zusammenhang von Nationalismus, 
Rassismus und Antikommunismus
Ort: Haus der Begegnung – Die Linke 
Sachsen, Großenhainer Straße 93,  
01127 Dresden

 ■ Regionalgruppe Bernau 
Am 9. April um 18 Uhr: Gemeinsame 
Veranstaltung mit GRH und ISOR. Es spricht 
der Autor Peter Böhm zum Thema: „For 
eyes only“ – Die wahre Geschichte des 
Horst Hesse
Ort: Treff 23 (Kulturbühne), 
Breitscheidstraße 43 A, 16321 Bernau 

 ■ Regionalgruppe Güstrow
Am 11. April um 16 Uhr spricht Uwe Hiksch, 
Sprecher des Marxistischen Forums bei der 
Partei Die Linke, zum Thema: Die Haltung 
der Linken zur EU unter verschärften 
außen- und handelspolitischen 
Bedingungen – ihr Programm zur 
EU-Parlamentswahl
Ort: Haus der Generationen der 
Volkssolidarität, Weinbergstraße 28,  
18273 Güstrow 

 ■ Regionalgruppe Magdeburg
Am 11. April um 14 Uhr spricht Oberst a. D. 
Gerhard Giese zum Thema: Sind Frieden 
und Einheit für Syrien noch erreichbar?
Ort: Kühleweinstraße (Kulturraum am  
Ende der Sackgasse), 39106 Magdeburg

 ■ Regionalgruppe Frankfurt/Oder
Am 12. April um 15 Uhr spricht Dr. Peter 
Michel, Kulturhistoriker, zum Thema 
Künstler in der Zeitenwende
Ort: Klub der Volkssolidarität,  
Logenstraße 1, 15230 Frankfurt/Oder

 ■ Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau
Am 13. April um 10 Uhr spricht Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP, auf einer 
gemeinsamen Veranstaltung mit dem 
jW-Leserkreis und der DKP zum Thema: 
Einheit der Linken – Gebot nicht nur  
der Stunde
Ort: Seniorenbüro, Kopernikusstraße 7, 
08056 Zwickau

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 13. April um 10 Uhr spricht Sebastian 
Rostock zum Thema: Wofür neue 
Polizeigesetze in Deutschland?  
Ort: Dresdner Straße 26, „Drogenmühle“, 
01809 Heidenau

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Torgau
Am 13. April um 10.30 Uhr spricht Prof. Dr. 
Anton Latzo zum Thema: Die Wahlen zum 
EU-Parlament und die AfD
Ort: Gaststätte „Mohrrübe“, Vorstädter 
Gärten, Abfindungen Weg 0, 04860 Torgau

 ■ Regionalgruppe Berlin Marzahn-
Hellersdorf

Am 16. April um 18 Uhr spricht Ulla 
Jelpke, MdB, zum Thema: Erfolgt der 
Ausbau der BRD zu einem autoritären 
Sicherheitsstaat?
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38, 12679 Berlin

 ■ Regionalgruppe Bitterfeld-Wolfen
Am 18. April um 14 Uhr spricht Klaus 
Jauer zum Thema: Die Arbeit der 
Kreisdienststellen des MfS der DDR
Ort: Kulturhaus der Stadt 
Bitterfeld-Wolfen, Puschkinplatz 3 
(Konferenzzimmer), OT Wolfen,  
06766 Bitterfeld-Wolfen

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Luckenwalde
Am 20. April um 14 Uhr spricht Peter 
Steiniger, Mitglied des RF-Autorenkreises, 
zum Thema: Kuba und der Vormarsch der 
Rechten in Lateinamerika   

Ort: Schützengilde Luckenwalde, 
Potsdamer Straße 2 A, 14943 Luckenwalde

 ■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar
Am 24. April um 13 Uhr gemeinsame 
Veranstaltung mit anderen im OKV 
organisierten Verbänden und Vereinen 
zum Thema:  Der Umgang mit der DDR-
Geschichte
Ort: Gaststätte „Dahlie“,  
Roßlauer Straße 1, 99086 Erfurt

 ■ Regionalgruppe Berlin-
Hohenschönhausen

Am 24. April um 18 Uhr spricht Oberst a. D.  
Karl Rehbaum zum Thema: Die NATO – eine 
Gefahr für den Frieden? 
Ort: Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 B, 13051 Berlin

 ■ Regionalgruppe Leipzig        
Am 24. April um 18 Uhr spricht die 
Publizistin Sabine Kebir zur Studie der 
französischen Historikerin Sonja Combe  

„Ein Leben gegen ein anderes“. 
Ort: Villa Davignon, Friedrich-Ebert- 
Straße 77, 04105 Leipzig

 ■ Regionalgruppe Berlin-Lichtenberg
Am 25. April um 18 Uhr spricht Oberst 
a. D. Bernd Biedermann zum Thema: Der 
NATO-Doppelbeschluß von 1979 – der 
INF-Vertrag, seine Umsetzung und der 
mögliche Ausstieg
Ort: KULTschule, Sewanstraße 43,  
10319 Berlin

 ■ Regionalgruppe Cottbus
Am 27. April um 10 Uhr spricht Rechtsanwalt 
Hans Bauer, Vorsitzender der GRH, auf 
einer gemeinsamen Veranstaltung mit ISOR 
zum Thema: Wahrheit und Versöhnung? 
Umgang mit der Geschichte der DDR
Ort: Gaststätte „Brandenburger Hof“, 
Friedrich-Ebert-Straße 33,  
03044 Cottbus

„RotFuchs“-Veranstaltungen im April 

Das RF-Versandaktiv  
bei der Arbeit
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Ich möchte an den 27. Januar 1944 erinnern. An 
diesem Tag befreiten die Soldaten der Roten 
Armee die 900 Tage lang eingeschlossene Stadt 
Leningrad, von den Faschisten als „Geburts-
stätte des Kommunismus“ zum Hungertod 
bestimmt. In diesen 900 Tagen starben fast 
eine Million Menschen durch Beschuß, durch 
Krankheiten und eben durch den Mangel an 
Lebensmitteln.
Dieses von Nazi-Deutschland verursachte Leid 
und Elend kann niemand ermessen und niemand 
beschreiben. Und doch können wir still und 
sprachlos die Zeilen lesen, die in dem großfor-
matigen Bild-Text-Band „Rußland im Krieg“ von 
Wladimir Karpow (Schweizer Verlagshaus, Zürich 
1988) zu finden sind: „Mit mir im selben Haus 
wohnte eine junge Frau mit Zwillingen. Schon im 
ersten Blockadewinter lagen beide im Sterben. 
Auch sie selbst hatte nicht mehr lange zu leben. 
Sie war zu schwach, einsam und verlassen. Und 
dann faßte sie eines Tages einen Entschluß. Ich 
weiß nicht, wie man es nennen kann, aber es 
fehlen in der menschlichen Sprache dafür die 
Worte. Sie hatte erkannt, daß sie nicht beide 
Söhne retten kann. Also hörte sie auf, den einen 
ihrer Söhne zu füttern. Er starb.
Aber der zweite überstand diese Zeit. Ich habe 
ihn gestern gesehen, wie er im Hof ging. Ein 
dürres, blasses Kind, mit leeren, traurigen Augen. 
Aber am Leben!“
Niemand sollte meinen, daß solches heute nicht 
mehr möglich ist. Schauen wir in den Jemen, wo 
wieder mit deutschen Waffen Leben vernichtet 
wird. Die Aufzählung ließe sich fortsetzen. Leider 
kann die Mutter aus Leningrad ihre Geschichte 
nicht mehr erzählen. Aber wir können die Erin-
nerung für sie weitertragen. Und unser Handeln 
danach ausrichten und nicht nur reden.

Joachim Augustin, Friesland

Zu Kay Strathus: Ein Staat, in dem 40 Jahre lang 
Mangel herrschte, RF 252, S. 32
Es war wohltuend und spannend, den Januar-

„RotFuchs“ zu lesen. Mir fällt es schwer, einzelnes 
hervorzuheben. Dennoch springt die Aufzählung 
all dessen, woran es der DDR vierzig Jahre lang 
mangelte, besonders ins Auge. Diese Zusammen-
stellung sollte möglichst weite Verbreitung finden. 

Manfred Wild, Berlin

Zu Ralf Jungmann: Was man nicht vergessen 
sollte, RF 252, S. 33
Alle Veränderungen seit 1989/90 haben bei den 
Menschen, die im Osten Deutschlands leben, 
Spuren hinterlassen, viele sind enttäuscht, 
viele abgewandert, fühlen sich nicht mehr 

wahrgenommen. Im Westteil des Landes hat 
man das nie nachfühlen können, nie begriffen. 
Es wurde bewußt verschwiegen, aber auch 
von vielen Politikern und Medien nicht erkannt, 
in seiner Bedeutung ignoriert. Man wollte und 
will eigene Fehler nicht eingestehen oder gibt 
sie nur häppchenweise oder verschämt zu. 
Vergessen darf man dabei auch nicht das laut-
starke Mitmachen und Zustimmen so mancher 
früherer DDR-Bürger, die auf diese Weise ihre 
neue Existenz oder Karriere begründeten oder 
sich den neuen Verhältnissen anpaßten.
2019 stehen Wahlen in einigen ostdeutschen 
Bundesländern an, runde Jahrestage wie der 
Fall der Mauer und das Ende der DDR werfen 
ihre Schatten voraus. Ein Grund für uns, Farbe 
zu bekennen. Franz Tallowitz, Saterland

Von Juli 1990 bis Ende 1992 privatisierte die 
Treuhandanstalt rund 11 000 volkseigene Betriebe 
und baute 68 % der Arbeitsplätze ab. Von 145 
Betrieben mit mehr als 5000 Beschäftigten blie-
ben fünf übrig. Die Treuhandanstalt übernahm 
und privatisierte 600 Mrd. DM an Grundmitteln; 
400 Mrd. DM Grund und Boden volkseigener 
Betriebe; 200 Mrd. DM Vermögen der NVA; 
180 Mrd. DM Verwaltungs- und Finanzvermö-
gen; 20 Mrd. DM Flächen Volkseigener Güter;  
1 Mrd. DM Auslandsvermögen. Insgesamt: 
1401 Mrd. DM. Die größte Vernichtung von 
Produktivvermögen in Friedenszeiten. Die 
Bevölkerung eines hochindustrialisierten Landes 
mit moderner Landwirtschaft war enteignet. Die 
DDR-Wirtschaft übernahmen 88 % Westdeut-
sche, 6 % Ausländer und 6 % Ostdeutsche. 
Damit war Ostdeutschland entindustrialisiert, 
die westdeutsche Wirtschaft hatte einen Kon-
kurrenten weniger und neue Absatzmärkte. Die 
Treuhandanstalt hinterließ einen Schuldenberg 
von 257 Mrd. DM. In Ostdeutschland blieb eine 
vorwiegend kleinteilige Wirtschaft. Über zwei 
Millionen gut ausgebildeter Fachkräfte gingen 
in den Westen, eine Million Beamte und Politiker 
kamen als Entwicklungshelfer aus der alten 
BRD. Die Folgen der Deindustrialisierung in 
Ostdeutschland wie geringere Löhne und Renten, 
höhere Arbeitslosigkeit, drei Stunden längere 
Wochenarbeitszeit, schlechtere Lebensqualität 
und mehr sind nach fast 30 Jahren „deutscher 
Einheit“ geblieben.
Ostdeutsche warten noch immer auf die „blü-
henden Landschaften“, die Helmut Kohl im Juli 
1990 versprach. Geblieben sind Brachen wie  
z. B. in Güstrow die Zuckerfabrik, Kleiderwerke, 
Türenwerke, Polstermöbel KG Fleischverarbei-
tung, das Bahnbetriebswerk, das LIW, der BT 
WGK und weitere …

Wilfried Schubert, Güstrow

Mir ist aufgefallen, daß Funk und Fernsehen der 
BRD oft auf Unterhaltungssendungen des DDR-
Fernsehens zurückgreifen. Die Jubiläumsgala 
für Frank Schöbel anläßlich seines 55jährigen 
Bühnenjubiläums am 5. Januar mit Regina 
Thoß, Zsusa Koncz und vielen anderen DDR-
Schlagergrößen ist nur ein Beispiel dafür. Diese 
relativ hohe Konzentration von DDR-„Stimmen“ 
in der heutigen Zeit noch einmal zu erleben, tat 
einfach gut und rief das hohe Niveau von DDR-
Unterhaltungskunst einmal mehr ins Gedächtnis, 
die sich wohltuend von dem abhob, was uns 
heute in aller Regel zugemutet wird.

Hans-Georg Vogl, Zwickau

Am 1. 2. 2019 haben die USA und am 2. 2. Ruß-
land den Ausstieg aus dem INF-Vertrag, nach 
mehrjähriger gegenseitiger Beschuldigung, diesen 
Vertrag verletzt zu haben, aufgekündigt. Haben 
die betreffenden Seiten vergessen, daß es die 
Methode der Inspektionen vor Ort gibt, um klar 
zu sehen, oder war es Absicht, keine Transpa-
renz zuzulassen? Man kann zu dem Eindruck 
kommen, daß beide Seiten den Ausstieg wollen, 
um nachrüsten zu können, damit solche von 
diesem Vertrag nicht erfaßten Länder wie China, 
Indien, Pakistan, Israel, Iran u. a. ihre Vorteile 
nicht gegen die USA und Rußland nutzen können. 
Vielleicht ist ja auch noch nicht alles verloren, 
denn es könnten ja die sechs Ausstiegsmonate 
genutzt werden, um den Vertrag an die heutigen 
Bedingungen anzupassen und die potentiellen 
Entwicklerstaaten von Mittelstreckenraketen 
einzubinden. Ein solches Szenarium wäre aus 
europäischer Sicht besonders wünschenswert, 
denn die angeführten Wirkungsradien der Mit-
telstreckenwaffen zeigen die Vernichtungszone 
für Europa klar auf. Der Kampf für die Erhaltung 
oder Überarbeitung des INF-Vertrags ist für das 
Überleben und den Frieden in Europa von so 
großer Bedeutung, daß man diese Aufgaben nicht 
nur den Regierungen und Militärs überlassen 
sollte, sondern er bedarf der Einmischung aller 
Bürger der betroffenen Länder.

Gerhard Giese, Strausberg

Mit dem Austritt der USA aus dem INF-Vertrag 
wird eine neue Spirale des Wettrüstens eingeleitet. 
Diese Entwicklung kann uns in eine atomare Apo-
kalypse führen. Es ist unfaßbar, wie leichtsinnig 
und kritiklos die Sprecherin der Bundesregierung 
auf der Bundespressekonferenz vom 4. Februar 
die nicht bewiesenen Vorwürfe der USA gegen 
Rußland nachplappert. Für mich stellt sich die 
Frage, wozu wir einen Nachrichtendienst brau-
chen, wenn er nicht einmal ansatzweise Beweise 
für diese Vorwürfe liefern kann. Bezeichnend ist 
in diesem Zusammenhang auch, daß die USA 
nicht bereit sind, das Angebot der russischen 
Seite anzunehmen, vor Ort ihre Behauptungen 
zu belegen. Diese Tatsache läßt nur eine Schluß-
folgerung zu: Es sind erneut Lügen.
Die USA unterhalten ca. 1000 Militärstützpunkte 
auf der Welt und haben in 172 Ländern Soldaten 
stationiert. Die Russen unterhalten dagegen in 
20 Ländern Stützpunkte. Die USA geben im 
Vergleich zu Rußland rund das Zehnfache an 
Militärausgaben aus. Wer spielt hier mit dem 
Feuer?
Für mich ist klar, daß es ökonomisches und 
strategisches Kalkül der USA ist, gegen Rußland 
vorzugehen. Es locken die riesigen natürlichen 
Reichtümer Landes, welche die USA sich einver-
leiben wollen. Hinzu kommt, daß sich Rußland 
unter Führung Putins nicht unter die Macht des 
Dollars zwingen läßt. Wie gefährlich so eine Hal-
tung ist, mußte nicht zuletzt Libyen erfahren. Die 
Absicht Gaddafis, als Zahlungsmittel für einige 
afrikanische Länder den Golddinar einzuführen, 
war sein Todesurteil. Zumindest konnte Frankreich 
mit dem gestohlenen libyschen Vermögen seine 
maroden Staatsfinanzen aufbessern. Es geht 
also nicht um Demokratie und Freiheit, sondern 
um Rohstoffe und  Geld. 

Ralf Kaestner, Bützow

Die Sammlungsbewegung „Aufstehen“ hatte am 
16. Februar zu einer bundesweiten Aktion „Bunte 

L E S E R B R I E F E
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Westen“ aufgerufen. Mit einer violetten Weste 
nahm auch ich am Samstag auf dem Anger in 
Erfurt mit circa 100 Menschen aus Thüringen 
teil. „Aufstehen“ ist keine Partei, sondern eine 
Sammlungsbewegung, welche gegen die Poli-
tikverdrossenheit kämpft. Viele Bürger sind von 
der Politik enttäuscht. Trotz allen Sonntagsreden 
und moralischer Appelle, die meinen, daß wir 
das beste politische System, die „Demokratie“, 
haben und das beste wirtschaftliche System, 
die „soziale Marktwirtschaft“, geht die Schere 
zwischen Arm und Reich von Jahr zu Jahr immer 
weiter auseinander. Der Lebensstandard bei 
vielen Bürgern sinkt ständig; seit 1972 starben 
mehr Menschen, als Kinder geboren wurden, 
denn Kinder sind ein Armutsrisiko.
Aber Vizekanzler und Finanzminister Scholz 
(SPD) sagte: „Die fetten Jahre in Deutschland 
sind vorbei“ – fragt sich nur für wen? 1991 
wurde ein Bruttosozialprodukt (BSP) von 1579,8 
Milliarden Euro erwirtschaftet, 2017 ist es auf 
das Doppelte gestiegen – nur, was ist bei den 
Geringverdienern angekommen?
Die Redner auf dem Erfurter Anger riefen den 
Bürgern zu: „Unsere Wut wächst! Wir müssen 
alle aufstehen gegen solche Mißstände in 
Deutschland.“ Doch das ist leichter gesagt 
als getan.
Nur 17 Prozent der Beschäftigten sind in einer 
Gewerkschaft organisiert. Wenn man fragt 

„Warum bist du nicht in der Gewerkschaft?“, 
wird gesagt: „Ich bekomme Ärger, wenn ich 
mich engagiere.“ Dazu kommt die allgemeine 
Stimmungslage gegenüber Armen und Flücht-
lingen. Aber es geht auch anderes, wie die 
Bewegungen um Bernie Sanders (USA), Jeremy 
Corbyn (Großbritannien) oder die „Gelbwesten“ 
in Frankreich zeigen.

Stanislav Sedlacik, Weimar

Was sagen mir die „Gelbwesten“ in Frankreich? 
Sie stehen für mich als Zeichen dafür, daß für 
einen bedeutenden Teil des Volkes die Zeit 
herangereift ist, in der man mit den „Eliten“ 
Tacheles reden muß. Nun haben die Aktionen 
der „Gelbwesten“ noch keinen durchschlagen-
den Erfolg erbracht. Das ist wohl auch von den 
Initiatoren nicht erwartet worden. Vor allem hat 
meiner Meinung nach ein kräftiges Echo in der 
östlichen Nachbarschaft gefehlt.
Daß diese „Gelbwesten“ das Herz auf dem 
rechten Fleck haben, zeigt ihr Aufruf vom  
26. Januar. Hier heißt es: „Wir wollen für unsere 
Angehörigen, unsere Familien und unsere Kinder 
in Würde leben können. 26 Milliardäre besitzen 
so viel wie die Hälfte der Menschheit. Dies ist 
nicht zu akzeptieren. Laßt uns den Reichtum 
teilen und nicht das Elend! Laßt uns Schluß 
machen mit der sozialen Ungleichheit!“
Betrachtet man diese Ereignisse in ihrem Zusam-
menhang, bleibt der menschlichen Gesellschaft 
eigentlich nichts anderes übrig, als den 1917 
begonnenen, 1945 weitergeführten und 1990  
abgebrochenen Weg wieder zu beschreiten, 
natürlich nicht ohne die Gründe für das vorläufige 
Aus des europäischen Sozialismus gründlich zu 
untersuchen. Inwieweit die „Gelbwesten“ den 
Beginn einer solchen neuen Zeit einläuteten, 
möchte ich nicht feststellen. Immerhin ist es 
aber wohl die stärkste antikapitalistisch geprägte 
Aktion in einem westlichen hochentwickelten 
kapitalistischen Land. 

Günther Freudenberg, Bernburg

Die Beiträge zum 70. Jahrestag der Gründung 
der Pionierorganisation in den RF-Ausgaben 
251 und 253 erinnerten mich an meine eigene 
Pionierzeit. In meinem Mitgliedsbuch – ich wurde 
1948 Gründungsmitglied und gehörte auch dem 
Freundschaftsrat an – steht das Gelöbnis der 
Jungen Pioniere. Es hat Zeit meines Lebens 
einen entscheidenden Einfluß auf meine Über-
zeugungen und mein Handeln gehabt. 
Als Teilnehmer am Deutschlandtreffen 1950 in 
Berlin traf ich einen sowjetischen Offizier, der mir 
in mein Mitgliedsbuch eine Widmung eintrug: 

„Pionier, Du bist ein Soldat des Friedens.“ Dieser 
Satz, der wohl einen sehr nachhaltigen Eindruck 
auf mich machte, sollte mein weiteres Leben 
bestimmen. Ich wurde Berufssoldat und habe in 
35 Jahren der Zugehörigkeit zu den bewaffneten 
Organen dem höchsten Anspruch der DDR, den 
Frieden zu bewahren, ehrenhaft gedient. 
Wir haben unsere Kinder in diesem Sinne erzo-
gen. Noch heute denken sie gern an ihre eigene 
Pionierzeit zurück, besonders an das Zusam-
mensein mit anderen in den Pionierlagern. Als 
Elternvertreter in den Kindergärten und Schulen 
ging es uns um das Wohlergehen aller Kinder. 
Jetzt – in meinem achten Lebensjahrzehnt ste-
hend – bin ich voller Sorge um ihre Zukunft. Es 
ist höchste Zeit, die Kräfte zu bündeln und alles 
dafür zu tun, daß der Frieden erhalten bleibt.

Johannes Auerwald, Berlin

Zu meinem Artikel „Zweierlei Maß bei Recht und 
Gerechtigkeit“ in der Februar-Ausgabe des RF 
möchte ich ergänzend auf eine Quelle aufmerk-
sam machen. Im Informationsblatt der CDU/CSU 

„Deutschland-Union-Dienst“ vom 11. Oktober 
1950 wurde unter der Überschrift, „Säuberung 
auf gesetzlicher Grundlage“ über eine Bitte an 
den damaligen Bundesinnenminister Gustav 
Heinemann berichtet: „Der Bundesvorstand 
der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU/
CSU hat den Bundesinnenminister ersucht, die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß kommunistische Abgeordnete in Stadt- und 
Gemeinderäten sowie in den Kreistagen von der 
Ausübung ihres Mandates mit sofortiger Wirkung 
ausgeschlossen werden. Weitere gesetzliche 
Maßnahmen sollen die Amtsenthebung aller 
kommunistischen Gemeindebeamten und 

-angestellten ermöglichen.“
Folgerichtig setzte Adenauer das Ersuchen seiner 
Parteigenossen um. Im Juni 1951 wurden die 
FDJ und im November 1951 die KPD verboten. 

Johann Weber, Niederbayern

Zu „Gerechtigkeit, ein marxistischer Begriff“ 
(RF 253, S. 1)
In seinem Leitartikel zitiert Arnold Schölzel den 
Vorstandschef des Versicherungskonzerns 
Allianz, Oliver Bäte zum Begriff „Gerechtigkeit“. 
Dies sei für ihn „ein marxistischer Begriff“. Auf 
den Einwand hin, Gerechtigkeit sei auch ein 
sehr christlicher Begriff und ein Thema der 
Aufklärung, meinte Bäte: „Aber was einer als 
gerecht oder ungerecht empfindet, ist sehr 
subjektiv.“ Der Mann weiß, warum er skrupellos 
ist und ahnungslos tut: „Ein gerechter Tagelohn 
für ein gerechtes Tagewerk? Aber was ist ein 
gerechter Tagelohn, und was ist ein gerechtes 
Tagewerk? Wie werden sie bestimmt durch die 
Gesetze, unter denen die moderne Gesellschaft 
existiert und sich entwickelt? Um eine Antwort 
auf diese Frage zu finden, dürfen wir uns nicht 

berufen auf irgendwelche sentimentalen Gefühle 
von Humanität, Gerechtigkeit oder gar Wohl-
tätigkeit. Was moralisch gerecht ist, ja selbst 
was dem Gesetz nach gerecht ist, kann weit 
entfernt sein von sozialer Gerechtigkeit. Über 
soziale Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit wird 
entschieden durch eine einzige Wissenschaft 
allein – durch die Wissenschaft, die sich mit 
den materiellen Tatsachen von Produktion und 
Austausch befaßt, die Wissenschaft von der 
politischen Ökonomie.“ (Friedrich Engels, Ein 
gerechter Tagelohn für ein gerechtes Tagewerk) 
Bäte weiß ganz instinktiv, was daraus folgt: „Der 
Arbeiter hat keine gerechten Chancen.“ (F. E.) 
Und – das weiß Bäte auch: „… nach der politi-
schen Ökonomie der Kapitalistenklasse (ist das) 
der höchste Gipfel der Gerechtigkeit.“ (F. E.) Es 
ist ihm – obwohl kein Marxist, aber Kapitalist – 
sehr wohl klar, daß die Gerechtigkeitsforderung 
aus dem Munde der Ausgebeuteten und Unter-
drückten ein ganz scharfer Protest gegen die 
bestehenden Verhältnisse ist, vielleicht ist ihm 
sogar unwohl ob der Konsequenzen – dennoch 
fühlt er sich im Recht. Vielleicht meint er aber 
auch, ihn könne nichts erschüttern. Sehr klar 
dazu schon das „Manifest der Enragés“ vom 
25. Juni 1793: „Die Freiheit ist ein leerer Wahn, 
solange eine Menschenklasse die andere 
ungestraft aushungern kann. Die Gleichheit ist 
ein leerer Wahn, solange der Reiche mit dem 
Monopol das Recht über Leben und Tod seiner 
Mitmenschen ausübt. Die Republik ist ein leerer 
Wahn, solange Tag für Tag die Konterrevolution 
am Werk ist, mit Warenpreisen, die drei Viertel 
der Bürger nur unter Tränen aufbringen können.“ 
Darum mit Engels: „Übergang der Arbeitsmittel – 
Rohstoffe, Fabriken, Maschinerie – in den Besitz 
des arbeitenden Volkes selbst.“

Herbert Münchow, Leipzig

Vor kurzem las ich Rosa Luxemburgs Schrift „Zur 
russischen Revolution“: „Es (das Proletariat) soll 
und muß eben sofort sozialistische Maßnahmen 
in energischster, unnachgiebigster, rücksichts-
losester Weise in Angriff nehmen, also Diktatur 
ausüben, aber Diktatur der Klasse, d. h. in brei-
tester Öffentlichkeit, unter tätigster ungehemmter 
Teilnahme der Volksmassen, in unbeschränkter 
Demokratie. … Jawohl: Diktatur! Aber diese 
Diktatur besteht in der Art der Verwendung der 
Demokratie, nicht in ihrer Abschaffung.“
Welch eindeutige Widerlegung der Auffassung, 
daß der Satz Rosa Luxemburgs „Freiheit ist 
immer die Freiheit der Andersdenkenden“ sich 
auf alle Menschen, also auch die Angehörigen 
der herrschenden Klasse, bezog und die Revo-
lutionärin als Idealistin darstellt.
Sie schreibt weiter: „… dann ist es klar, daß 
der Sozialismus sich seiner Natur nach nicht 
oktroyieren läßt, durch Ukase einführen. Er hat 
zur Voraussetzung eine Reihe Gewaltmaßnah-
men – gegen Eigentum usw. Das Negative, den 
Abbau kann man dekretieren, den Aufbau, das 
Positive nicht. Neuland. Tausend Probleme. 
Nur Erfahrung ist imstande, zu korrigieren 
und neue Wege zu eröffnen. Nur ungehemmt 
schäumendes Leben verfällt auf tausend neue 
Formen, Improvisationen, erhält schöpferische 
Kraft, korrigiert selbst alle Fehlgriffe.“
Die Revolution selbst ist ein gewaltiger Lernprozeß, 
was aber danach zu bewältigen ist hinsichtlich 
des neuen Denkens und Handelns, ein noch 
weitaus schwierigerer. 
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Ich bin Psychologischer Psychotherapeut und 
beschäftige mich jeden Tag mit den starren 
Strukturen und Einschränkungen von Men-
schen, möchte ihnen nahebringen, wie sie zu 
mehr Freiheit gelangen. Was Rosa Luxemburg 
bemängelt, ist das, was die Verhaltenstherapie 

„ein Mehr desselben“ nennt. Noch mehr Willens-
kraft, noch mehr Disziplin. 
Da die Freiheit des einzelnen die Voraussetzung 
für die Freiheit aller ist, gilt es, sich Gedanken 
darüber zu machen, was für mich als Sozialist 
Freiheit bedeutet.
Und jetzt komme ich zu einem konkreten Anlie-
gen. Vor vielen Jahren las ich bei John Reed die 
Beschreibung einer Szene. Die revolutionären 
Arbeiter und Soldaten hatten die Macht erobert. 
Und vor einem Museum, in dem die Bourgeoisie 
ihre zusammengeraubten Schätze ausstellte, 
standen einige Soldaten und waren angehalten, 
den Bürgern keinen Zutritt zu erlauben. Sie hat-
ten die Macht, es zu verhindern. Aber wie sah 
es mit ihrer Seele aus? Ihr Leben lang gequält, 
ausgebeutet, beschämt, bestraft, geknechtet, 
jeglichen positiven Selbstwertgefühls beraubt, 
ohne Bildung, gab es angesichts dieser Peini-
ger, die da nun vor ihnen standen und mit der 
Selbstverständlichkeit des Herrenmenschen 
die gleichen Befehle aussprachen wie noch vor 
der Revolution, als ersten Reflex Angst. Und da 
beschreibt John Reed unnachahmlich, wie sich 
die Soldaten, hin- und hergerissen zwischen 
revolutionärem Bewußtsein und Angst, langsam 
dazu durchringen, auch im täglichen Leben 
diesen bisherigen Ausbeutern die Stirn zu bieten.
Leider weiß ich nicht mehr, wo das steht. Kann 
jemand die Fundstelle mitteilen?
 Helmut Faure, Düsseldorf

Die Artikel im Januar-„RotFuchs“ zur Novem-
berrevolution 1918 und zur Gründung der KPD, 
in denen es auch um Liebknecht, Luxemburg, 
Mehring u. a. ging, erinnerten mich daran, daß 
auch Hermann Duncker bei diesen wichtigen 
historischen Ereignissen eine bedeutende 
Rolle spielte. 
Nachdem Duncker sein Studium beendet hatte, 
war er 1903 kurze Zeit als Volontär bei der Leipziger 
Volkszeitung, die damals von Franz Mehring und 
Rosa Luxemburg geleitet wurde, tätig. 
Im Juni 1905 verfaßten Karl Liebknecht, Julian 
Marchlewski und Hermann Duncker einen 
Protestbrief an den SPD-Parteivorstand gegen 
dessen Politik. 
In der Novemberrevolution war Duncker unmittelbar 
beteiligt am Sturm auf den „Lokal-Anzeiger“ und 
bewirkte, daß dieser eine Abendausgabe – die 
erste Nummer der „Roten Fahne“ – drucken und 
herausgeben mußte. 
Am Gründungsparteitag der KPD vom 31. 12. 
1918 bis 1. 1. 1919 nahm Hermann Duncker mit 
seiner Frau Käthe teil. Beide wurden, wie auch 
Liebknecht, Luxemburg, Pieck, Eberlein u. a., 
in das zwölfköpfige Zentralkomitee gewählt.

Dr. Gerhard Kaltenhäuser, Berlin 

Zu „Erinnerung an Michail Scholochow“,  
RF 253, S. 19
Während meines Studiums 1954 bis 1959 an der 
Lenin-Akademie in Moskau hatten wir neben 
Treffen mit anderen Schriftstellern der Sowjetunion 
auch mehrere mit Scholochow. Zudem gehörte 
zu unserem Studium auch das Fach Literatur, in 
dem wir Werke dieses Schriftstellers behandel-

ten. Während der Treffen erzählte er im Beisein 
seines Sohnes aus seinem Leben, darunter auch 
etwas über sein Verhältnis zu Stalin. 
Dieser hatte ihn mehrmals zu Gesprächen einge-
laden. Eines davon galt seinem Buch „Neuland 
unterm Pflug“. Stalin soll ihn aufgefordert haben, 
Textstellen zu verändern. Er habe erwidert: „Ich 
schreibe, was und wie ich es erlebt habe.“ Es 
blieb beim ursprünglichen Text. Das konnten sich 
ganz sicher nicht viele erlauben. Scholochow 
konnte es. Er nannte auch seine Gründe, warum 
er nicht in der Hauptsstadt lebte. Er wollte näher 
am Volk sein. Scholochow sprach über sein 
Verhältnis zum Schriftstellerverband und zu 
einzelnen seiner Mitglieder. Er antwortete auf 
viele von uns gestellte Fragen. In der Art und 
Weise seiner Erzählung, seiner Freimütigkeit 
erkannten wir den erfahrenen, selbstbewuß-
ten Bolschewiken, der Zeit seines Lebens ein 
bescheidener Mensch blieb. 
Diese Treffen sind für mich unvergeßlich, prägten 
meine Haltung zu den sowjetischen Menschen, 
denen ich bis heute verbunden bin, auch wenn 
sie heute in einem anderen Staat leben. Sie 
nahmen damals und nehmen auch jetzt einen 
besonderen Platz in meinem Herzen ein. 

Heinz Bilan, Leipzig

Jahrzehntelang hat sich Genossin Marianne 
Victor (1920–2019) – seit 1947 an der Seite des 
Schriftstellers und Publizisten Walther Victor 
(1895–1971) – für den Aufbau einer neuen, 
antifaschistisch-demokratischen Gesellschaft 
und für den Aufbau des Sozialismus in der DDR 
eingesetzt. Besonders lag ihr die umfassende 
Bildung aller Schichten des Volkes durch die 
populäre Vermittlung der Werke unserer Klassi-
ker und der Weltliteratur am Herzen. Mit großer 
Sorgfalt und Liebe hat sie Walthers literarisches 
und publizistisches Schaffen im Walther-Victor-
Archiv als Sekretärin mit aufgebaut und nach 1990 
der Akademie der Künste Berlin, Literaturarchiv, 
übereignet. Ein Fundus für die Forschung, der 
mehr genutzt werden sollte. An der Seite ihres 
Mannes wurde Marianne am 7. Februar auf 
dem Historischen Friedhof Weimar im Beisein 
langjähriger Genossen und Freunde beigesetzt.

Werner Voigt, Kromsdorf

„Vogelschiß“ und „Fußnote“ – mit beiden Begriffen 
wurde deutsche Historie bewertet. Der eine meinte 
die über 1000jährige Geschichte, der andere 40 
Jahre davon in einem Teil Deutschlands. Die 
Urheber der beiden Metaphern wurden in der 
Stadt geboren, als sie Chemnitz hieß. Beide hätten 
sich dort begegnen können, als sie den Namen 
Karl-Marx-Stadt trug, der auch uneingeschränkt 
für Antifaschismus stand. Diejenigen, die ihr den 
Namen des Begründers des wissenschaftlichen 
Sozialismus gaben, hatten mit dessen Lehren 
und Methoden die Ursachen für den deutschen 
Faschismus aufgedeckt und vorausgesehen, daß 
er zur Neuaufteilung der Welt und zu Völkermord 
führen wird. Für den einen der beiden stand der 
neue Name der Stadt für die antifaschistische 
Ordnung, für Verfolgung und Enteignung von 
Nazi- und Kriegsverbrechern, für Volkseigentum, 
für den anderen waren die gesellschaftlichen 
Veränderungen auch in dieser Stadt ein Grund, 
in den anderen Teil Deutschlands zu flüchten, in 
dem die alte Unordnung wieder restauriert wurde, 
in deren Schoß Faschismus fruchtbar bleibt.  
Beide wollten in ihrer Geburtsstadt das Abitur 

machen. Der eine, Helmut Flieg, später bekannt 
als Stefan Heym, wurde wegen eines antimilita-
ristischen Gedichts gegen deutsche Rüstungs-
exporte relegiert und konnte das Abitur in seiner 
Geburtsstadt nicht ablegen. Dem anderen –  
30 Jahre später – war es an der Friedrich-Engels-
EOS in der DDR vergönnt. Sich gegen deutsche 
Rüstungsexporte aufzulehnen, wäre ihm nicht in 
den Sinn gekommen, sie zu fördern schon eher. 
Und weil der deutsche Faschismus den Krieg 
auf geraume Zeit geschändet hatte und Krieg 
und Rüstung zukünftig nicht zu fördern geeignet 
waren, ist sie für den einen Chemnitzer eben nur 
ein „Vogelschiß“ in der deutschen Geschichte. 
Den anderen schmerzte, daß die DDR lediglich 
eine Fußnote in der deutschen Geschichte sein 
sollte, aber, so Heym: „Und es gibt Geschichts-
bücher, in denen man (unter Umständen) in den 
Fußnoten das Wichtigste findet.“
Heute können wir sagen, daß die DDR keine 
Fußnote ist. Sie wird gar in die Annalen der 
Weltgeschichte eingehen, und zwar als eine 
Zeit, in der die Arbeiterklasse und die Klasse der 
Genossenschaftsbauern auf deutschen Boden 
staatliche Macht zum Wohle des werktätigen 
Volkes ausübten, aber nicht imstande waren, 
sie dauerhaft zu sichern. Zu hoffen bleibt, daß 
die Gaulands und andere Apologeten des 
gewöhnlichen Kapitalismus, die Chance auf eine 
Renaissance des Sozialismus durch Rückfall 
in die Barbarei oder Zerstörung des Planeten 
nicht zunichte machen. Kommunisten, Sozia-
listen und andere humanistische Kräfte sind 
gefordert, alles zu tun, um Frieden zu bewahren, 
Kriege zu beenden und um eine humanistische 
Weltordnung zu ringen.

Hans-Jürgen Joseph, Berlin

Hallo, habe das Schnupperexemplar gelesen, ist 
wirklich sehr gut gemacht. Würde gern weiter 
die Zeitschrift beziehen, aber ich werde es mir 
wohl nicht leisten können. Daher vielen Dank 
für die kostenlose Ausgabe, das ist noch guter 
Journalismus.

Dieter Heischkel, Großräschen

Anmerkung der Redaktion:
Über Ihr Lob haben wir uns sehr gefreut. 
Der „RotFuchs“ wird ausschließlich 
durch Spenden finanziert, d. h., jeder 
Leser bezahlt monatlich, vierteljährlich 
oder jährlich das, was er erübrigen 
kann und/oder was ihm die Zeitschrift 
wert ist – es ist also kein ernsthafter 
Interessent vom Bezug ausgeschlos-
sen! Und das funktioniert seit über 
zwanzig Jahren zum andauernden 
Ärger unserer Gegner und zur Freude 
unserer Leser.
Alle „RotFuchs“-Ausgaben, beginnend 
bei der Nummer 1 vom Februar 1998, 
stehen auf unserer Web-Seite im PDF-
Archiv zum Herunterladen bereit. Dies 
umfaßt auch die „RotFuchs“-Extras, 
alle „RotFuchs“-Beilagen und die 
jährlich erscheinenden Inhaltsregister.
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Die in namentlich gezeichneten Beiträgen zum Ausdruck gebrachten Auffassungen müssen nicht mit denen der Redaktion übereinstimmen.
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Redaktionsschluß für die übernächste 
Ausgabe ist der 28. eines Monats.

Graphik: Siegfried Lachmann

 ■ Regionalgruppe Königs 
Wusterhausen 

Am 27. April um 10 Uhr spricht 
Oberstleutnant a. D. Dieter Skiba zum 
Thema: Nazi- und Kriegsverbrechen 
und ihre strafrechtliche Verfolgung 
in der DDR und in der BRD
Ort: Bürgertreff, Fontaneplatz 2, 
15711 Königs Wusterhausen

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 27. April um 10 Uhr: 
Podiumsdiskussion zur 
EU-Parlamentswahl mit den 
Spitzenkandidaten der DKP, Olaf 
Harms (Hamburg) und Robert Kühne 
(Mecklenburg-Vorpommern)
Ort: Mehrgenerationenhaus 
Evershagen, Maxim-Gorki- 
Straße 52, 18106 Rostock

 ■ Regionalgruppe Schwerin
Am 27. April um 10 Uhr spricht 
Wolfgang Herrmann, früherer Berater 
der Sandinistischen Front der 
Nationalen Befreiung in Nikaragua, 
zum Thema: In welche Richtung 
entwickelt sich Lateinamerika?
Ort: Bertha-Klingberg-Haus, Max-
Planck-Straße 9 A, 19063 Schwerin

 ■ Regionalgruppe Potsdam
Am 30. April um 18 Uhr spricht der 
Journalist und Buchautor Ronald 
Weber zum Thema:  Peter Hacks 
und die Kulturpolitik der DDR –  
ein schwieriges Verhältnis
Ort: Lothar-Bisky-Haus,  
Alleestraße 3, 14469 Potsdam


